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Kurzreferat 

Soziale und technische Implementierung von Compliance-Anforderungen in Geschäftspro-

zessen – Von der Anforderungsidentifikation zur Business Rule 

 

Unternehmen müssen heute eine Vielzahl von Compliance-Anforderungen erfüllen. Bei Kon-

sumgüterherstellern gewinnt hierbei die Erweiterte Herstellerverantwortung immer mehr an 

Bedeutung, deren unterschiedliche Gesetzgebungen in verschiedenen Ländern eingehalten 

werden müssen, um Bußgelder oder Vertriebsverbote zu verhindern. Unternehmen müssen 

folglich Wege finden, um die Compliance-Anforderungen möglichst ressourceneffizient und 

nachhaltig in Geschäftsprozessen zu implementieren. 

Die vorliegende Masterarbeit beschäftigt sich daher mit der Frage, wie Unternehmen bei der 

sozialen und technischen Implementierung von Compliance-Anforderungen in Geschäftspro-

zessen vorgehen sollten, um eine möglichst hohe Akzeptanz und Umsetzungssicherheit zu 

gewährleisten. Basierend auf einer Literaturrecherche und der Modellierung praxisnaher Bei-

spiele mit DMN werden schrittweise verschiedene Möglichkeiten zur Implementierung von 

Compliance-Anforderungen in Geschäftsprozessen, von der Anforderungsidentifikation bis 

zur Aufstellung von Business Rules, aufgezeigt.  

Um Compliance-Anforderungen nachhaltig in Geschäftsprozessen zu implementieren, sollten 

die Anforderungen in den Geschäftsprozessen hinterlegt und deren Einhaltung regelmäßig 

durch Audits überprüft werden. Eine flexible und umsetzungssichere Möglichkeit bieten au-

ßerdem Business Rules. Auch spielen soziale Aspekte wie die Prozessorganisation, klare Zu-

ordnungen von Rollen und Verantwortlichkeiten und Change-Management eine Rolle, da 

diese einen Einfluss auf die Akzeptanz durch die Prozessbeteiligten haben. Nur unter Beach-

tung der technischen und sozialen Aspekte können Compliance-Anforderungen in Geschäfts-

prozessen nachhaltig implementiert werden. 

 

 

Schlagwörter: Business Rules, Compliance-Anforderungen, Decision Model and Notation 

(DMN), Erweiterte Herstellerverantwortung, Geschäftsprozessmanagement, Prozess-Compli-

ance 

 

  



 

Abstract 

Social and Technical Implementation of Compliance Requirements in Business Processes – 

from Requirement Identification to Business Rule 

 

Today, companies have to fulfil various compliance requirements. For manufacturers of con-

sumer goods, Extended Producer Responsibility is gaining more and more importance, as 

they have to comply with different legislation in different countries in order to avoid fines or 

sales bans. Consequently, companies must find ways to implement compliance requirements 

in business processes in the most resource-efficient and sustainable way. 

This master’s thesis therefore deals with the question of how companies should proceed with 

the social and technical implementation of compliance requirements in business processes, 

in order to ensure the highest possible acceptance and security in implementation. Based on 

a literature research and the modelling of practical examples with DMN, different possibilities 

for the implementation of compliance requirements in business processes are shown step by 

step, from the identification of requirements to the creation of business rules. 

In order to sustainably implement compliance requirements in business processes, the requi-

rements should be included in the business processes and compliance with these rules should 

be checked regularly within audits. Business rules also offer a flexible and implementation-

secure option. Social aspects such as process organization, clear assignment of roles and 

responsibilities and change management, also play a role, as these have an influence on 

acceptance by those involved in the process. Compliance requirements only can be imple-

mented sustainably in business processes, if the technical and social aspects are considered. 

 

Keywords: Business Rules, Compliance Requirements, Decision Model and Notation (DMN), 

Extended Producer Responsibility, Business Process Management, Process Compliance 
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1 Einleitung 

Unternehmen müssen eine Vielzahl von Compliance-Anforderungen erfüllen wie zum Beispiel 

die Datenschutz-Grundverordnung (DSVGO), Gesetzgebungen im Bereich des Rechnungs-

wesens oder Arbeitsschutz- und Abfallgesetzgebungen. Des Weiteren gibt es bekannte Re-

gelwerke wie zum Beispiel Basel III, die International Accounting Standards (IAS), COBIT 

(Control Objectives for Information and related Technology) sowie diverse ISO-Standards 

oder Nachhaltigkeitsstandards, nach denen sich Unternehmen freiwillig zertifizieren lassen 

können.  

Ein Compliance Thema, welches für Konsumgüterhersteller und damit auch für Spielwaren-

hersteller immer mehr an Bedeutung gewinnt, ist die Erweiterte Herstellerverantwortung am 

Ende des Produktlebenszyklus für Elektronik, Batterien und Verpackungen. Für alle drei Be-

reiche gibt es jeweils EU-Richtlinien, welche unterschiedlich in den einzelnen Ländern in na-

tionales Recht umgesetzt sind. Daraus resultiert eine Vielzahl von Compliance-Anforderun-

gen, die mit den regelmäßigen Novellierungen der Richtlinien und Gesetze dazu führt, dass 

sich Spielwarenhersteller, aber auch andere Hersteller in der Konsumgüterindustrie und letzt-

endlich alle Unternehmen überlegen müssen, wie sie ihre Compliance-Anforderungen doku-

mentieren, einhalten und die Einhaltung überwachen können. Dabei sollte die technische Lö-

sung möglichst flexibel sein, aber auch eine hohe Umsetzungssicherheit bieten. Oft führen die 

immer neuen Anforderungen auch zu Unmut bei den Prozessbeteiligten, welche für die Ein-

haltung der Gesetze dann letztendlich verantwortlich sind. Daher sollten auch die sozialen 

Komponenten bei der Implementierung von Compliance-Anforderungen in Geschäftspro-

zesse betrachtet werden. 

Um compliant zu sein, muss eine Organisation sämtliche relevante Gesetze, Standards und 

Vorschriften kennen und befolgen. (Knoll; Strahringer 2017, S. 5) Dies wird für Unternehmen 

aufgrund der ständig neuen Normen sowie der Globalisierung und den damit verbundenen 

unterschiedlichen Kulturen und Wertesystemen immer schwieriger. Gleichzeitig werden Ver-

stöße durch Behörden zunehmend mit hohen Bußgeldern und Strafen belegt. (Mackert 2017, 

S. 775) 

Die Anforderungen für Compliance Regeln können aus unterschiedlichen Quellen stammen 

wie z.B. Gesetzen, Standards oder Unternehmensrichtlinien. Dabei kann sich eine Regel auf 

Anforderungen aus unterschiedlichen Quellen beziehen, wobei es wichtig ist, dass diese wi-

derspruchsfrei formuliert ist. Eine widerspruchsfreie Formulierung ist auch Grundlage für eine 

Automatisierung, wobei die Regeln auch von den Fachexpertinnen und -experten verstanden 

werden sollten. (Knuplesch; Reichert 2017, S. 715) Aber eine Business Rule kann sich nicht 

nur auf mehrere Compliance-Anforderungen beziehen, sondern auch eine Compliance-Anfor-

derung kann auf mehrere Business Rules heruntergebrochen werden. Dabei sollte berück-

sichtigt werden, dass bereits das Herunterbrechen der Compliance-Anforderungen eine Mo-

dellierungsfrage ist, die unter Berücksichtigung der sozialen Komponente beantwortet werden 

sollte, da es für die Prozessbeteiligten wichtig ist nachvollziehen zu können, wie die Compli-

ance-Anforderungen implementiert werden. So könnten zum Beispiel die Compliance-Anfor-

derungen in einer Prozess-Compliance-Matrix den Unternehmensprozessen zugeordnet wer-

den, für welche sie relevant sind. Dadurch werden Abhängigkeiten zwischen den einzelnen 

(Teil-) Anforderungen und den Prozessbereichen identifiziert. (Schneider; Auer 2013, S. 117) 
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Auch könnten die relevanten Informationen zur Umsetzung der Compliance-Anforderung den 

Prozessmitarbeitenden im Prozessportal beim jeweiligen Prozess zur Verfügung gestellt wer-

den. (Schmelzer; Sesselmann 2020, S. 256)  

Eine andere Möglichkeit wäre die Compliance-Anforderungen in technische Business Rules 

herunterzubrechen und mit DMN (Decision Model and Notation) zu modellieren. Hier kann es 

erforderlich sein, die Kriterien, die zum Treffen der Entscheidung geführt haben, genau zu 

analysieren und zu dokumentieren, um die Compliance nachweisen zu können. (Freund; 

Rücker 2019, S. 177) Eine wichtige Fragestellung in dieser Arbeit ist daher auch, wie man von 

der identifizierten Compliance-Anforderung zur Business Rule kommt und wieder zurück. 

1.1 Zielsetzung 

Die Motivation der Autorin für dieses Thema liegt in ihrer Tätigkeit im Bereich Environmental 

Sustainability bei einem international agierenden Spielwarenhersteller. Dabei hat sie sich 

schon häufiger die Frage gestellt, welches der beste Weg wäre, um mit den unterschiedlichen 

Compliance-Anforderungen umzugehen und vor allem die Akzeptanz bei den Prozessbetei-

ligten zu erhöhen. Das Thema hat für alle Unternehmen, insbesondere in der Konsumgüter-

industrie und daher auch für Spielwarenhersteller, eine hohe Relevanz, da die Erfüllung der 

gesetzlichen Verpflichtungen oft bereits Marktzugangsvoraussetzung ist und Unternehmen, 

die sich nicht daran halten, mit einem Vertriebsverbot, Rückruf oder hohen Geldbußen rech-

nen müssen. 

Das Ziel der geplanten Masterarbeit ist es daher, das Leistungspotenzial der sozialen und 

technischen Implementierung von Compliance-Anforderungen in Geschäftsprozessen aufzu-

zeigen. Dabei soll eine strukturierte, aber flexible Vorgehensweise erarbeitet werden, die suk-

zessive alle identifizierten Schritte und Möglichkeiten von der Anforderungsidentifikation bis 

zur Aufstellung von Business Rules beschreibt. Hierbei soll immer auch auf Alternativen und 

die Umsetzungssicherheit eingegangen werden.  

Die durch Literaturrecherche gewonnenen Erkenntnisse aus dem Theorieteil sollen durch Mo-

dellierungen eines Praxisbeispiels mit DMN und BPMN abgerundet werden. Hierbei ist das 

Ziel zu überprüfen, inwiefern sich alle ausgewählten Compliance-Anforderungen in Form von 

Buisness Rules über Decision Tables abbilden lassen und wo die Vorteile der Decision Tables 

gegenüber der Modellierung im BPMN-Prozessfluss liegen.  

Für das Praxisbeispiel wurde ein Beispiel aus dem Bereich der Erweiterten Herstellerverant-

wortung bei Spielwaren gewählt, denn in der Literatur wird das Thema Prozess-Compliance 

im Hinblick auf die Erweiterte Herstellerverantwortung und Spielwaren kaum betrachtet. Oft 

werden im Zusammenhang mit dem Thema Prozess-Compliance Regelwerke aus dem Be-

reich Rechnungswesen, IT-Governance oder Corporate Governance erwähnt. Auch konnte 

keine Literatur zur Umsetzung der Erweiterten Herstellerverantwortung bei Spielwaren gefun-

den werden.  

Für die Theorie ist das Ziel der Masterarbeit insofern relevant, da anhand der Compliance-

Anforderungen einer Branche mit Verknüpfung eines Praxisbeispiels aufgezeigt wird, wie die 

Einhaltung von Compliance-Anforderungen durch die soziale und technische Implementie-

rung in Geschäftsprozessen sichergestellt werden kann. Der Nachweis von Compliance wird 
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immer häufiger von diversen Stakeholdern wie Behörden und Kunden gefordert. Dafür werden 

viele Unternehmensressourcen benötigt und die zunehmenden Compliance-Anforderungen 

stellen für Unternehmen Aufwandstreiber in Form von Mehrleistung dar, die optimiert werden 

sollten. (Schneider; Auer 2013, S. 116) 

Aufgrund der in diesem Kapitel beschriebenen Zielsetzung wurde für die vorliegende Arbeit 

die folgende Forschungsfrage formuliert: 

Wie sollten Unternehmen bei der sozialen und technischen Implementierung von Compliance-

Anforderungen in Geschäftsprozessen vorgehen, um eine möglichst hohe Akzeptanz und Um-

setzungssicherheit zu gewährleisten?   

Die Zielgruppe dieser Arbeit sind interessierte Personen, die Compliance-Anforderungen in 

Geschäftsprozessen effizient und nachhaltig implementieren möchten. Für ein gutes Ver-

ständnis der Arbeit ist Basiswissen zur Prozessmodellierung mit Business Process Model and 

Notation (BPMN) Voraussetzung. 

1.2 Methodik und Aufbau 

Für die Masterarbeit wurde ein theoretisch-konzeptionelles Vorgehen gewählt. Dabei wurde 

die Forschungsfrage anhand der bestehenden Literatur bearbeitet und auf diese gestützt. Es 

handelt sich beim theoretisch-konzeptionellen Vorgehen jedoch nicht um eine reine Zusam-

menfassung der bestehenden Literatur, sondern die vorliegenden Erkenntnisse sollen genutzt 

werden, um neue Erkenntnisse zu ermöglichen und konzeptionelle Lücken (fehlende Erklä-

rungen) zu schließen (Goldenstein; Hunoldt; Walgenbach 2018, S. 85).  

Die der Masterarbeit zugrunde liegende Methodik ist die Literaturrecherche. Diese fand zuerst 

systematisch Anwendung. Dabei wurde in Datenbanken mit Schlagworten nach relevanten 

Autorinnen und Autoren, Sammelwerken, Fachzeitschriften etc. gesucht. Die Relevanz für die 

eigene Arbeit wurde anhand von Titel, Zusammenfassung und Schlussteil beurteilt, wobei teil-

weise auch der Text quergelesen wurde. 

Diese Suche für die vorliegende Arbeit erfolgte vorrangig in den folgenden Datenbanken: 

• Google Scholar 

• OLAV – Online Literaturabfrage der FH Vorarlberg 

• ScienceDirect 

• ResearchGate 

• SpringerLink 

Verwendete Schlagworte waren u.a. Prozess-Compliance, Business Rule Management, 

DMN, DMN Compliance-Regeln, Entscheidungstabellen, Extended Compliance Rule Graphs, 

soziale Implementierung von Geschäftsprozessen, Governance, Risk and Compliance (GRC). 

Für die Definition der Compliance-Anforderungen wurden außerdem EU-Richtlinien, Geset-

zestexte sowie die Informationen von Dualen Systeme und Verbänden herangezogen. 
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Des Weiteren wurde die Methode der konzentrischen Kreise angewendet. Dabei wurden Vor-

lesungsunterlagen der Lehrveranstaltungen „Betrieb, Controlling und Governance von Pro-

zessen“ und „Prozessmodellierung mit BPMN“ im zweiten Semester herangezogen und deren 

Quellen zurückverfolgt. Durch das Nachverfolgen von Literaturangaben, aus zum Thema der 

Masterarbeit passender Folien, ergaben sich weitere Quellen, die für die Arbeit relevant wa-

ren. 

Nach den allgemeinen Begriffsbestimmungen wird in dieser Arbeit zuerst auf die Identifikation 

von Compliance-Anforderungen eingegangen. Anschließend werden Möglichkeiten der tech-

nischen und sozialen Implementierung von Compliance-Anforderungen beschrieben, wobei 

immer auch darauf eingegangen wird, was für eine möglichst hohe Akzeptanz und Umset-

zungssicherheit berücksichtigt werden muss. Nach der Vorstellung verschiedener Notationen 

zur Modellierung von Business Rules wird die Arbeit durch die Modellierung praxisnaher Bei-

spiele sowie einem Fazit mit Ausblick abgerundet. 
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2 Begriffsbestimmungen 

In diesem Kapitel werden die für diese Masterarbeit grundlegenden Begriffe definiert. 

Besonders relevant sind hier die Begriffe Compliance und Compliance-Anforderungen. 

Außerdem wird die Compliance von Governance abgegrenzt. 

2.1 Compliance 

Als Compliance wird Regelkonformität bezeichnet, wobei es sich um organisationsexterne 

Regularien wie Gesetze, Standards und Vorschriften handeln kann, aber auch um organisati-

onsinterne Richtlinien wie z.B. einen Code of Conduct. Die Regelkonformität kann gesetzlich 

vorgeschrieben sein, aber eine Organisation kann sich auch freiwillig zur Einhaltung bestimm-

ter Regelwerke z.B. Nachhaltigkeitsstandards verpflichten, die über die gesetzlichen Anforde-

rungen hinaus gehen. Durch die Einhaltung von Compliance-Anforderungen lassen sich (Haf-

tungs-) Risiken für Unternehmen und deren Eigentümer bzw. deren Management vermeiden 

oder zumindest begrenzen (Schmelzer; Sesselmann 2020, S. 620). Compliance kann auch 

als wesentliche Leitungs- und Überwachungsaufgabe durch die Unternehmensleitung defi-

niert werden. Durch Compliance sollen Reputationsschäden für das Unternehmen und seine 

Mitarbeitende vermieden werden. (Mackert 2017, S. 775–776) 

2.2 Abgrenzung zu Governance 

Während es bei der Compliance darum geht, Gesetze und Regeln einzuhalten, geht es bei 

der Governance darum, wie eine Organisation geführt, gesteuert und kontrolliert werden 

muss. Das ist in den Governance Regeln und Richtlinien definiert. Beide Themengebiete sind 

eng verbunden mit dem Risikomanagement, weshalb Governance, Risk und Compliance 

(GRC) zusammenhängend betrachtet werden müssen. Alle drei Bereiche hängen direkt mit 

Geschäftsprozessen zusammen und können sich stark negativ auf Unternehmen auswirken, 

wenn sie vernachlässigt werden. (Schmelzer; Sesselmann 2020, S. 595–596) Governance 

bezeichnet auch die komplette Nachvollziehbarkeit und Transparenz innerhalb einer Organi-

sation, von der Unternehmensstrategie über das operative Geschäftsmodell bis zu den ein-

zelnen Business Capabilities (Menschen, Technologie und Prozesse). (Jeston 2018, S. 101) 

2.3 Compliance-Anforderungen 

Im einleitenden Kapitel werden diverse Regularien erwähnt, gegenüber denen Konsumgüter-

hersteller eine Compliance sicherstellen müssen. Die in dieser Masterarbeit genauer betrach-

teten Compliance-Anforderungen beziehen sich allerdings ausschließlich auf die Europäische 

Verpackungsrichtlinie und die Umsetzung dieser Richtlinie in die nationalen Verpackungsge-

setze der EU-Mitgliedsstaaten Italien und Frankreich. Dabei werden nicht die gesamten Ver-

packungsgesetzgebungen betrachtet, sondern jeweils nur die Verpflichtungen zur Verpa-

ckungskennzeichnung. Bei den Verpackungsgesetzen handelt es sich um organisationsex-

terne Regularien, deren Einhaltung gesetzlich vorgeschrieben ist. 
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2.4 Compliance-Prozess 

Für den Compliance-Prozess wird die folgende Definition von Schneider; Auer für diese Mas-

terarbeit übernommen: 

„Vorgehensweise zur Integration von Prozess- und Compliance-Organisation […], wel-

che mit neuen oder geänderten Anforderungen startet und mit der Lieferung der mit den 

Stakeholdern abgestimmten Berichte endet (Schneider; Auer 2013, S. 115).“ 

2.5 Business Rule / Compliance Rule 

Die Begriffe Business Rule und Compliance Rule werden in dieser Masterarbeit synonym ver-

wendet, da Business Rules im Zusammenhang mit Compliance-Anforderungen von einigen 

Autorinnen und Autoren auch als Compliance Rules bezeichnet werden. Alan N. Fish definiert 

Business Rules wie folgt: 

„A business rule is a logical statement that allows a conclusion to be drawn from a set of 

conditions. Rules are conventionally expressed in the form „IF<condition>THEN<conclu-

sion> (Fish 2012, S. 43).““  
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3 Identifikation von Compliance-Anforderungen 

Bevor Compliance-Anforderungen in Geschäftsprozessen implementiert werden können, 

müssen diese zuerst identifiziert werden. Daher werden in diesem Kapitel mögliche Quellen 

von Compliance-Anforderungen beschrieben. 

3.1 EU-Richtlinien 

Beim EU-Recht gibt es eine Unterscheidung zwischen Verordnungen und Richtlinien. Beide 

gehören zum Europäischen Sekundärrecht (Spångberg Zepezauer; Bruckmann 2015, S. 

218–219), welches auf Grundlage der die EU begründenden Verträge (Primärrecht) erlassen 

wurde. (Hummer 2010, S. 40) 

Verordnungen kommen häufiger vor als Richtlinien, gelten unmittelbar in allen Mitgliedsstaa-

ten und sind mit allen Inhalten verbindlich. (Frenz 2021, S. 15) Daher entsprechen sie Geset-

zen im nationalen Kontext. (Spångberg Zepezauer; Bruckmann 2015, S. 218) Dementspre-

chend verdrängen EU-Verordnungen die nationalen Gesetze und müssen von Behörden und 

Gerichten in den EU-Mitgliedsstaaten angewendet werden. Sie lassen jedoch oft auch Raum 

für eigene Regelungen in den Mitgliedsstaaten, indem sie nicht alle Bereiche der Anwendung 

vorgeben. Ebenfalls verbindlich für die Mitgliedsstaaten sind Beschlüsse, die früher als Ent-

scheidungen bezeichnet wurden. (Frenz 2021, S. 15)  

EU-Richtlinien haben im Gegensatz zu den Verordnungen keine unmittelbare Wirkung, son-

dern müssen jeweils in den Mitgliedsstaaten noch in nationales Recht umgesetzt werden. Bis 

zu ihrer Umsetzung sind sie nur für die Mitgliedsstaaten, nicht jedoch für jede einzelne Person 

in den Mitgliedsstaaten verbindlich. Bei der Wahl der Mittel und Wege der Umsetzung der 

Richtlinie sind die Mitgliedsstaaten sehr flexibel, solange sie die vollständige Wirksamkeit ge-

währleisten. (Frenz 2021, S. 16) Richtlinien sind somit im Hinblick auf ihre Ziele verbindlich. 

(Spångberg Zepezauer; Bruckmann 2015, S. 219) Die Umsetzungsfrist geht in der Regel aus 

der jeweiligen Richtlinie hervor. (Frenz 2021, S. 16)  

Im Bereich der Erweiterten Herstellerverantwortung handelt es sich um EU-Richtlinien, die in 

den Mitgliedsstaaten entsprechend in nationales Recht umgesetzt wurden. Die Richtlinien, 

welche für Spielwarenhersteller Anwendung finden und deren Hintergründe, werden in Kapitel 

3.5.2 aufgeführt. 

3.2 Bestimmungen in den jeweiligen Exportländern 

Bei internationalen Geschäften denken Unternehmen häufig zuerst an das Außenwirtschafts-

recht im engeren Sinne wie z.B. das deutsche Außenwirtschaftsgesetz oder das EU-Zollrecht. 

Es gibt jedoch auch ein Außenwirtschaftsrecht im weiteren Sinne, unter das sämtliche Rechts-

gebiete fallen, die für den Außenwirtschaftsverkehr relevant sein können. Darunter fallen u.a. 

das Produkthaftungsrecht, das internationale Markenrecht oder das internationale Kaufver-

tragsrecht. (Büter 2020, S. 34) Weitere Beispiele sind das Umweltrecht, Konsumentenschutz-

recht und Steuerrecht. Hierbei kann der Erfolg eines Außenhandelsgeschäfts stark von einer 

sich ändernden Gesetzeslage im Zielmarkt beeinflusst werden. (Sternad 2020a, S. 14) 
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Aus Sicht der Autorin fallen nach der oben genannten Definition auch die gesetzlichen Rege-

lungen zur Erweiterten Herstellerverantwortung im Ausland unter das Außenwirtschaftsrecht 

im weiteren Sinne, da diese insofern für den Außenwirtschaftsverkehr relevant sind, da Un-

ternehmen, welche diese Verpflichtungen nicht einhalten, im schlimmsten Fall mit einem Ver-

triebsverbot im jeweiligen Land rechnen müssen. Daher ist es für Unternehmen wichtig, die 

Bestimmungen in den jeweiligen Exportländern als Compliance-Anforderungen zu identifizie-

ren und sich entsprechend um deren Einhaltung zu bemühen. 

3.3 Freiwillige Standards und Zertifizierungen 

Compliance-Anforderungen können auch aus Regelwerken resultieren, zu deren Einhaltung 

sich Unternehmen freiwillig verpflichten. (Schmelzer; Sesselmann 2020, S. 620) International 

anerkannte Standards in verschiedenen Bereichen wie z.B. Qualitäts-, Umwelt- und Ener-

giemanagement werden von der International Organization for Standardization (ISO) veröf-

fentlicht. (ISO 2022) Darüber hinaus können sich Unternehmen in verschiedenen Bereichen 

nach bestimmten Nachhaltigkeitsstandards von diversen Anbietern zertifizieren lassen, wobei 

bestimmte Zertifizierungen dann oft auch von Lieferanten gefordert werden müssen. (Winkel-

mann; Butzer-Strothmann; Ahlers 2020, S. 337) Ein Beispiel hierfür wäre die FSC®-Zertifizie-

rung für eine ökologische und soziale Forstwirtschaft. (FSC 2021) 

3.4 Einfluss der Art des Geschäfts auf die Compliance-Anforderungen 

Mit bestimmten Geschäftsmodellen und -prozessen, insbesondere im internationalen Umfeld, 

sind bestimmte Compliance-Risiken verbunden, weshalb hier frühzeitig Compliance-Expertin-

nen und Experten in Projekte eingebunden werden sollten. (Falta; Dueblin 2017, S. 790) Bu-

siness Design Entscheidungen wie z.B. welche rechtlichen Beziehungen zwischen einzelnen 

Tochtergesellschaften einer Firmengruppe bestehen, haben hierbei einen wesentlichen Ein-

fluss auf Prozesse, Rollen, Governance oder auch Risiken. (Jeston 2018, S. 589) 

Im Hinblick auf die erweiterte Herstellerverantwortung könnte das aus Sicht der Autorin be-

deuten, dass die Mitarbeitenden, die sich mit EPR-Compliance auskennen, bereits bei der 

Erschließung neuer Märkte und Vertriebswege oder dem Aufbau neuer Tochtergesellschaften 

frühzeitig einbezogen werden müssen, um mögliche gesetzliche Verpflichtungen und damit 

verbundene Risiken prüfen zu können. Den Verantwortlichen aus Vertrieb oder Marketing ist 

die Bedeutung von Compliance-Anforderungen oft gar nicht bewusst, weshalb sie hier ent-

sprechend durch Compliance-Expert*innen mit praxiserprobtem Erfahrungswissen beraten 

werden müssen. Wenn die Compliance-Anforderungen hier frühzeitig berücksichtigt werden, 

hält sich meist auch der Aufwand in Grenzen (Mackert 2017, S. 790) und es kann ggf. früh-

zeitig eine Chancen-Risiken-Abwägung durchgeführt werden. (Sternad 2020a, S. 18) 

Eine Standardisierung der Compliance-Prozesse ist umso schwieriger, je häufiger in den Un-

ternehmensstrukturen neuartige Problemstellungen auftreten, deren Risikorelevanz für die 

Compliance-Bereiche nicht auf den ersten Blick ersichtlich ist. Oft kann nicht auf zentrale Re-

gelungen gewartet werden, sondern es muss schnell und flexibel im operativen Geschäft re-

agiert werden. Daher ist eine Standardisierung durch feststehende Prozesse nicht oder nur 
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eingeschränkt möglich. Der Prozess muss je nach Reifegrad der Vertriebsorganisation oder 

Tochtergesellschaft gewählt werden. (Mackert 2017, S. 793–794) 

Verschiedene Formen des Exports bieten unterschiedliche rechtliche Risiken, auch im Be-

reich der Erweiterten Herstellerverantwortung. Dies liegt daran, dass je nach Art des Ge-

schäfts die rechtlichen Risiken für die Außenhandelsgeschäfte entweder direkt beim Hersteller 

liegen oder bei einem Geschäftspartner. Daher werden im folgenden Abschnitt 3 Arten von 

Außenhandelsgeschäften genauer beschrieben.  

3.4.1 Direkter Export 

Um einen direkten Export handelt es sich, wenn zwischen einem inländischen Hersteller und 

einem ausländischen Geschäftspartner eine direkte Vertrags- und Geschäftsbeziehung be-

steht. (Büter 2020, S. 70) Ausländische Geschäftspartner können Kunden, Importhändler oder 

Handelsmittler sein. (Sternad 2020b, S. 63) Ein ausländischer Geschäftspartner kann aber 

auch eine eigene Tochtergesellschaft im Ausland sein, die Waren von der Muttergesellschaft 

einkauft. (Büter 2020, S. 70) Kümmert sich die Tochtergesellschaft dann im Land ihres Sitzes 

um den Absatz dieser Produkte, wird dies als internationaler Intra-Firmenhandel bezeichnet. 

(Büter 2020, S. 118)  

Die folgende Abbildung stellt die beiden Fälle, dass ein Hersteller direkt an einen Kunden 

exportiert oder an ein Handelsunternehmen, welches dann im Zielland auf eigene Rechnung 

und mit eigenem Namen an den Kunden verkauft, grafisch dar: 

 

Darstellung 1: Ablauf eines direkten Exports 

Quelle: Sternad 2020b, S. 64 

Beim direkten Export trägt der Exporteur sämtliche Risiken und ist für die Einhaltungen der 

außenwirtschaftsrechtlichen Bestimmungen im Zielland verantwortlich. Um diese Risiken zu 

vermeiden, könnten Unternehmen über ein zwischengeschaltetes Exporthandelsunterneh-

men im Inland verkaufen, das auf den jeweiligen ausländischen Markt spezialisiert ist (indi-

rekter Export). (Büter 2020, S. 70) 

Entscheiden sich Unternehmen für den Direktexport, müssen entsprechend innerbetriebliche 

Voraussetzungen geschaffen werden, um diesen abwickeln zu können. (Büter 2020, S. 71) 
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3.4.2 Transithandel 

Auch beim Transithandel wird Ware von einem Exporteur direkt oder indirekt an einen Impor-

teur im Bestimmungsland geliefert. Der Kaufvertrag wird jedoch nicht direkt abgeschlossen, 

sondern über einen Transithändler in einem Drittland. Dabei verkauft der Exporteur die Ware 

an den Transithändler und dieser verkauft die Ware an den Importeuer weiter. Im Falle eines 

Streckengeschäfts kann die Lieferung der Ware direkt vom Exporteur an den Importeur erfol-

gen. (Büter 2020, S. 85–86) Der Transithandel mit Streckengeschäft wird auch als direkter 

Transithandel bezeichnet. (Sternad 2020b, S. 70) Dieser Zusammenhang ist in der folgenden 

Grafik dargestellt: 

 

Darstellung 2: Ablauf eines Transithandels  

Quelle: Büter 2020, S. 86 

Die Abwicklung des Transithandels ist aufwändig und daher nicht so weit verbreitet wie das 

klassische Exportgeschäft. Anwendungsfälle gibt es u.a. bei internationalen Großkonzernen 

mit Tochtergesellschaften. (Büter 2020, S. 86) Ein Beispiel aus Sicht der Autorin wäre, dass 

ein Kunde einen Vertrag mit einer Tochtergesellschaft abschließt, jedoch direkt von der Zent-

rale beliefert wird. Die Zentrale verrechnet die Lieferung intern an die Tochtergesellschaft und 

diese stellt dem Kunden die Lieferung in Rechnung.  

3.4.3 E-Commerce 

E-Commerce eignet sich besonders gut für Güter, die möglichst standardisiert und wenig er-

klärungsbedürftig sind. Nachdem ein Kaufvertrag für ein internationales E-Commerce-Ge-

schäft abgeschlossen wurde, müssen noch die für den Außenhandel erforderlichen Ge-

schäftsprozesse abgewickelt werden. (Büter 2020, S. 178) Dabei sind rechtliche Bestimmun-

gen im Zielland entsprechend einzuhalten. (Schwarz-Musch; Sternad; Pibal 2020, S. 156) 

Beim B2C E-Commerce im Direktvertrieb werden Produkte direkt über einen Onlineshop an 

den Endkunden im Ausland verkauft und auch geliefert. Diese Art des Geschäfts erfordert 

eine Auslandsgeschäftsabwicklung, birgt spezielle Risiken und betrifft meist nur kleine Han-

delsvolumina. (Büter 2020, S. 181) Risiken ergeben sich dadurch, dass beim E-Commerce 
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sowohl die rechtlichen Rahmenbedingungen im eigenen Land als auch im Zielmarkt beachtet 

werden müssen. Je nachdem, ob der Kaufvertrag mit einem Endverbraucher abgeschlossen 

wurde, können nochmal weitere Regelungen relevant werden wie z.B. die EU-Verbraucher-

richtlinie. (Weiß u.a. 2020, S. 171) Neben den rechtlichen Risiken spielen im internationalen 

E-Commerce auch Sprachbarrieren eine Rolle. (Büter 2020, S. 181) 

Aufgrund dieser Herausforderungen spielt der B2C E-Commerce insgesamt beim Außenhan-

delsgeschäft nur eine untergeordnete Rolle, wobei er bei Konsumgüterherstellern aufgrund 

der direkten Interaktion mit den privaten Endkonsumenten und der Einsparung der Handels-

spanne für den Zwischenhandel dennoch attraktiv ist. (Büter 2020, S. 179) Aber auch Kon-

sumgüterhersteller müssen sich vor der Entscheidung für ein E-Commerce Business im Di-

rektvertrieb die Frage stellen, ob sie alle relevanten rechtlichen Rahmenbedingungen einhal-

ten können. (Weiß u.a. 2020, S. 170) 

3.5 Compliance-Anforderungen im Bereich der Spielwaren 

Viele gesetzliche Vorgaben für Spielwarenhersteller haben ihren Ursprung in EU-Richtlinien. 

Darüber hinaus werden weitere Gesetzgebungen bei internationalen Verkäufen relevant und 

es entstehen Compliance-Anforderungen aus Zertifizierungen oder Standards, zu deren Ein-

haltung sich Unternehmen verpflichtet haben. Der folgende Abschnitt gibt einen Überblick 

über die für Spielwarenhersteller geltenden Compliance-Anforderungen für Produkte und im 

Rahmen der Erweiterten Herstellerverantwortung. 

3.5.1 Produkte 

Spielwarenhersteller in der Europäischen Union (EU) müssen eine Vielzahl von Gesetzen, 

Normen und Richtlinien erfüllen. Einige davon betreffen die Produktsicherheit (chemisch und 

mechanisch) wie die Richtlinie 2009/48/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

18. Juni 2009 über die Sicherheit von Spielzeug (Spielzeugrichtlinie), deren Anforderungen in 

der Normenreihe DIN EN 71 konkretisiert werden. Für Spielwaren auch relevant ist die 

REACH-Verordnung (EG) 1907/2006 (Registration, Evaluation, Authorisation and Restriction 

of Chemicals) zum Schutz der menschlichen Gesundheit und Umwelt vor Risiken, die durch 

Chemikalien entstehen können und die ROHS-Richtlinie 2011/65/EU des Europäischen Par-

laments und des Rates vom 8. Juni 2011 zur Beschränkung der Verwendung bestimmter ge-

fährlicher Stoffe in Elektro- und Elektronikgeräten. Die ROHS-Richtlinie wurde zwischenzeit-

lich noch ergänzt um die Delegierte Richtlinie (EU) 2015/863 der Kommission vom 31. März 

2015 zur Änderung von Anhang II der Richtlinie 2011/65/EU des Europäischen Parlaments 

und des Rates hinsichtlich der Liste der Stoffe, die Beschränkungen unterliegen. Für Spielwa-

renhersteller in Deutschland ist auch noch das Gesetz über die Bereitstellung von Produkten 

auf dem Markt (Produktsicherheitsgesetz – ProdSG) relevant.     

Für den Vertrieb von Spielwaren außerhalb der Europäischen Union ist oft die Einhaltung 

weiterer Standards verpflichtend, wie ASTM (American Society for Testing and Materials) für 

die USA (ASTM 2022) oder CCC (China Compulsory Certificate), als Zertifizierung für Spiel-

waren für den chinesischen Markt (CCC 2014). Außerhalb der Europäischen Union sind, wenn 

Länder keine eigenen Standards haben, meist die ISO-Standards normgebend. (TÜV 2022) 
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Spielwarenhersteller können sich auch noch über freiwillige Standards zertifizieren lassen wie 

z.B. das International Council of Toy Industries (ICTI 2021), amfori BSCI (BSCI 2019) und 

Sedex (vgl. Sedex 2022), für die Einhaltung von Sozialstandards bei der Produktion von Spiel-

waren, und FSC® (Forest Stewardship Council) (FSC 2021) oder PEFC (Programme for the 

Endorsement of Forest Certification Schemes) (PEFC 2022), für die Sicherstellung einer 

nachhaltigen Forstwirtschaft entlang der Produktkette. 

3.5.2 Erweiterte Herstellerverantwortung und Kennzeichnung 

In der Europäischen Union gibt es drei Richtlinien zur Erweiterten Herstellerverantwortung, 

die für Spielwarenhersteller relevant sind: Die Richtlinie 2012/19/EU des Europäischen Parla-

ments und des Rates vom 4. Juli 2012 über Elektro- und Elektronik-Altgeräte, die Richtlinie 

2013/56/EU zur Ergänzung der Richtline 2006/66/EG des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 6. September 2006 über Batterien und Akkumulatoren sowie Altbatterien und 

Altakkumulatoren und die Richtlinie (EU) 2018/852 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 30. Mai 2018 zur Änderung der Richtlinie 94/62/EG über Verpackungen und Ver-

packungsabfälle. Diese EU-Richtlinien regeln die Rücknahme, Sammlung, Sortierung, Wie-

deraufbereitung und ggf. Entsorgung von Elektronik, Batterien und Verpackungen am Ende 

des Produktlebenszyklus. Dabei beeinflussen diese Richtlinien bereits Entscheidungen zum 

Produktdesign, da den Unternehmen z.B. Anreize geboten werden sollen, Verpackungen zu 

reduzieren und notwendige Verpackungen möglichst recyclingfähig zu gestalten. (Zentek 

2022) Bei Akkus können sich solche Vorgaben darauf beziehen, dass diese so verbaut sein 

müssen, dass sie von Verbraucher*innen ausgebaut und ausgetauscht werden können. (Döb-

belt 2022) 

Ziel der Erweiterten Herstellerverantwortung ist es, eine Kreislaufwirtschaft zu fördern, in der 

möglichst wenige Ressourcen entsorgt werden und möglichst viele Komponenten wieder re-

cycelt werden. (Zentek 2022) Die EU-Richtlinien dafür wurden in den einzelnen EU-Mitglieds-

staaten in nationales Recht umgesetzt. Dabei gibt es jedoch größere Unterschiede zwischen 

den nationalen Umsetzungen, was international agierende Konsumgüter-Hersteller vor große 

Herausforderungen stellt, da Daten so erhoben und Prozesse so gestaltet werden müssen, 

dass die Erfüllung sämtlicher Länderanforderungen gewährleistet werden kann.  

Besonders im Bereich Verpackungen gibt es mit dem Französischen Kreislaufwirtschaftsge-

setz Loi AGEC (Anti-Gaspillage et Economie Circulaire) und dem Italienischen Gesetzesdek-

ret Nr. 116/2020 zur Verpackungskennzeichnung zwei Vorstöße, deren nationale Regeln die 

Umsetzung der Compliance-Anforderungen bei international agierenden Spielwarenherstel-

lern weiter verkomplizieren. Spielwarenhersteller haben oft eine Vielzahl an unterschiedlichen 

Verpackungskomponenten, die nach den jeweiligen Regeln für die jeweiligen Märkte gekenn-

zeichnet werden müssen. Neben den direkten Verkaufsverpackungen wie Faltpackung, 

Schrumpffolie oder Folienbeutel im Produkt, gibt es auch Transportverpackungen oder Ver-

sandverpackungen wie Versandkartons an Handel oder Endkunden. Die Kennzeichnung soll 

den Konsumenten dabei helfen, die Verpackungsbestandteile korrekt zu entsorgen und damit 

dazu beitragen, dass mehr Verpackungen recycelt werden. 
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Die Erweiterte Herstellerverantwortung wird zunehmend auch auf Produkte ausgeweitet. So 

sieht das Loi AGEC neben der klassischen Erweiterten Herstellerverantwortung für Haushalts-

verpackungen, Elektro-Altgeräte und Batterien und Akkumulatoren unter anderem auch noch 

eine erweiterte Herstellerverantwortung für Spielwaren und Sport- und Freizeitartikel (ab 

2022) und Kaugummis (ab 2024) vor. (MinistèreFR 2022) 
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4 Möglichkeiten der Sicherstellung von Compliance 

In diesem Kapitel wird ein einführender Überblick über Compliance-Management-Systeme 

und Compliance-Software gegeben, bevor in den nachfolgenden Kapiteln detailliert auf die 

Themen technische und soziale Implementierung sowie Business Rules eingegangen wird.  

4.1 Compliance-Management-Systeme 

Als Compliance-Management-System wird die Gesamtheit der Prozesse und Maßnahmen 

bezeichnet, die von einer zentralen Compliance-Funktion koordiniert werden. (Butzer-Stroth-

mann; Ahlers 2020, S. 399) Weiter konkretisiert umfasst ein Compliance-Management-

System alle organisatorischen Maßnahmen zur Einhaltung von externen und internen Regeln 

um das Unternehmen vor Compliance-Risiken zu schützen. (Fissenewert; Wendt; Barthel-

mes-Wehr 2019, S. 33) 

Eine normierte Rechtspflicht zur Definition und Ausgestaltung von Compliance-Management-

Systemen gibt es nicht. Jedoch wurden in den US Federal Sentencing Guidelines erstmals 

Maßstäbe definiert, wie Unternehmen durch den Aufbau eines Compliance-Management-

Systems ihren unternehmerischen Sorgfaltspflichten nachkommen können. (Mackert 2017, S. 

776 und 782) In Deutschland hat sich u.a. der 2011 vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) 

veröffentlichte Prüfungsstandard 980 zur ordnungsgemäßen Prüfung von Compliance 

Management Systemen etabliert. International Anwendung findet außerdem der internationale 

Standard ISO 19600 „compliance management systems“ nach dem sich Unternehmen auch 

zertifizieren lassen können. (Fissenewert; Wendt; Barthelmes-Wehr 2019, S. 33) 

Trotz der fehlenden Normierung haben sich bestimmte Elemente aus verschiedenen 

Standards zu Compliance-Management-Systemen etabliert. Dazu gehören die 

Implementierung einer Compliance-Organisation, die Identifikation von Compliance-Risiken 

sowie die Einführung eines Compliance-Programms. Darüber hinaus sind die 

zielgruppenspezifische Kommunikation und Schulung von Compliance-Themen im 

Unternehmen sowie die Implementierung von Compliance-Richtlinien, Hinweisgeberportalen 

und einer Berichterstattung zur Compliance wesentliche Bestandteile. Bei Compliance-

Management-Systemen hat sich außerdem die kontinuierliche Verbesserung von Prozessen 

etabliert. (Mackert 2017, S. 776 und 782) Diese Elemente finden sich auch im IDW 

Prüfungsstandard 980 wieder, der mit Compliance-Kultur, Compliance-Ziele, Compliance-

Risiken, Compliance-Organisation, Compliance-Programm, Compliance-Kommunikation und 

Compliance-Überwachung und-verbesserung sieben Grundelemente für die Implementierung 

eines wirksamen Compliance-Management-Systems nennt. (Fissenewert; Wendt; Barthel-

mes-Wehr 2019, S. 34) Im Kontext der Compliance-Organisation müssen auch Prozesse und 

Verantwortlichkeiten betrachtet werden. (Kreipl 2020, S. 154) 

Insbesondere im Bereich des Finanzwesens gibt es vom Gesetzgeber und der Bundesanstalt 

für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) konkrete Vorgaben, z.B. dass ein 

Risikomanagement vorhanden sein muss und Compliance-Strukturen der 

Unternehmensgröße angemessen sein müssen. (Butzer-Strothmann; Ahlers 2020, S. 399) 

Die Compliance-Organisation in Unternehmen sollte möglichst direkt unter dem Management 

angesiedelt werden und möglichst unabhängig von anderen Unternehmensbereichen sein, 
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um Interessenskonflikte zu vermeiden. Welche Aufgaben sie übernimmt, hängt unter anderem 

auch damit zusammen, welche Compliance-Aufgaben bereits von anderen 

Unternehmensbereichen wie der Personalabteilung oder der Rechtsabteilung übernommen 

werden. (Mackert 2017, S. 777–778) 

Unternehmen entscheiden selbst anhand bestimmter Kriterien, worauf ihr Compliance-

Management-System den Fokus legen soll. So kann sich dieses z.B. an den 

Geschäftsmodellen, -prozessen und -risiken oder am Marktumfeld orientieren. (Fischermanns 

2013, S. 255) Je nach Branche und Unternehmen sollten immer maßgeschneiderte Lösungen 

gewählt werden. (Kreipl 2020, S. 153) Hier gibt es teilweise branchenspezifische 

Empfehlungen wie zu Compliance-Risiken in der Immobilienwirtschaft oder im Bereich 

Datenschutz und IT-Sicherheit. (Fissenewert; Wendt; Barthelmes-Wehr 2019, S. 37) 

Compliance-Management-Systeme berücksichtigen dabei nicht nur die tatsächlichen 

Compliance-Anforderungen sondern auch Geschäftsprozesse, ethische Werte und 

psychologische Strukturen. (Kreipl 2020, S. 153) 

Sinnvoll sind die Einführung eines internen Kontrollsystems für die Überprüfung von 

Compliance und das Risikomanagement. Im Rahmen dieses Systems werden nicht nur 

prozessimanente Risiken wie Abweichungen von der Prozessbeschreibung, Unachtsamkeit 

oder absichtliche Betrugsfälle berücksichtigt, sondern auch Risiken, die sich aus dem 

Geschäftszweck des Unternehmens ergeben. (Fischermanns 2013, S. 255) Die Basis für das 

Compliance-Management-System bildet ein Compliance Risk Assessment, mit welchem 

Compliance Risiken identifiziert, bewertet und transparent gemacht werden, um davon 

geeignete Präventionsmaßnahmen abzuleiten. Welche Risiken entstehen können, hängt 

bereits vom Geschäftsmodell ab und kann in einer Risikolandkarte dargestellt werden. (Ma-

ckert 2017, S. 778) 

Die zentrale Compliance-Organisation muss auch die Risikoeinschätzungen von 

Tochtergesellschaften auf Plausibilität prüfen und die Maßnahmen aus dem Compliance-

Programm konsequent überwachen. (Mackert 2017, S. 781) Identifizierten Risiken sollte direkt 

eine manuelle, halbautomatische oder automatische Kontrolle zugeordnet werden, die darauf 

abzielt den Eintritt der Risiken komplett zu verhindern oder ihre negativen Auswirkungen 

zumindest zu begrenzen. (Fischermanns 2013, S. 256) 

Compliance-Management-Systeme gewinnen zunehmend an Bedeutung, da immer mehr 

externe Stakeholder Transparenz bei den Compliance-Maßnahmen und eine externe 

Berichtersattung zu Compliance-Kennzahlen fordern. (Mackert 2017, S. 784) Es besteht 

jedoch auch ein Eigeninteresse von Unternehmen, Fehlverhalten von Führungskräften und 

Mitarbeitenden zu vermeiden, das oft auch im Kontext mit externen Partnern wie z.B. 

Lieferanten entsteht. (Kreipl 2020, S. 149–150) Daher ist es empfehlenswert, ein Compliance-

Management-System auf externe Geschäftspartner auszuweiten. (Kreipl 2020, S. 153) 

Wie umfangreich ein Compliance-Management-System sein muss, hängt dabei auch von der 

Größe und Komplexität des Unternehmens ab. Ein großer Konzern benötigt ein 

umfangreicheres System als ein kleines Start-Up. (Mackert 2017, S. 793) Dabei ist es nicht 

sinnvoll das Compliance-Management-System als separate Struktur neu aufzubauen sondern 

dieses sollte in das bestehende Kerngeschäft des Unternehmens integriert werden. (Kreipl 

2020, S. 153) 
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4.2 Compliance-Management-Software 

Literatur zu Compliance-Management-Software findet man größtenteils im Zusammenhang 

mit Software-Anbietern. Dabei sind die Inhalte der Artikel, z.B. wann Compliance-

Management-Software sinnvoll ist von den verschiedenen Herstellern wie z.B. der EQS Group 

und der otris Software AG sehr ähnlich.  

Compliance-Management-Software kann demnach hilfreich sein, um Compliance-Kriterien in 

Unternehmen effektiv zu erfüllen. (Hofmann 2022) Dazu bietet die Software eine Bündelung 

aller relevanten Workflows, wie z.B. dem Hinweisgebersystem auf einer digitalen Plattform. 

(Homann 2022a) Laut dem Software-Anbieter EQS lässt sich eine digitale Plattform, die alle 

Compliance-Prozesse bündelt, auch mit bestehenden Systemen wie dem HR-, ERP- und 

CRM-System verbinden. Dadurch können einfacher Erkenntnisse über sämtliche Prozesse 

hinweg gewonnen werden und Berichte über die Gesamtlage im Hinblick auf Compliance für 

Stakeholder erstellt werden. Moderne Compliance-Software kann außerdem bei wachsenden 

und internationalen Unternehmen bei einer schnellen Anpassung z.B. an neue Sprachen 

unterstützen. (Homann 2022b) Hier sollte allerdings immer im Einzelfall geprüft werden, wie 

einfach sich die Software tatsächlich in der bestehenden Software-Landschaft des 

Unternehmens integrieren lässt. 

Bei der Auswahl von Compliance-Management-Software sollte beachtet werden, dass nicht 

jede Software zu jedem Unternehmen passt. Die Software muss daher anhand der 

individuellen Bedürfnisse des Unternehmens ausgewählt werden, um alle Funktionen zu 

bieten, die das Unternehmen benötigt und flexibel angepasst werden zu können. (Hofmann 

2022) Außerdem sollte Compliance-Management-Software nicht unabhängig von den 

Geschäftsprozessen implementiert werden, sondern die Compliance-Prozesse sollten in die 

bestehenden Geschäftsprozesse eingebettet werden. (Homann 2022a) Diesen Punkt führen 

auch Schmelzer und Sesselmann auf, dass Synergien zwischen operativen und strategischen 

Prozessen und GRC-Themen nur genutzt werden können, wenn beide Bereiche gemeinsam 

bearbeitet werden. (Schmelzer; Sesselmann 2020, S. 597) Darüber hinaus müssen auch 

Verantwortlichkeiten und Berichtswege z.B. zwischen Compliance-Verantwortlichen und der 

Rechtsabteilung festgelegt werden und Compliancerichtlinien in den Geschäftsprozessen 

müssen für die Mitarbeitenden verständlich formuliert sein. (Homann 2022a)  

Ob der Einsatz von Compliance-Management-Software sinnvoll ist hängt nicht nur von der 

Unternehmensgröße ab. Vielmehr sind die Menge und Komplexität der Compliance-

Anforderungen sowie branchenspezifische Monitoring- und Berichtspflichten 

ausschlaggebend, die das Unternehmen erfüllen muss. Die Komplexität der Compliance-

Anforderungen kann aus der Branche und den Ländern resultieren, in denen das 

Unternehmen tätig ist. (Hofmann 2022) Je komplexer die Compliance-Anforderungen, desto 

mehr lohnt sich eine Compliance-Software. Die Komplexität hängt auch damit zusammen, wie 

oft sich Compliance-Anforderungen ändern, was je nach Branche seltener oder häufiger sein 

kann. (Homann 2022a) Sobald Unternehmen feststellen, dass ihre Compliance-Kosten 

unnötig hoch sind und die Sorgen vor Compliance-Verstößen vom eigentlichen Kerngeschäft 

abhalten, ist der Einsatz von Compliance-Management-Software sinnvoll. (Hofmann 2022) 

Den Kosten für die Einführung der Compliance-Management-Software müssen immer die 

möglichen Kosten aufgrund von Compliance-Verstößen gegenübergestellt werden, z.B. hohe 
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Bußgelder oder der Verlust wichtiger Geschäftspartner aufgrund eines Imageschadens. 

(Hofmann 2022) Es ist teilweise auch möglich nur einzelne Module und nicht die gesamte 

Compliance-Management-Software zu erwerben, je nachdem, welche Bereiche abgedeckt 

werden müssen. (Homann 2022a) 

Bei einer guten Compliance-Management-Software können alle relevanten Compliance-

Anforderungen lückenlos, themenbezogen und mit Zuordnung der dazugehörigen Berichte 

und Dokumente klassifiert werdern. Dabei können auch entsprechende Versionen angelegt 

werden, um die Historie zu belegen und Berichte für das Management oder Compliance-

Verantwortliche generiert werden. In der Compliance-Management-Software können 

außerdem Berechtigungen vergeben, Verantwortliche für bestimmte Compliance-

Anforderungen sowie Rechtsgrundlagen und unternehmensinterne Richtlinien hinterlegt 

werden. (Hofmann 2022) Berichte und andere Dokumentationen können im Falle eines 

Verstoßes auch Behörden vorgelegt werden, um auf die Bemühungen im Bereich Compliance 

hinzuweisen. (Homann 2022a) Wichtig ist dabei, dass sich die Compliance-Management-

Software intuitiv bedienen lässt und Transparenz schafft, damit die Mitarbeitenden sie auch 

tatäschlich nutzen. Dabei sollte auch auf Schulungsangebote des Software-Anbieters 

geachtet werden, was Mitarbeitenden die Integration der Software in den Arbeitsalltag 

erleichtern kann. (Hofmann 2022) 

Einen Überblick über Compliance-Management-Software auf dem Markt gibt die 

SoftGuide GmbH & Co. KG auf Ihrer Website. SoftGuide ist ein Marktplatz für 

Branchenlösungen und betriebliche Software im Internet der angibt, seine 

Informationsplattform neutral, objektiv und informativ zu betreiben, da er mit keinem 

Softwareunternehmen verbunden ist. Dabei verbindet SoftGuide Unternehmen, andere 

Organisationen und Behörden mit Softwareanbietern. (SoftGuide 2022a) 

Die SoftGuide nennt in ihrer aktuellen Marktübersicht die folgenden Anbieter (SoftGuide 

2022b): 

• Quentic – Arbeitssicherheit, Umweltmanagement und Nachhaltigkeit 

• HITGuard – Für nachhaltiges Compliance Management nach Standards wie ISO 

19600 

• SAVISCON GRC-COCKPIT – ISO 19600, Compliance-Management-System 

• co_suite – Qualitäts-/ Risikomanagement, CAPA, Beschwerde, Dokumente, Ideen 

• GEORG – Compliance Software und Rechtskataster 

• KPV Kapitalanlagen – Planung und Verwaltung 

• caralegal – Datenschutzmanagement-Software 

• easyGRC – Internes Kontrollsystem IKS, Risikomanagement und Compliance 

• IKS – Risk Assistant – Ganzheitliches Risikomanagement und Internes 

Kontrollsystem (IKS) 

• DataAgenda DatenschutzManager 
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• WHY_INVESTIGATOR – Dokumentiert und historisiert gesamte Microsoft SQL 

Severlandschaft 

• RIMIKS X – ganzheitliches Risiko- und Compliancemanagement 

• BIC Process Design – Ganzheitliches Compliance Management mit BIC Platform 

• TQG businessApp platform.® - smartLCM Compliance Excellence 

• QSEC® - GRC/ISMS – ISO 27001/BSI-IT-Grundschutz, B3S und Datenschutz 

nach DSGVO 

• Advantage Compliance – Sanktionslistenprüfung, Exportkontrolle, Tarifierung 

• ibi systems iris – Software für ISMS- und GRC-Management 

• antares RiMIS® - Risikoerkennung, Risikobewertung und Risikoprävention  

• BACKUP EAGLE® - Backup Reporting Software 

• FLINTEC IT – Digitalisierung der Anwesenheitskontrolle für 

Dienstleistungsunternehmen 

• Aeneis | BPM-Software für Geschäftsprozessmanagement 

• Ibo QSR – Rvisionsmanagement-Software 

• auMAS – Das integrierte Managementsystem – Software für rechtssichere und 

effiziente Verwaltung von Vorgängen und Daten 

• CRISAM® Project Risk & Compliance 

• FÖMIS – Software für Förderinstitutionen 

• EASY Contract – End-to-end Contract Lifecycle Management 

• BIC GRC Solutions – Compliance Management von GBTEC 

• otris contract – sicheres, effizientes Vertragsmanagment & Vertragsverwaltung für 

alle Branchen 

• Governance, Risk & Compliance Softwarelösung R2_GRC 

• DOCUNIZE™ - Vorlagemanagement-System für Microsoft Office Vorlagen 

• Ibo Prometheus – Prozessmanagement-Software BPMN 2.0, Abbildung von 

Risiken und Kontrollen, OHB 

• CrypToken – USB-Token für Anbieter von Sicherheitslösungen 

• LuxxData Contract – Vertragsmanagement & Complaince Software 

• CDMS – Softwarelösung für die EU-DSGVO 

• sycat eLU – Lern-Management für Unterweisungen 

• otris compliance – Compliance Management Software 
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In der Übersicht von SoftGuide fehlen u.a. noch die Lösungen der EQS Group AG. Diese 

bietet das EQS Compliance Cockpit für die Erleichterung von Compliance-Prozessen, die 

EQS Integrity Line für die Etablierung eines Hinweisgebersystems, den EQS Policy Manager 

zur zentralen Speicherung von Richtlinien und den EQS Approval Manager zur Definition von 

Wertgrenzen bei Geschenken. (Homann 2022a) 

Es ist im Rahmen dieser Masterarbeit weder möglich, einen vollständigen Überblick über alle 

am Markt erhältlichen Softwarelösungen zu bieten, noch die einzelnen Softwarelösungen im 

Detail zu beschreiben und zu vergleichen. Weitere Informationen sind jedoch auf den 

Websites der einzelnen Anbieter erhältlich. Außerdem gibt es mit Capterra noch einen 

weiteren Service, der dabei hilft Software im Internet zu finden und zu vergleichen. (Capterra 

2022)  

Anhand der Kurzbeschreibungen der oben aufgeführten Softwarelösungen ist ersichtlich, 

dass diese unterschiedliche Schwerpunkte setzen wie z.B. ein ganzheitliches Compliance-

Management-System oder Lösungen für bestimmte Teilbereiche, wie z.B. den Datenschutz 

oder das Exportgeschäft. An diesen können sich Unternehmen orientieren, um eine für sie 

passende Lösung zu finden. 

Wie oben beschrieben ist es wichtig, Geschäftsprozesse und Compliance-Anforderungen 

gemeinsam zu betrachten. Hierfür hatte das Fraunhofer IAO in einer Studie einmal 14 IT-

Tools untersucht, welche Governance, Risikomanagement und Compliance in 

Geschäftsprozessen unterstützen oder sogar ein eigenes Geschäftsregelmanagement 

beinhalten. (Schmelzer; Sesselmann 2020, S. 597) Die Ergebnisse der Studie wurden im 

Buch „Compliance in Geschäftsprozessen.: Business Process Management Tools 2014“ von 

Kochanowski et al. veröffentlicht, auf welches sich u.a. Schmelzer und Sesselmann beziehen. 

Geschäftsregeln sind die Grundlage für GRC-Management, da in diesen die Compliance-

Anforderungen für die einzelnen Prozesse beschrieben sind. Anhand von Daten aus dem 

Prozessfluss werden mit Geschäftsregeln Entscheidungen getroffen. Die Geschäftsregeln 

ermöglichen eine regelkonforme Ausführung der Geschäftsprozesse bei gleichzeitiger 

Dokumentation und Überwachung der angewendeten Geschäftsregeln. (Schmelzer; Sessel-

mann 2020, S. 597–598) 

Die vom Fraunhofer IAO 2014 identifizierten IT-Systeme, welche GRC in Geschäftsprozessen 

unterstützen, sind in der folgenden Übersicht aufgeführt, wobei jeweils angegeben ist, welche 

Bereiche sie konkret unterstützen und ob diese vollständig in das BPM-Tool integriert oder 

eigenständig nutzbar sind: 
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Darstellung 3: IT-Unterstützung von GRC durch BPM-Tools nach Kochanowski et al. 2014 

Quelle: Schmelzer; Sesselmann 2020, S. 597 

Es ist davon auszugehen, dass hier seit 2014 noch weitere Systeme hinzugekommen sind 

wie z.B. der SAP Signavio Process Manager, während es für andere Systeme keine Updates 

mehr gibt. So gab es z.B. den letzten Release-Wechsel des Signavio Process Managers am 

7. August 2016. (Signavio 2022) Daher sollten sich Unternehmen vor der Entscheidung für 

ein BPM-Tool nochmal bei den Software-Anbietern über die jeweils aktuellsten Tools 

informieren. Da es keine aktuellere vergleichbare Aufstellung gibt, wurde diese Grafik 

dennoch verwendet, um aufzuzeigen, welche unterschiedlichen Bereiche BPM-Tools 

abdecken können und dass es Unterschiede gibt, zwischen GRC-Modulen und 

Geschäftsregelmanagement die sich eigenständig nutzen lassen oder die vollständig in die 

BPM-Tools integriert sind. 

Aus Sicht der Autorin stellt sich die Frage, ob Unternehmen die bereits ein 

Geschäftsprozessmanagement haben und BPM-Tools nutzen zusätzlich eine Compliance-

Management-Software benötigen, oder ob es andere Möglichkeiten der sozialen und 

technischen Implementierung von Compliance-Anforderungen in Geschäftsprozesse gibt, 

wenn bestimmte Voraussetzungen erfüllt sind. Der Einsatz von Software ist meist mit hohen 

Kosten und einem hohen Aufwand für die Einführung verbunden, weshalb es vorteilhaft sein 

könnte, andere Wege für die Implementierung der Compliance-Anforderungen zu finden. 

Außerdem hat Software oft bestimmte Schwerpunkte wie z.B. Compliance im Exportgeschäft 

weshalb Methoden hilfreich wären, die für sämtliche Compliance-Anforderungen anwendbar 

wären. 
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Daher werden in den folgenden Kapiteln Möglichkeiten der sozialen und technischen 

Implementierung von Compliance-Anforderungen erörtert, wobei in Kapitel 6 insbesondere 

darauf eingegangen wird, wie man Geschäftsregelmanagement zur Abbildung von 

Compliance-Anforderungen in Geschäftsprozessen nutzen kann. Manche Punkte die im 

Zusammenhang mit der Compliance-Management-Software genannt wurden gelten auch für 

BPM-Tools allgemein, z.B. dass es die Akzeptanz der Mitarbeitenden steigert, wenn 

Compliance-Workflows an einer zentralen Stelle einsehbar sind. 
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5 Modellierung und Implementierung der Compliance-
Anforderungen in Geschäftsprozessen 

In diesem Kapitel werden verschiedene Möglichkeiten der technischen und sozialen Imple-

mentierung von Compliance-Anforderungen in Geschäftsprozessen beschrieben. Hierbei wird 

immer auch Bezug auf die Akzeptanz und Umsetzungssicherheit dieser Möglichkeiten ge-

nommen. 

5.1 Technische Implementierung von Compliance-Anforderungen in 
Geschäftsprozessen 

Das Ziel bei der Integration von Compliance-Anforderungen in Geschäftsprozesse ist es, 

durch eine einheitliche Herangehensweise den Aufwand zu minimieren, der für die Umset-

zung der Anforderungen und den Nachweis ihrer Einhaltung notwendig ist. (Schneider; Auer 

2013, S. 115) Von Stakeholdern werden zunehmend Nachweise zur Einhaltung von Compli-

ance-Anforderungen oder Einblicke in die entsprechenden Geschäftsprozesse gefordert. Dies 

erfordert eine Vielzahl an Ressourcen, weshalb Unternehmen Wege finden müssen, um durch 

eine einheitliche Vorgehensweise den Aufwand für Compliance-Nachweise und die Integra-

tion neuer Compliance-Anforderungen in Geschäftsprozesse zu minimieren. (Schneider; Auer 

2013, S. 115) In einigen Branchen wie dem Finanzwesen wird bereits vom Gesetzgeber ge-

fordert, dass bestimmte Prozesse wie die Abwicklung von Kreditgeschäften dokumentiert und 

gesteuert werden. (Fischermanns 2013, S. 61) Darüber hinaus wird auch von anderen inter-

nen oder externen Stakeholdern explizit gefragt, in welchem Geschäftsprozess eine be-

stimmte Compliance-Anforderung umgesetzt wird und wie der/die Prozessverantwortliche den 

Erfüllungsgrad einschätzt. (Schneider; Auer 2013, S. 116) 

5.1.1 Der Prozess-Compliance-Ansatz 

Eine Möglichkeit Compliance-Anforderungen in Geschäftsprozesse zu integrieren, stellt die 

Prozess-Compliance dar, deren Vorgehen in der folgenden Grafik abgebildet ist: 

 

 

 

Darstellung 4: Ablauf eines Prozess-Compliance-Ansatzes  

Quelle: Eigene Darstellung mit dem Camunda Modeler Version 4.11.1 in Anlehnung an Schneider Auer 2013 

(Schneider; Auer 2013, S. 118) 
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Am Anfang steht eine neue oder geänderte Compliance-Anforderung, z.B. eine neue gesetz-

liche Vorgabe, für die ein bestimmter Erfüllungsgrad nachgewiesen werden muss. Dazu muss 

zuerst definiert werden, in welcher Form die Vorgaben verfügbar sein müssen und es müssen 

konkrete Kontroll- und Steuerungsziele definiert werden. Erst wenn diese Ziele definiert sind, 

kann im Rahmen des Compliance-Scoping die Prozessorganisation mit den Compliance-An-

forderungen verknüpft werden. (Schneider; Auer 2013, S. 117)  

Damit die Einhaltung der Compliance-Anforderungen später geprüft werden kann, ist es not-

wendig den korrekten Prozess nachvollziehbar zu dokumentieren und transparent zu machen. 

Außerdem ist es empfehlenswert über ein „Scoring“ die Dringlichkeit der Einhaltung der Com-

pliance-Anforderungen und Auswirkungen bei Nichteinhaltung zu bewerten. (Fischermanns 

2013, S. 255) Bis hier hin kann der Prozess-Compliance-Ansatz primär der Phase der Pro-

zessdokumentation im Prozesslebenszyklus zugeordnet werden. Werden anschließend noch 

Compliance-Assessments durchgeführt und die Ergebnisse des Assessments als Reports für 

die Compliance-Stakeholder aufbereitet, werden Inputs für Prozessoptimierung und Pro-

zesscontrolling geliefert. (Schneider; Auer 2013, S. 117) 

5.1.2 Implementierung der Compliance-Anforderungen über Prozessarchitek-
tur, Prozesslandkarte und Prozessportale 

Compliance-Anforderungen können in Geschäftsprozessen verankert werden, z.B. indem 

man Prüfungen in Prozesse integriert, wie z.B. eine Lieferantenüberprüfung in den Einkaufs-

prozess. (Mackert 2017, S. 784–785) Oft ist beim Sichten einer Compliance-Anforderung je-

doch noch nicht klar, in welchen Geschäftsprozess diese integriert werden kann. 

Einen Überblick über die Prozesse im Unternehmen gibt die Prozessarchitektur, welche in 

Struktur und Umfang die Unternehmensstrategie abbilden muss. (Bayer; Appelhans; Wolf 

2013, S. 37) Die Prozessarchitektur beinhaltet Geschäftsprozessmodelle und Prozesshierar-

chien, welche es ermöglichen die Gesamtheit der Geschäftsprozesse mit ihren Wechselwir-

kungen darzustellen. Dadurch bildet sie u.a. die Ausgangsbasis für operative Prozessverbes-

serungsprojekte, Prozessaudits aber auch externe Prozesszertifizierungen. Der Prozessar-

chitektur können Regeln, Standards, Rollen sowie Dokumentationen und Änderungen einzel-

ner Geschäftsprozesse zugeordnet werden. (Schmelzer; Sesselmann 2020, S. 92)  

Die Prozessarchitektur ist ein Bestandteil der Process Governance, da sie das gesamte Pro-

zesswissen wie Leitfäden, Organisations- und Geschäftsmodelle, fachliche und technische 

Prozessmodelle, Prozessdokumentationen und einige weitere Komponenten enthält. 

(Schmelzer; Sesselmann 2020, S. 93) Außerdem beinhaltet sie die „process asset library“, 

welche diverse Informationen zu allen wichtigen Prozessen des Unternehmens enthält und 

wird technisch über ein Process Repository realisiert. (Jeston 2018, S. 218) Ein Process 

Repository ist ein zentraler Ort, an dem alle Prozessinformationen wie Prozessmodelle, Pro-

zesslandkarten oder Prozesskennzahlen gespeichert sind und auf das über Abfragen zuge-

griffen werden kann. (Fischermanns 2013, S. 206) Insbesondere bei umfangreichen Prozess-

katalogen ist ein Process Repository für eine sinnvolle Verwaltung der Prozessarchitektur 

zwingend erforderlich, da sonst die Möglichkeit fehlt, wiederkehrende Prozesselemente an 

einer zentralen Stelle zu pflegen. (Fischermanns 2013, S. 113 und 206)  



24 

Die oberste Ebene der Prozessarchitektur ist die Prozesslandkarte, in der alle wichtigen Pro-

zesse dargestellt werden. (Bayer; Appelhans; Wolf 2013, S. 37–38) Ihr Zweck ist es, eine 

grobe Information über die wichtigen Prozesse eines Unternehmens zu geben, wobei diese 

meist in Kern-, Steuerungs- und Unterstützungsprozesse untergliedert werden. (Gadatsch 

2020, S. 93) Dabei sollen auch logische Zusammenhänge zwischen den einzelnen Prozessen 

transparent gemacht werden. (Schulte-Zurhausen 2014, S. 92) In der Prozesslandkarte wer-

den Schnittstellen zwischen den unternehmensinternen Prozessen deutlich, wobei teilweise 

auch noch Schnittstellen zu Kunden, Lieferanten oder anderen Stakeholdern in die Darstel-

lung einbezogen werden. (Schmelzer; Sesselmann 2020, S. 95)  

Wichtig ist eine übersichtliche Darstellung auf möglichst einer Seite. Auch sollte der darge-

stellte Unternehmenstyp, z.B. Produktions- oder Dienstleistungsunternehmen und dessen 

Kerngeschäft von einem externen Betrachter sofort erkannt werden. (Gadatsch 2020, S. 94) 

Die Prozesslandkarte kann bildhaft oder tabellarisch dargestellt werden, wobei ihre Bedeu-

tung für Prozesse mit der Bedeutung eines Organigramms für die Aufbauorganisation vergli-

chen werden kann. (Schulte-Zurhausen 2014, S. 92–93) Sie hilft zum einen Prozesse zu do-

kumentieren und durch diese zu navigieren, jedoch ist sie auch ein Management-Instrument 

im Hinblick auf die Gestaltung und Führung von Wertschöpfungszusammenhängen. Diese 

Gestaltung und Strukturierung muss bereits auf der abstrakten Ebene der Prozesslandkarte 

erfolgen, wobei auch Verantwortlichkeiten auf allen Ebenen der Prozessarchitektur definiert 

werden müssen. Erst mit der Zuordnung der Prozessverantwortlichen wird die Prozessland-

karte operationalisierbar. (Bayer; Appelhans; Wolf 2013, S. 40) Ihre Basis ist das Schaffen 

von Information und Transparenz. Darauf aufbauend können Prozesse optimiert und gesteu-

ert werden, wie in der folgenden Abbildung dargestellt: (Bayer; Appelhans; Wolf 2013, S. 40) 

 

 

Darstellung 5: Die Nutzenebenen einer Prozesslandkarte 

Quelle: Bayer; Appelhans; Wolf 2013, S. 41 
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Für die Aufnahme von Compliance-Anforderungen in Geschäftsprozesse scheint die Ebene 

der Information & Transparenz für die Autorin ein guter Ausgangspunkt zu sein, da man auf 

dieser Ebene den besten Überblick hat, zu welchem Prozess die Compliance-Anforderungen 

am besten passen. Über die Prozesslandkarte hat man eine strukturierte Übersicht, die Trans-

parenz über die gesamte Prozessorganisation eines Unternehmens schafft und mit der man 

sich entsprechend schnell in Prozessen zurechtfinden kann. Mit der Prozesslandkarte kann 

man im Rahmen von Prozessveröffentlichungen navigieren, was einen schnellen Einstieg in 

die Prozessarchitektur ermöglicht. (Bayer; Appelhans; Wolf 2013, S. 41)  

Eine Zuordnung der Prozessverantwortlichen kann über eine Verbindung zu Organigrammen 

hergestellt werden. (Bayer; Appelhans; Wolf 2013, S. 42) Warum die Zuordnung von Prozess-

verantwortlichen wichtig ist, um die Umsetzungssicherheit bei der Implementierung von Com-

pliance-Anforderungen zu gewährleisten wird in Kapitel 5.2.1 genauer erläutert. 

Die Prozesslandkarte schaut allerdings nur in Vogelperspektive auf die Prozesse und abstra-

hiert deren Ablauf. (Bayer; Appelhans; Wolf 2013, S. 47) Außerdem werden oft nur die Ge-

schäftsprozesse abgebildet, welche aus Sicht des Unternehmens am wichtigsten sind. 

(Schmelzer; Sesselmann 2020, S. 94) Daher ist die Prozesslandkarte als oberste Übersichts-

ebene der erste Ansatzpunkt, um die Prozesse zu finden, in denen die Compliance-Anforde-

rungen am besten integriert werden. Um die Compliance-Anforderungen jedoch tatsächlich in 

Geschäftsprozesse zu integrieren, muss man in der Prozesshierarchie weiter nach unten ge-

hen.  

Die Prozesslandkarte befindet sich auf der Ebene 1 der Prozesshierarchie. Die Ebene 2 be-

inhaltet die Geschäftsprozesse, Ebene 3 Teilprozesse, Ebene 4 Prozessschritte, Ebene 5 

Arbeitsschritte und die Ebene 6 als unterste Ebene die einzelnen Aktivitäten. (Schmelzer; 

Sesselmann 2020, S. 96) Die Prozesshierarchie ist bei der folgenden Darstellung abgebil-

det: 

  

Darstellung 6: Die Prozesshierarchie 

Quelle: Schmelzer; Sesselmann 2020, S. 96 
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Die Prozesse werden meist als Prozessmodelle dokumentiert, welche die Prozessabläufe 

für alle Stakeholder transparent machen und dadurch eine hohe Qualität durch wiederhol-

bare Prozesse sicherstellen. Es gibt aber auch andere Arten der Prozessdokumentation wie 

z.B. Arbeitsanweisungen in Textform oder Checklisten, die von den Prozessausführenden 

abgearbeitet werden. (Slama; Nelius; Breitkreuz 2011, S. 26–27) 

In Ergänzung zur Prozesslandkarte können Prozess-Steckbriefe erstellt werden, welche nicht 

nur den Gesamtprozess, sondern jeden Prozessschritt mit zusätzlichen Textinformationen 

oder anderen Inhalten beschreiben. Solche Steckbriefe enthalten neben dem Namen, bzw. 

der Bezeichnung des Prozesses, den/die Process Owner und weitere Ansprechpartner*innen, 

Auslöser und Ergebnis des Prozesses sowie Kennzahlen. (Gadatsch 2020, S. 96) Darüber 

hinaus kann der Prozess-Steckbrief weitere Erklärungen erhalten, sodass hier z.B. auch Com-

pliance-Anforderungen, die im Rahmen dieses Prozesses eingehalten werden müssen, ab-

gebildet werden könnten. Der Vorteil des Prozess-Steckbriefs ist, dass er in der Regel leicht 

verständlich ist und Details und Sonderfragen zu einzelnen Prozessen geeignet dokumentie-

ren kann. Die folgende Darstellung zeigt den Aufbau des Prozesssteckbriefs für den Kernpro-

zess „Studiengang einrichten“ der Freien Universität Berlin, der auch von Gadatsch 2020 (S. 

97) als Beispiel verwendet wird: 

 

 

 

 

 

Darstellung 7: Prozesssteckbrief der Freien Universität Berlin 

Quelle: FU Berlin 2020 
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Eine weitere Möglichkeit, Compliance-Anforderungen in Geschäftsprozesse zu integrieren, ist 

das Hinterlegen im Prozessportal. Prozessportale sind webbasierte Anwendungen über die 

Daten, Applikationen und Dienste zu unterschiedlichen Geschäftsprozessen bereitgestellt 

werden. Prozessanwendungen sind dabei z.B. Prozessmodellierung, Prozessausführung, 

Prozessgovernance und Prozesscompliance. (Schmelzer; Sesselmann 2020, S. 643–644) 

Wenn Unternehmen Business Process Management Systems (BPMS) einsetzen greifen die 

Anwender*innnen jeweils über das Prozessportal auf das BPMS zu, um in diesem Prozesse 

zu starten oder die ihnen zugewiesenen Aufgaben zu bearbeiten. (Allweyer 2014, S. 16) Über 

das Prozessportal können dementsprechend alle Stakeholder zusammen an einem Prozess 

arbeiten, was Prozess- und Anwendungssilos deutlich reduzieren kann, wenn das 

Prozessportal als Single Point of Truth genutzt wird und auch Daten zu Prozessen darüber 

bereitgestellt werden. (Slama; Nelius; Breitkreuz 2011, S. 11)   

Die Prozessverantwortlichen und sonstigen Prozessstakeholder können über das 

Prozessportal auf Prozesse zugreifen, durch Prozesse navigieren und einfach und schnell 

nach Prozessinformationen suchen. Diese Transparenz und nutzerfreundliche Aufbereitung 

von Prozessinformationen erhöht die Akzeptanz des Geschäftsprozessmanagements in 

Unternehmen. Dabei hat das Prozessportal im Hinblick auf die Prozesse selbst ebenfalls 

einige Vorteile. Zum einen können Prozessportale flexibel und dynamisch auf Veränderungen 

im Prozess angepasst werden, was dazu führt, dass allen Nutzern stets die aktuellen 

Prozessinformationen angezeigt werden. Des Weiteren werden durch die benutzerfreundliche 

Darstellung der Informationen Suchzeiten für die Informationsbeschaffung und 

Schulungsaufwand reduziert. (Schmelzer; Sesselmann 2020, S. 643–644)  

Das Prozessportal nutzt ein zentrales Repository, was es Anwender*innen ermöglicht, orts- 

und zeitunabhängig auf die Unternehmensprozesse zuzugreifen. Außerdem können Prozesse 

über das Prozessportal veröffentlicht und referenziert werden, was dazu führt, dass die 

Modelle von mehr Anwender*innen aufgerufen und genutzt werden. Dadurch erhöht sich die 

Effektivität und es wird sichergestellt, dass immer auf den aktuellen Stand des Prozessmodells 

zugegriffen wird, das zentral im Respository abgelegt ist und dort regelmäßig auf Korrektheit 

überprüft wird. (Jeston 2018, S. 60–61) Dadurch wird das Arbeiten von einzelnen Bereichen 

mit inkonsistenten Daten durch Redundanzen verhindert. (Slama; Nelius; Breitkreuz 2011, S. 

11) Außerdem erhöht die Transparenz und die gute Navigationsmöglichkeit durch die 

Prozesse die Akzeptanz der Mitarbeitenden. (Fischermanns 2013, S. 206) 

Die Impelemtierung von Compliance-Anforderungen in Prozessportalen ist aus Sicht der 

Autorin sehr sinnvoll, da so viele Anwender*innen auf neue Compliance-Anforderungen 

zugreifen können und stets der aktuelle Stand an einer zentralen Stelle verfügbar ist. Dadurch 

steigt die Wahrscheinlichkeit, dass die Prozessbeteiligten die Compliance-Anforderungen 

einhalten und durch die Transparenz wird auch die Akzeptanz bei den Mitarbeitenden erhöht. 

Bei Änderungen kann das Prozessportal leicht angepasst werden, jedoch sollte noch geprüft 

werden, ob es gesetzliche Vorgaben gibt, dass ältere Versionen der Geschäftsprozesse mit 

integrierten Compliance-Anforderungen gesichert werden müssen.  

Im Hinblick auf die Umsetzungssicherheit reicht dieses Vorgehen jedoch nicht aus, da keine 

Kontrolle erfolgt, ob die Compliance-Anforderungen im Prozess auch tatsächlich eingehalten 

werden. Außerdem können Fehler durch eine falsche Umsetzung der Compliance-

Anforderungen passieren. Auch besteht bei häufigen Änderungen die Gefahr, dass vergessen 
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wird, die Prozessbeteiligten über die Änderungen zu informieren. Hier sollten Unternehmen 

bereits frühzeitig überlegen, wie sie den Informationsfluss möglichst effizient gestalten 

können, z.B. über eine automatische E-Mail an alle Prozessbeteiligten, wenn die Compliance-

Anforderungen angepasst wurden. Letztendlich ist es auch wichtig, dass eine bestimmte 

Person für die Einhaltung der Compliance-Anforderungen verantwortlich ist, worauf im Kapitel 

5.2.1 genauer eingegangen wird. 

5.1.3 Compliance-Scoping 

Wie im vorangegangenen Abschnitt beschrieben, ist es für die Umsetzungssicherheit bei der 

Implementierung von Compliance-Anforderungen in Geschäftsprozessen wichtig, dass es 

eine Kontrolle gibt, ob die Compliance-Anforderungen im Prozess auch tatsächlich eingehal-

ten werden. Ein erster Schritt hierzu kann ein Compliance-Scoping sein. 

Im Rahmen des Compliance-Scoping werden einzelne Vorgaben mit den entsprechenden 

Geschäftsprozessen verknüpft. Dabei sollen auch Abhängigkeiten zwischen verschiedenen 

Compliance-Anforderungen und Geschäftsprozessen aufgezeigt werden. (Schneider; Auer 

2013, S. 117) Auch können die Reifegrade von Geschäftsprozessen einbezogen werden. 

(Schmelzer; Sesselmann 2020, S. 497)  

Hierzu muss zuerst ein konkreter Scope festgelegt werden, welche Geschäftsprozesse, Com-

pliance-Anforderungen und Kontrollziele berücksichtigt werden müssen. Für die Prozessab-

grenzung kann die Prozesslandkarte des Unternehmens herangezogen werden. Es ist darauf 

zu achten, dass die Compliance-Anforderungen so dokumentiert werden, dass sie von jeder 

Person überprüft werden können. (Schneider; Auer 2013, S. 119) Anschließend wird beim 

Compliance-Scoping oft ein Mapping in Form von Prozess-Compliance-Matritzen auf zwei 

Ebenen durchgeführt, wobei auf der ersten Ebene die Compliance-Anforderungen (Compli-

ance-Frameworks) dem jeweiligen Unterprozess zugeordnet werden und auf der zweiten 

Ebene die Anforderungen weiter detailliert und die Kontrollziele (Control Objectives) hinzuge-

fügt werden. Beim Mapping der ersten Ebene können betroffene Prozessbereiche und Ab-

hängigkeiten zwischen den einzelnen Anforderungen und Prozessbereichen identifiziert wer-

den, wie in der folgenden Abbildung1 dargestellt: (Schneider; Auer 2013, S. 117) 

 

 

1 Diese Abbildung basiert auf älteren Versionen der aufgeführten Compliance-Frameworks. Es handelt 
sich hier jedoch nur um eine exemplarische Darstellung des Aufbaus einer Prozess-Compliance-Matrix. 
Da der Inhalt für dieses Beispiel und die weitere Arbeit nicht relevant ist, wurde dieses Beispiel daher 
trotzdem verwendet. 
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Darstellung 8: Prozess-Compliance-Matrix der Ebene 1 

Quelle: Schneider; Auer 2013, S. 120 

Die Kreuze in der Matrix geben an, welche Prozesse Compliance-Anforderungen aus den 

oben aufgeführten Compliance-Frameworks wie z.B. COBIT enthalten. 

Bei der Prozess-Compliance-Matrix auf Ebene 2 werden darüber hinaus noch Bewertungs-

kriterien der einzelnen Compliance-Frameworks ausgewählt und den Geschäftsprozessen 

bzw. ihren Aktivitäten zugeordnet. Dabei können auch noch Informationen zu den Control 

Objectives und zur Priorisierung ergänzt werden, wobei die Kreuze durch ein H für hohe Pri-

orität oder L für niedrige (low) Priorität ersetzt werden könnten. (Schneider; Auer 2013, S. 

119) Auf das Thema Priorisierung von bestimmten Compliance-Anforderungen wird auch 

nochmal im Hinblick auf Decision Tables in Kapitel 6.5.5 eingegangen. Control Objectives 

können Aktivitäten und Prozesse sein, die eine risikoorientierte Steuerung und Unterstüt-

zung der Geschäftsprozesse ermöglichen und zur Erfüllung der Compliance-Anforderungen 

implementiert werden. (Schneider; Auer 2013, S. 120) 

Eine Prozess Compliance-Matrix der Ebene 2 ist in der folgenden Abbildung dargestellt: 
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Darstellung 9: Prozess-Compliance-Matrix der Ebene 2 

Quelle: Schneider; Auer 2013, S. 121 
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Stammen Compliance-Anforderungen aus Referenzmodellen oder Standards wie z.B. für IT-

Governance, sollte immer kritisch hinterfragt werden, welche Regelungen für das eigene Un-

ternehmen von Bedeutung sind. Es sollten nicht alle Vorgaben blind umgesetzt werden, son-

dern nur die, welche für das Unternehmen tatsächlich relevant und hilfreich sind. Ansonsten 

besteht die Gefahr, dass man zu viel Aufwand für zu wenig Nutzen investiert, was dazu führen 

kann, dass die gesamten Referenzmodelle oder Standards in Frage gestellt werden. Welche 

Vorgaben für Unternehmen sinnvoll sind, kann auch von der Branche des Unternehmens ab-

hängen und welche gesetzlichen Compliance-Anforderungen es in dieser Branche bereits 

gibt. (Andelfinger; Kneuper 2014, S. 221) Auch spielen Risiken für das Unternehmen eine 

Rolle, welche sich aus dem Geschäftsmodell oder der Branche ergeben können. Hier sollten 

bevorzugt die Vorgaben aus Referenzmodellen umgesetzt werden, die dabei helfen diesen 

Risiken vorzubeugen. (Mackert 2017, S. 778) 

Wenn klar ist, welche Inhalte konkret umgesetzt werden sollen, sollten Unternehmen zuerst 

prüfen, welche Aktivitäten in den relevanten Themengebieten bereits durchgeführt werden, 

welche ebenfalls zur Umsetzung der neuen Inhalte beitragen. Auf keinen Fall sollte bereits 

Bestehendes nochmal neu oder anders umgesetzt werden, wenn es nicht tatsächlich Lücken 

zum neuen Standard gibt, die geschlossen werden müssen. (Andelfinger; Kneuper 2014, S. 

223)  

Neben der Prozess-Compliance-Matrix gibt es auch die Compliance-Risiko-Matrix, welche 

z.B. für Tochtergesellschaften eines Konzerns mit ihren spezifischen Compliance-Risiken er-

stellt werden kann. (Mackert 2017, S. 794) 

Nach der Durchführung des Compliance-Scopings hat man eine Ausgangsbasis für die Durch-

führung von Compliance-Assessments, da nun klar ersichtlich ist, welche Compliance-Anfor-

derungen in welchem Geschäftsprozess umgesetzt werden müssen und welche Kontrollziele 

dabei berücksichtigt werden müssen. 

5.1.4 Compliance-Assessments 

Bei Compliance-Assessments wird die Übereinstimmung zwischen Prozessbeschreibungen 

mit definierten Compliance-Prozessen und den tatsächlich gelebten Prozessabläufen über-

prüft. (Andelfinger; Kneuper 2014, S. 227) Daher können Compliance-Assessments aus Sicht 

der Autorin als ein Teilbereich von Prozess-Governance betrachtet werden. Bei der Prozess-

Governance geht es darum, Prozesskriterien korrekt zu messen, um dadurch eine kontinuier-

liche Verbesserung zu ermöglichen. Außerdem ist Prozess-Governance notwendig, um die 

Einhaltung von Compliance-Anforderungen und eine nachhaltige Umsetzung von Verbesse-

rungen sicherzustellen. (Jeston 2018, S. 5) 

Compliance-Assessments können zentral durch ein Audit-Team oder dezentral durch die je-

weiligen Prozessverantwortlichen mit Self-Assessments durchgeführt werden. Bei Self-As-

sessments empfiehlt es sich, dass die zentrale Stelle für Audits nochmal stichprobenartig die 

Bewertungen der jeweiligen Prozessverantwortlichen überprüft. (Schneider; Auer 2013, S. 

124) Damit die Einhaltung der Compliance bewertet werden kann, müssen vorab Verantwort-

lichkeiten und klare Bewertungskriterien definiert und nachvollziehbar dokumentiert werden. 

(Mackert 2017, S. 778) Insbesondere bei Self-Assessments sollten die Bewertungskriterien 

keinen großen Interpretationsspielraum bieten. (Schneider; Auer 2013, S. 119)  
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Wie oft Compliance-Assessments durchgeführt werden müssen, hängt von der Größe und 

Komplexität der Gesellschaften ab. (Mackert 2017, S. 794) Wird neben der Einhaltung der 

Compliance-Anforderungen auch noch überprüft, inwiefern der Prozess zugrundeliegende 

Geschäftsziele unterstützt, besteht eine Möglichkeit neben der formalen Überprüfung der Ein-

haltung der Compliance-Anforderungen auch einen Geschäftsnutzen zu generieren. (Andel-

finger; Kneuper 2014, S. 227) 

Bei Compliance-Assessments wird überprüft, ob die in den Prozessbeschreibungen hinterleg-

ten Compliance-Anforderungen auch tatsächlich in den gelebten Prozessabläufen eingehal-

ten werden. (Schmelzer; Sesselmann 2020, S. 598) Diese Prüfung ist eine notwendige Vo-

raussetzung für wirksame Governance und wenn hier auch zugrunde liegende Geschäftsziele 

und der organisatorische Kontext einbezogen werden, besteht die Möglichkeit einen echten 

Geschäftsnutzen für Unternehmen zu generieren. (Knoll; Strahringer 2017, S. 35) Um eine 

Vergleichbarkeit des Erfüllungsgrades der Compliance-Anforderungen von unterschiedlichen 

Geschäftsprozessen zu gewährleisten, sollte daher die Bewertung der Kontroll- und Steue-

rungsziele so vereinheitlicht werden, dass die Bewertung unabhängig von der Prozess-Com-

pliance-Zuordnung immer gleich durchgeführt wird. Dazu wird häufig eine 5-stufige Bewer-

tungsskala verwendet, die z.B. wie folgt aussehen kann: (Schneider; Auer 2013, S. 122) 

 

Darstellung 10: 5-Stufige Bewertungsskala 

Quelle: Schneider; Auer 2013, S. 122 

Eine Schwierigkeit bei der Bewertung des Erfüllungsgrades von Compliance-Anforderungen 

sind eigene Bewertungsskalen von einzelnen Compliance-Frameworks, welche nicht zur 

vom Unternehmen festgelegten Bewertungsskala passen. In diesen Fällen müssen die 

Werte in die eigene Bewertungsskala übersetzt werden. Erlaubt ein Compliance-Framework 

z.B. nur die Auswahl von „Anforderungen erfüllt“ oder „Anforderungen nicht erfüllt“, müsste 

das entsprechend der oben aufgeführten Bewertungsskala in „5 = Volle Konformität“ bzw. „1 

= Keine Konformität“ übersetzt werden. (Schneider; Auer 2013, S. 122) 

Verschiedene Mitarbeitende sollten bei der Bewertung desselben Prozesses zu möglichst 

identischen Ergebnissen kommen, weshalb der Interpretationsspielraum bei der Anwendung 

der Bewertungsskala so gering wie möglich sein sollte. Dazu kann mit Hilfstexten gearbeitet 

werden, welche genau vorgeben, in welchen Fällen welcher Wert zu vergeben ist. Durch 

diese Vereinheitlichung der Bewertung wird die Bewertungsqualität sichergestellt (Schnei-

der; Auer 2013, S. 123) Ein Beispiel für einen solchen Hilfstext ist in der folgenden Abbil-

dung dargestellt: 
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Darstellung 11: Hilfstext zur Sicherstellung der Bewertungsqualität 

Quelle: Schneider; Auer 2013, S. 123 

Aus Sicht der Autorin könnte man den Hilfstext in Darstellung 11 noch weiter konkretisieren, 

indem man z.B. definiert, was unter „leichtem Schaden“ zu verstehen ist und anhand wel-

cher Kriterien z.B. Verringerung des Markenwerts um bis zu x% man einen leichten Schaden 

messen kann. Je konkreter die Beschreibung, desto geringer der Interpretationsspielraum. 

Um Governance sicherzustellen, müssen bei der Identifikation von fehlender Compliance, 

Risiken und Schwachstellen entsprechende Gegenmaßnahmen abgeleitet und durchgeführt 

werden. Diese sind zusätzlich zu den Ergebnissen des Compliance-Assessments zu doku-

mentieren und nachzuverfolgen. (Jeston 2018, S. 461) 

5.1.5 Compliance-Reporting gegenüber relevanten Stakeholdern 

Von Stakeholdern wird zunehmend Transparenz durch eine externe Berichterstattung bei der 

Einhaltung der Compliance-Anforderungen gefordert. Dabei verlangen Stakeholder oft eine 

genaue Beschreibung, teilweise für einzelne Unternehmensbereiche, wie Compliance-Kenn-

zahlen ermittelt und Compliance-Risk-Assessments durchgeführt werden. (Mackert 2017, S. 

784) Die Datenbasis für das Reporting gegenüber den einzelnen Compliance-Stakeholdern 

erhält man nach Abschluss der Durchführung von Compliance-Assessments aus den Ergeb-

nissen dieser. (Schneider; Auer 2013, S. 119) Außerdem wäre es möglich, Daten für ein Re-

porting direkt aus dem Prozess zu erhalten, z.B. wenn automatisierte Prozesse Prozessfehler 

oder Zeitüberschreitungen aufgrund von Business Rules selbständig melden. Dafür müssten 

diese Fehlerdaten in einem zentralen Regelsystem verwaltet werden, da bei einem Reporting 

nur bereits abgeschlossene Prozessinstanzen in einem definierten Zeitraum berücksichtigt 

werden. (Freund; Götzer 2008, S. 109)  
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Je nach Adressaten der Berichte können unterschiedliche Darstellungsformen gewählt wer-

den, z.B. Process Passports, Process Portfolios oder Heat Maps. Beim Process Passport 

werden die Bewertungen der jeweiligen Kontrollziele abgebildet. Wurden vorab Soll-Werte 

definiert, werden diese nun den Ist-Werten gegenübergestellt, sodass Abweichungen auf den 

ersten Blick ersichtlich werden, wie das folgende Beispiel zeigt: 

 

 

Darstellung 12: Beispiel eines Process Passport mit Gegenüberstellung der Soll-Werte zu allen Control Objectives 
eines Geschäftsprozesses 

Quelle: Schneider; Auer 2013, S. 126 

Beim Process Passport können alle Bewertungen zu einem Geschäftsprozess, wie im oben-

stehenden Beispiel, dargestellt werden. Es kann aber auch die Erfüllung der Compliance zu 

mehreren Compliance-Frameworks für einen Geschäftsprozess dargestellt werden, wie in 

der folgenden Abbildung ersichtlich ist: (Schneider; Auer 2013, S. 126) 
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Darstellung 13: Beispiel eines Process Passport mit Darstellung der Compliance-Frameworks zu einem 
Geschäftsprozess 

Quelle: Schneider; Auer 2013, S. 126 

Die Darstellung der Bewertung zu mehreren Compliance-Frameworks und Geschäftsprozes-

sen zur besseren Vergleichbarkeit wird als Process Portfolio bezeichnet und ist im folgenden 

Beispiel dargestellt: (Schneider; Auer 2013, S. 127) 

 

Darstellung 14: Beispiel eines Process Portfolios 

Quelle: Schneider; Auer 2013, S. 127 
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Ein Reporting kann als wichtiges Instrument für eine systematische und kontinuierliche Pro-

zessverbesserung gesehen werden. Hier ist es jedoch wichtig darauf zu achten, keine Infor-

mationen zu veröffentlichen, die Rückschlüsse auf die Leistungen einzelner Mitarbeitenden 

zulassen würden, da hier sonst schnell der Betriebsrat involviert wird. (Freund; Götzer 2008, 

S. 111) 

Mit dem Compliance-Reporting gegenüber Stakeholdern ist der Prozess-Compliance-Ansatz, 

wie im Kapitel 5.1.1 beschrieben, abgeschlossen. Die Umsetzungssicherheit ist hier aus Sicht 

der Autorin am größten, wenn die Compliance-Anforderungen über das Prozessportal in die 

Geschäftsprozesse integriert werden und die Einhaltung der Anforderungen durch regelmä-

ßige Audits überprüft wird. Jedoch gibt es hier sowohl beim Hinterlegen der Compliance-An-

forderungen als auch bei der Durchführung von Audits noch Potenzial für Fehler, da diese viel 

manuelle Arbeit beinhalten. Eine Möglichkeit die Umsetzungssicherheit bei der technischen 

Implementierung noch weiter zu steigern ist der Einsatz von Business Rules, der in Kapitel 6 

genauer beschrieben wird. Was bei den verschiedenen Möglichkeiten zur technischen Imple-

mentierung jedoch noch nicht zwingend gegeben ist, ist die Akzeptanz dieses Vorgehens. Für 

eine nachhaltige Implementierung von Compliance-Anforderungen in Geschäftsprozessen 

muss daher auch noch die soziale Komponente berücksichtigt werden, auf deren Aspekte im 

nachfolgenden Kapitel genauer eingegangen wird.  

5.2 Soziale Implementierung von Compliance-Anforderungen in 
Geschäftsprozessen 

Damit Prozessmanagement erfolgreich in Organisationen eingeführt werden kann, ist klassi-

sches Change-Management erforderlich. Aber auch spätere Änderungen oder Optimierungen 

von Prozessen erfordern immer auch eine Veränderung der Prozessbeteiligten, die dazu mo-

tiviert werden müssen, prozessorientiert zusammenzuarbeiten. (Gadatsch 2020, S. 47) Für 

die Integration von Compliance-Anforderungen in Geschäftsprozessen ist daher ein Vertrau-

ensverhältnis zu den jeweils verantwortlichen Bereichen notwendig. Dazu benötigen die je-

weiligen Compliance-Verantwortlichen ein Verständnis, wie die jeweiligen Geschäftsprozesse 

funktionieren, in welche die Compliance-Anforderungen integriert werden sollen. (Mackert 

2017, S. 790) 

Darüber hinaus sind in Unternehmen aber auch grundsätzliche Rahmenbedingungen für eine 

erfolgreiche Integration von Compliance notwendig, welche in den folgenden Kapiteln genauer 

beschrieben werden.  

5.2.1 Prozessorganisation und Rollen im Geschäftsprozessmanagement 

Eine reine Prozessorganisation, bei der End-to-End-Prozesse die primäre Gliederungsstruk-

tur der Aufbauorganisation sind, ist nur möglich, wenn die Organisation einen hohen Reifegrad 

im Bezug auf das Geschäftsprozessmanagement besitzt. (Jeston 2018, S. 561) In der Praxis 

ist diese Form der Prozessorganisation jedoch praktisch nicht realisierbar, weshalb die meis-

ten Unternehmen Prozessmanagement in Form von Stabstellen oder als Matrix-Organisation 

einführen. Bei der Staborganisation werden alle Prozesse zentral koordiniert und die Organi-

sation ist hauptsächlich auf Funktionen ausgerichtet. (Gadatsch 2020, S. 50–53) Bei 
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funktionsorientierten Unternehmen bearbeiten einzelne Abteilungen hoch spezialisiert einen 

Teil der Leistung für den Kunden, was zu einer sehr hohen Ressourceneffizienz innerhalb der 

Funktion führt. Allerdings sehen die einzelnen Abteilungen oft nur ihren Teil des Prozesses 

und haben keine ganzheitliche Sicht auf den Prozess und die Leistung, die für den Kunden 

erbracht wird. Dies kann zu Prozess- und Anwendungssilos führen, da Prozesse und IT-An-

wendungen nur auf die Perspektive einer einzelnen Abteilung zugeschnitten werden und nicht 

auf einen optimalen Gesamtprozess. (Slama; Nelius; Breitkreuz 2011, S. 9) 

Bei der Matrixorganisation dagegen gibt es einmal die Gliederung nach Tätigkeit bzw. Funk-

tion und einmal nach Objekt bzw. Prozess, wobei es für jeden Prozess eine Prozessmanage-

rin bzw. einen Prozessmanager gibt. Diese/r konkurriert mit den Führungskräften der funktio-

nalen Abteilungen um Ressourcen, wodurch es permanent Abstimmungskonflikte gibt. Funk-

tionen und Prozesse sind gleichberechtigt, wodurch auch Prozesse umfangreiche eigene 

Ressourcen besitzen. (Gadatsch 2020, S. 50–53)  

Die disziplinarischen Weisungsbefugnisse in Matrixorganisationen liegen weiterhin bei den 

Führungskräften der Abteilungen, jedoch hat der Chief Process Officer nun die vollen fachli-

chen Weisungsbefugnisse bei den Prozessen. (Gadatsch 2020, S. 53) Dadurch haben die 

Prozessmanager*innen nicht immer die erforderlichen Kompetenzen, um den Prozess ge-

samthaft managen zu können. Prozesse müssen oft funktions- und abteilungsübergreifend 

abgewickelt werden weshalb Kompetenzen auf Basis der Prozessarchitektur klar kommuni-

ziert und ggf. organisatorisch sichergestellt werden müssen. Nur so können bereichsübergrei-

fende Prozessthemen regelmäßig besprochen und entschieden werden. (Bayer; Appelhans; 

Wolf 2013, S. 50)  

Die Matrix-Organisation bietet die Vorteile von kürzeren Kommunikationswegen, flexiblerer 

Berücksichtigung von wettbewerbsrelevanten Aspekten und den Vorrang von Fachkompetenz 

vor der hierarchischen Stellung. Auf der anderen Seite hat sie jedoch auch Nachteile, wie die 

Gefahr von Kompetenzkonflikten und unbefriedigenden Kompromissen, einen hohen Kom-

munikationsbedarf und aufwändige Regelungen von Kompetenzen und Entscheidungsfindun-

gen. (Schulte-Zurhausen 2014, S. 281) Anzutreffen ist eine Matrix-Organisation häufig in gro-

ßen Unternehmen mit mindestens zwei Gliederungsdimensionen oder in Unternehmen, in de-

nen die Linienorganisation um zusätzliche koordinationsrelevante Aspekte ergänzt werden 

soll. (Schulte-Zurhausen 2014, S. 281) 

Bei der Staborganisation haben Prozesse nur eingeschränkte organisatorische Eigenständig-

keit und Ressourcen und der Chief Process Officer hat nur koordinierende Weisungsbefug-

nisse. Dadurch sind der Einfluss und die Wirkung begrenzt. (Gadatsch 2020, S. 53) Die 

Staborganisation wird von Schmelzer-Sesselmann als Einfluss-Prozessorganisation bezeich-

net, da die ursprüngliche Funktionsorganisation erhalten bleibt und die Prozesse erst nach-

träglich in dieser Organisation betrachtet und koordiniert werden. Hierzu gibt es prozessori-

entierte Koordinierungsstellen, wobei die Prozesse selbst keine organisatorische Selbständig-

keit haben und von verschiedenen Abteilungen durchgeführt werden. (Schmelzer; Sessel-

mann 2020, S. 305)  
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Die Zuweisung von Prozessverantwortung kann bereits bei der Bildung von Stellen im Unter-

nehmen erfolgen. Dabei werden einzelne Aktivitäten und Prozesse bestimmten Personen zu-

geordnet, indem sie in Stellenaufgaben festgelegt werden. Die Grundlage dafür ist die Pro-

zessdokumentation, wobei darauf geachtet werden sollte, dass die Durchführungsverantwor-

tung von vollständigen, in sich abgeschlossenen Abläufen, in einer Stelle zusammengefasst 

wird. Dabei hängt die Art der bearbeiteten Prozessvarianten von der Qualifikation der Stelle-

ninhaber*innen und damit von der Stellenbesetzung ab. (Schulte-Zurhausen 2014, S. 120–

121)  

Einfache Prozessvarianten mit Standardabläufen können oft von Mitarbeitenden mit geringer 

Erfahrung abgewickelt oder automatisiert werden. Für Prozessvarianten mit mittlerem oder 

hohem Schwierigkeitsgrad werden Mitarbeitende mit entsprechender fachlicher Qualifikation 

bzw. Spezialisten mit viel Erfahrung und ggf. Berater benötigt. Die Abwicklung von Geschäfts-

prozessen kann auch von gemischten Arbeitsgruppen der einzelnen Mitarbeiterkategorien 

übernommen werden. (Schulte-Zurhausen 2014, S. 120–121) Im Zusammenhang mit der Bil-

dung von Stellen und Rollen ist auch das RACI Modell zu nennen, welches für Responsibility, 

Accountable, (to be) Consulted und (to be) Informed steht. Dabei muss bei der Definition von 

Verantwortlichkeiten geklärt werden, wer tatsächlich verantwortlich ist (responsible), wer einer 

Entscheidung noch zustimmen muss (accountable), wessen Rat vor dem Treffen der Ent-

scheidung eingeholt werden muss (to be consulted) und wer über welche Entscheidungen 

informiert werden muss (to be informed). (Jeston 2018, S. 376) 

Aus der Perspektive des Prozessmanagements trägt die Gesamtverantwortung für Einfüh-

rung, Dokumentation, Restrukturierung und Monitoring der Prozesse der bzw. die Chief Pro-

cess Officer (CPO), wobei er oder sie nicht für die einzelnen Prozesse, sondern nur für deren 

Koordination verantwortlich ist. Die Prozessverantwortung für einzelne Prozesse wird an Pro-

cess Owner übertragen. Der bzw. die Chief Process Officer berät auch die Organisationsein-

heiten und stellt die Verfügbarkeit von prozessorientierten IT-Systemen mit der bzw. dem 

Chief Information Officer sicher. Laut Gadatsch 2016 hat jedoch nicht mal ein Drittel aller Un-

ternehmen (28%) eine*n Chief Process Officer. Dadurch liegt diese Funktion oft beim Ma-

nagement oder ist gar nicht besetzt, was dazu führt, dass niemand diese Aufgaben in ausrei-

chendem Maße wahrnehmen kann. (Gadatsch 2020, S. 54–55) Jeston sieht für die eher ge-

ringe Verbreitung der Rolle des bzw. der Chief Process Officer zwei mögliche Ursachen: Ent-

weder dies hängt mit einem Mangel an Prozessreife und einem fehlenden Verständnis der 

Wichtigkeit von Geschäftsprozessen in Organisationen zusammen oder in den Unternehmen 

wächst das Verständnis, dass Geschäftsprozesse in den Verantwortungsbereich aller Füh-

rungskräfte fallen. (Jeston 2018, S. 210) 

Manche Firmen implementieren auch ein BPM Competence Center, dessen Aufgabe es ist, 

BPM großflächig und einheitlich im Unternehmen zu etablieren. Dazu bietet dieses Compe-

tence Center Services wie Trainings, Unterstützung von Prozessteams und Prozessmana-

ger*innen sowie die zentrale Pflege der Prozesslandkarte an. Außerdem kümmert sich dieses 

Compentence Center um die zentrale Verwaltung von Geschäftsregeln, Controlling und 

Governance Aufgaben sowie die kontinuierliche Verbesserung des Prozessmanagements 

insgesamt. (Slama; Nelius; Breitkreuz 2011, S. 355–356) Das BPM Competence Center wird 

auch als BPM Center of Excellence bezeichnet. (Association of Business Process Manage-

ment Professionals 2019, S. 416–417) 
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Je stärker eine Prozessorganisation bereits im Unternehmen verankert ist, desto kleiner kann 

das Competence Center sein, da entsprechende Aufgaben bereits in der Organisation veran-

kert sind oder auf Prozessverantwortliche übertragen werden können. (Slama; Nelius; Breit-

kreuz 2011, S. 357) Dieses Gremium setzt sich oft aus Führungskräften, Funktions- und Ab-

teilungsleitern und Process Ownern zusammen. (Association of Business Process Manage-

ment Professionals 2019, S. 416) 

Die strategische und operative Steuerung sowie die Restrukturierung von Prozessen wird von 

den jeweiligen Prozessverantwortlichen (Process Owner) verantwortet. Die Prozessverant-

wortlichen stellen auch eine zielorientierte Führung der prozessunterstützenden Mitarbeiten-

den sicher. Die Prozessmitarbeitenden aus den Fachabteilungen unterstützen die Prozess-

verantwortlichen bei der Implementierung, Weiterentwicklung und Restrukturierung von Ge-

schäftsprozessen, an denen sie beteiligt sind. (Gadatsch 2020, S. 56) Die prozessverantwort-

liche Person, welche in der Literatur teilweise auch als Prozessmanager*in bezeichnet wird, 

trägt die ganzheitliche Verantwortung für den Prozess inklusive der Einhaltung der rechtlichen 

Rahmenbedingungen und internen Vorschriften, die angemessene Unterstützung der Pro-

zesse durch IT-Systeme sowie die Identifikation und Beschreibung von Schnittstellen zu an-

deren Geschäftsprozessen. (Bayer; Appelhans; Wolf 2013, S. 51)  

Die Prozessverantwortung beinhaltet auch die Sicherstellung von Durchlaufzeiten, Einhaltung 

der Kosten, Flexibilität und Qualität im Prozess. Zur Kontrolle, ob der tatsächliche Prozess-

fluss die Anforderungen erfüllt, werden regelmäßig geeignete Kennzahlen erhoben, um Ab-

weichungen frühzeitig zu erkennen und Fehler schnell beheben zu können. (Schulte-Zurhau-

sen 2014, S. 327–328) Damit die prozessverantwortliche Person diese Verantwortung über-

nehmen kann ist ein umfangreiches Wissen über den zu verantwortenden Geschäftsprozess 

im Hinblick auf den Ablauf, rechtliche Anforderungen und Rahmenbedingungen sowie über 

die verwendeten Dokumente und IT-Anwendungen notwendig. Darüber hinaus sind auch 

Kenntnisse der Prozessarchitektur des gesamten Unternehmens wichtig als Grundlage für die 

Gestaltung von Schnittstellen. (Bayer; Appelhans; Wolf 2013, S. 51) 

Hier ist es im Rahmen der Prozess-Governance wichtig, dass es den Prozessverantwortlichen 

bewusst ist, dass die Verantwortung für bestimmte Kennzahlen mit ihrer Rolle verknüpft ist 

und sie das als Teil ihrer Aufgabe akzeptieren. (Jeston 2018, S. 226) Wenn es keine signifi-

kanten Prozessabweichungen gibt, wird der Prozess beherrscht und kann von dieser Aus-

gangsbasis auch verbessert werden. Die kontinuierliche Verbesserung und Erhöhung der Pro-

zesseffizienz ist eine wesentliche Aufgabe von Prozessmanager*innen, für deren Erfüllung sie 

mit entsprechenden fachlichen Weisungsbefugnissen gegenüber einzelnen Organisationsein-

heiten in der Primärorganisation ausgestattet werden sollten. (Schulte-Zurhausen 2014, S. 

327–328) Weitere Aufgaben der Prozessverantwortlichen sind die Prozessdokumentation und 

Prozessautomatisierung. (Jeston 2018, S. 561) Einen Überblick über mögliche Prozessbetei-

ligte und deren Aufgaben gibt auch die folgende Abbildung: 
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Darstellung 15: Rollen im Prozessmanagement 

Quelle: Gadatsch 2020, S. 55 

Im vorangehenden Absatz wird davon ausgegangen, dass die prozessverantwortliche Person 

keine Führungskraft der Funktionsorganisation ist. Es bestehen aus Sicht der Autorin theore-

tisch aber auch die Möglichkeiten, dass die Prozessverantwortlichen jeweils für ihren Subpro-

zess die Führungskräfte der jeweiligen Abteilung sind, die den Subprozess durchführen oder 

dass eine Führungskraft die Prozessverantwortung für einen End-to-End-Prozess übertragen 

bekommt, in der ihre Abteilung einen Unterprozess ausführt. Beide Möglichkeiten bergen Ri-

siken. Wenn jeweils nur Unterprozesse von Führungskräften verantwortet werden, führt dies 

zu Silo-Denken und dadurch zu einer fehlenden Orientierung an der Optimierung des Gesamt-

prozesses. Wenn eine Führungskraft den Gesamtprozess verantwortet, in deren Führungs-

bereich ein Unterprozess liegt, führt dies wiederum zu einem Interessenskonflikt, wenn die 

Optimierung des Gesamtprozesses zu Mehraufwand für den eigenen Bereich führt. Letztend-

lich dürfen aber auch die Herausforderungen für Prozessverantwortliche ohne Führungsfunk-

tion nicht unterschätzt werden, da diese sehr viel Überzeugungskraft benötigen und ständig 

die Zustimmung der funktionalen Führungskräfte sicherstellen müssen.  

Durch die klare Zuordnung von Verantwortlichkeiten wird eine effiziente und zielorientierte 

Durchführung der Prozesse sichergestellt, da die Prozessorientierung mit klaren Verantwort-

lichkeiten zu weniger Koordinationsaufwand und mehr Motivation bei den Prozessbeteiligten 

führt. (Schmelzer; Sesselmann 2020, S. 301) Gibt es den gleichen Prozess an mehreren 

Standorten, sollte es trotzdem nur eine*n standortübergreifende*n Prozessverantwortliche*n 

geben. (Schulte-Zurhausen 2014, S. 327) Darüber hinaus gibt es noch weitere Rollen im Pro-

zessmanagement wie z.B. Process Controller, ein Process Steering Board, Process Consul-

tants, die Schulungen und Workshops zu Prozessen durchführen oder Prozessmodellierer*in-

nen, die sich um die IT-gestützte Modellierung von Prozessen kümmern. Im Hinblick auf Com-

pliance ist auch die Rolle des/der Prozessauditor*in von Bedeutung. Diese*r ist für die unab-

hängige Prüfung von Arbeitsabläufen zuständig. Der bzw. die Prozessauditor*in sollte unab-

hängig sein und daher von extern oder einer unabhängigen internen Funktion kommen. (Ga-

datsch 2020, S. 56–57).  
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Grundsätzlich ist es wichtig, bei Key Stakeholdern von Geschäftsprozessen Verantwortlich-

keiten im Zusammenhang mit der Prozess-Governance als Bestandteil der Rolle festzulegen. 

Dabei sollte es unternehmensweit eine konsistente Governance-Struktur für Geschäftspro-

zesse geben. Governance bezieht sich sowohl auf die Erfüllung von Compliance-Anforderun-

gen und damit die Minimierung von Risiken als auch auf die korrekte Durchführung der auf 

die Unternehmensstrategie abgestimmten Geschäftsprozesse. Daraus können eine erhöhte 

Effizienz und ein positiver Beitrag zur Strategieverfolgung resultieren. (Jeston 2018, S. 210–

211) Das Thema Prozess-Governance im Zusammenhang mit der Erreichung von strategi-

schen Zielen und Prozesszielen ist sehr umfangreich. Da der Fokus dieser Masterarbeit je-

doch auf der Implementierung von Compliance-Anforderungen liegt, soll der Aspekt der Ziel-

erreichung durch Governance nicht mehr weitergehend betrachtet werden. Der Schwerpunkt 

liegt dagegen auf der Sicherstellung der Erfüllung von Compliance-Anforderungen durch ent-

sprechende Governance-Strukturen bei Geschäftsprozessen. 

Business Process Compliance muss entlang des gesamten Prozesslebenszyklus berücksich-

tigt werden. Bereits in der Modellierungsphase muss geprüft werden, ob das Prozessmodell 

die Compliance-Regeln berücksichtigt. Außerdem muss die Einhaltung der Compliance-An-

forderungen bei der Ausführung in der Monitoring-Phase überwacht werden. (Reichert; Weber 

2012, S. 298) Relevante Rollen in den einzelnen Phasen des Prozesslebenszyklus sind in der 

folgenden Abbildung dargestellt: 

 

Darstellung 16: Rollen im Life-Cycle des Prozessmanagements 

Quelle: Gadatsch 2020, S. 57 

Für die Akzeptanz und Umsetzungssicherheit der Implementierung von Compliance-Anforde-

rungen in Geschäftsprozessen spielt es aus Sicht der Autorin eine wichtige Rolle, wie Pro-

zessmanagement allgemein in der Organisation verankert ist. In Organisationen, in denen 

Prozessmanagement einen hohen Stellenwert hat und entsprechend in die Organisations-

struktur integriert ist, werden Prozessverantwortliche automatisch auch die Umsetzung von 

Compliance-Anforderungen in ihren Geschäftsprozessen als ihre Aufgabe akzeptieren und 

entsprechen umsetzen. In Organisationen in denen Prozessmanagement in der Organisation 

keine oder eine geringe Rolle spielt, Prozesse teilweise nicht oder nur unzureichend 
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dokumentiert sind und keiner sich für einen bestimmten Prozess verantwortlich fühlt, wird es 

sehr schwer, Compliance-Anforderungen nachhaltig in Geschäftsprozessen zu implementie-

ren. Hier ist die Gefahr groß, dass Führungskräfte aufgrund des Mehraufwands die Implemen-

tierung von Compliance-Anforderungen in ihren Bereichen ablehnen, auch wenn es aus Pro-

zesssicht die richtige Abteilung wäre. Hier kann es nur noch helfen, das Compliance-Bewusst-

sein in der Organisation ggf. mit Change Management zu stärken, um so eine Kooperation 

der beteiligten Abteilungen zu erreichen.  

Damit die Einhaltung von Compliance-Anforderungen in Geschäftsprozessen sichergestellt 

werden kann, ist es, unabhängig vom Reifegrad des Prozessmanagements in der Organisa-

tion, essenziell, dass es klare Verantwortlichkeiten für den Geschäftsprozess gibt. Wenn nicht 

klar definiert ist, wer für die Dokumentation und die Erfüllung von Compliance-Anforderungen 

in einem bestimmten Geschäftsprozess verantwortlich ist und im Zweifelsfall auch für Nicht-

einhaltung Rechenschaft ablegen muss, wird sich vermutlich niemand konsequent um dieses 

Thema kümmern. Unklare Rollen und Verantwortlichkeiten, die für Prozesse in internen Audits 

festgestellt werden, sind laut Jeston auch einer der Gründe, warum Firmen über die Einfüh-

rung von Geschäftsprozessmanagement nachdenken. Die Einhaltung und das Monitoring von 

Compliance ist dabei ein wichtiger BPM Treiber.  (Jeston 2018, S. 40–42) 

5.2.2 Das Compliance-Bewusstsein in der Organisation stärken 

Damit Compliance- und Governance-Anforderungen in Unternehmen erfolgreich umgesetzt 

werden können, ist eine entsprechende Verankerung von Compliance- und Governance-As-

pekten in den organisationskulturellen Haltungen und Werten notwendig. (Andelfinger; Kneu-

per 2014, S. 218) Die erfolgreiche Implementierung von Governance-Strukturen im Kontext 

mit Geschäftsprozessen erfordert darüber hinaus die Selbstverpflichtung der Führungskräfte. 

(Jeston 2018, S. 206) Die Akzeptanz der Umsetzung wird außerdem erhöht, wenn dadurch 

die Transparenz von betrieblichen Abläufen verbessert wird und sich die Umsetzung an den 

Unternehmenszielen ausrichtet. (Andelfinger; Kneuper 2014, S. 217) Außerdem trägt es zur 

Akzeptanz bei, wenn nur die kritischen Bereiche reguliert werden, bei denen es wirklich not-

wendig ist, und Trainings und Coachings die Einführung von Governance-Strukturen flankie-

ren. (Slama; Nelius; Breitkreuz 2011, S. 404)  

Die Notwendigkeit und der Nutzen von Compliance-Aktivitäten kann nur aufgezeigt werden, 

wenn eine Verbindung zu den übergeordneten betrieblichen Zielen und Erfordernissen her-

gestellt werden kann. Nur so kann eine Akzeptanz einer Änderung der konkreten Prozess-

ausgestaltung erreicht werden, z.B. wenn aufgrund verschärfter Compliance-Vorgaben die 

Regelungen im Bereich eines internen Kontrollsystems angepasst werden müssen. (Andelfin-

ger; Kneuper 2014, S. 221) Es ist außerdem wichtig, Prozess-Governance und Prozess-Com-

pliance an den Reifegrad von Prozessen anzupassen, um das Roll-Out von Geschäftspro-

zessmanagement als Ganzes und die Akzeptanz von diesem nicht zu gefährden. Außerdem 

spielen die Unternehmenskultur, geeignete Prozessmanager*innen und die Unterstützung 

von Führungskräften bei der Implementierung von Prozess-Governance und Prozess-Com-

pliance eine Rolle.  (Jeston 2018, S. 210–211) 
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Die Wirksamkeit von Governance ist nur gegeben, wenn die Anforderungen nicht nur doku-

mentiert sind, sondern tatsächlich befolgt werden. (Jeston 2018, S. 207) Hierzu könnten in 

Prozessen Quality Gates eingeführt werden, an denen geprüft wird, ob definierte Standards 

eingehalten wurden. (Slama; Nelius; Breitkreuz 2011, S. 404)  

Wie bei der Einhaltung von Governance ist es auch bei Compliance wichtig, dass die Anfor-

derungen tatsächlich umgesetzt werden und dies auch regelmäßig überprüft wird, z.B. in Form 

von Compliance-Assessments, wie in Kapitel 5.1.4 beschrieben. Das gelingt am besten, wenn 

sich in Unternehmen ein kontinuierlicher Verbesserungsprozess etabliert hat, in der Mitarbei-

tende an häufigen Wirksamkeitsprüfungen und Weiterentwicklung der Prozesse interessiert 

sind. Damit ein solcher Prozess etabliert werden kann, ist jedoch bereits eine entsprechend 

Kommunikations- und Führungskultur notwendig, in der Governance bzw. Compliance als we-

sentliche Führungsaufgabe verstanden wird. (Andelfinger; Kneuper 2014, S. 224 und 227) Ob 

ein solcher Prozess wirksam ist, zeigt sich insbesondere darin, wie Mitarbeitende damit um-

gehen, wenn es in einem Prozess Probleme gibt. Wenn die Einhaltung von Governance und 

Compliance in Prozessen einen hohen Stellwert hat, werden Probleme an die prozessverant-

wortliche Person eskaliert, Ursachen anhand der Prozessdokumentation analysiert und die 

Prozessdokumentation ggf. angepasst, damit das Problem nicht wieder auftritt. Die ange-

passte Prozessdokumentation wird, wenn notwendig, kommuniziert und letztendlich wird auch 

überwacht, ob das Problem wirklich nicht noch einmal auftritt. (Jeston 2018, S. 208) 

Die Etablierung eines kontinuierlichen Verbesserungsprozesses sowie der Integration und 

Überprüfung von Compliance-Anforderungen in Geschäftsprozessen kann nicht einfach be-

schlossen werden, sondern erfordert die Akzeptanz und Mitwirkung der Mitarbeitenden. Wenn 

die Mitarbeitenden nicht die richtige Arbeitseinstellung und Motivation und damit nicht den 

richtigen Fokus haben, ist es beinahe unmöglich, diese Prozesse umzusetzen. Wenn Mitar-

beitende diese Ansätze ablehnen, mit der Begründung, dass diese nicht dem entsprechen, 

wie Dinge in der Organisation gehandhabt werden, ist dies ein starkes Indiz dafür, dass 

Change Management notwendig ist, um hieran etwas zu ändern. (Jeston 2018, S. 505) 

Change Management bedeutet, dass Veränderungsprozesse professionell, zielorientiert und 

effizient gesteuert werden. Dadurch soll eine langfristige Umsetzung sowie die Akzeptanz 

durch die betroffenen Mitarbeitenden erreicht werden. (Fischermanns 2013, S. 209)  

Um Widerstände gegenüber den Änderungen zu erkennen und eine Akzeptanz zu erreichen, 

ist es wichtig aufzuzeigen, warum die Änderung notwendig ist, Mitarbeitende davon zu über-

zeugen, warum der neue Prozess der beste Weg ist, und einen Rahmen zu schaffen, der die 

Änderungen optimal begleitet. Insbesondere im Rahmen des Geschäftsprozessmanage-

ments wird häufig die Abwicklung von Prozessen innerhalb einer Organisation geändert, wo-

bei diese Änderungen wiederum als eigene Change-Prozess gesehen werden können. (Jes-

ton 2018, S. 511) Man muss sich über die komplette Implementierung von neuen Prozessen 

bewusst sein, dass Widerstände auftreten können. Diese nehmen unter Umständen gegen 

Ende der Implementierung noch weiter zu, wenn noch mehr Informationen zum neuen Pro-

zess verfügbar sind als zu Beginn. (Jeston 2018, S. 512–513) Dies kann auch zu Leistungs-

schwankungen oder Leistungsabfall führen, bis es am Ende zur Stabilisierung des veränder-

ten Prozesses kommt. (Fischermanns 2013, S. 209)  
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Ein neuer Prozess, der implementiert werden soll, kann sehr gut sein. Wenn die Mitarbeiten-

den, die ihn jedoch letztendlich ausführen müssen, nicht davon überzeugt sind, werden sie 

sich weigern diesen anzunehmen. Dann ist die Implementierung gescheitert, egal wie gut der 

Prozess und die dazu verwendeten technischen Systeme sind. (Jeston 2018, S. 512–513) 

Bezogen auf die Implementierung von Compliance-Anforderungen in Geschäftsprozessen be-

deutet dies, dass egal wie man Compliance-Anforderungen technisch in die Geschäftspro-

zesse integriert, die Mitarbeitenden bereit sein müssen das so umzusetzen. Sind sie das nicht, 

wird es nicht funktionieren. 

Bei kleineren Change-Prozessen muss das oberste Management eine*n Leiter*in für den 

Change-Prozess beauftragen, der bzw. die Antworten auf die Fragen finden muss, welche 

Veränderungen erreicht werden sollen und warum diese notwendig sind. Außerdem muss die 

verantwortliche Person analysieren, welche Auswirkungen die Veränderung auf die Organi-

sation als Ganzes und die einzelnen Mitarbeitenden hat. Dabei muss auch berücksichtigt wer-

den, was passiert, wenn keine Veränderung stattfindet. Diese Fragen zu beantworten und die 

Veränderungen zu begleiten ist ein zeitaufwändiger Prozess und erfordert das Committment 

des Managements auf allen Ebenen. (Jeston 2018, S. 514) Um die Prozessmitarbeitenden zu 

motivieren, die Veränderungen umzusetzen und dauerhaft zu berücksichtigen, muss der/die 

Leiter*in zu Beginn ein Gefühl der Dringlichkeit schaffen (Kotter 2012, S. 37), warum die Ver-

änderung zu diesem Zeitpunkt zwingend notwendig ist. 

Bei der Erarbeitung eines Change-Programms muss zuerst definiert werden wer in welchem 

Umfang von den Veränderungen betroffen sein wird. Anschließend muss dargestellt werden, 

welche neuen Informationen von den Betroffenen zukünftig benötigt werden und bereitgestellt 

werden müssen. Hierbei sollte auch dargestellt werden, auf welche erwarteten neuen Leis-

tungen oder Ergebnisse des Prozesses diese Informationen einzahlen und wie diese der Or-

ganisation als Ganzes nützen. (Jeston 2018, S. 517) Zur Herstellung des größeren Zusam-

menhangs müssen außerdem die strategischen Zielvorgaben im Unternehmen entsprechend 

kommuniziert werden, damit Mitarbeitende erkennen, worauf die Einhaltung bestimmter 

Governance- oder Compliance-Anforderungen einzahlt. Ansonsten kann die reine Umsetzung 

zu Orientierungslosigkeit und fehlender Motivation führen, da der größere Sinnzusammen-

hang nicht klar ist. (Andelfinger; Kneuper 2014, S. 226) 

Es gibt viele Modelle und Literatur zum Thema Change Management. Hier sei ohne wertende 

Absicht u.a. die Literatur von Rogers, Kotter und Lewin genannt. Aufgrund des begrenzten 

Umfangs dieser Masterarbeit kann auf dieses Thema an dieser Stelle nicht mehr weiter ein-

gegangen werden. Es ist jedoch essenziell, das Thema Change Management und die eben 

aufgeführten Punkte bei der Implementierung von Compliance-Anforderungen in Geschäfts-

prozessen zu berücksichtigen. Je nach Problemstellung in der Praxis sollte daher noch auf 

weiterführende Literatur zu diesem Thema zurückgegriffen werden. 
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5.2.3 Das Management als Vorbildfunktion 

Die Geschäftsleitung von Unternehmen sollte sich eindeutig zu einer gewünschten Compli-

ance-Kultur bekennen, diese vorleben und kommunizieren. Dabei ist es für Compliance-Ver-

antwortliche wichtig, dass sie das Management, insbesondere das mittlere Management, re-

gelmäßig nach ihren Bedürfnissen fragen, z.B. wie sie die Compliance wahrnehmen und wel-

che Tools sie im Umgang mit Compliance benötigen. (Mackert 2017, S. 782–783) Grundsätz-

lich ist auch eine Unternehmenskultur notwendig, die Mitarbeitenden die notwendigen Res-

sourcen für ein Prozessmanagement zur Verfügung stellt und ihnen ermöglicht, effizient und 

effektiv an den Geschäftsprozessen zu arbeiten. Dabei müssen auch Aspekte der modernen 

Arbeitswelt wie z.B. flexible Arbeitszeiten, global verteilte Teams und eine große Bandbreite 

an Erwartungen und Zielen der Mitarbeitenden berücksichtigt werden. (Jeston 2018, S. 372) 

Insbesondere bei nicht gesetzlichen Compliance-Anforderungen, denen sich ein Unterneh-

men, z.B. im Rahmen seiner Corporate Social Responsibility Strategie, verpflichtet hat, ist es 

wichtig, dass sich das Management seiner Rolle bewusst ist und diese einsetzt, um Verant-

wortung zu übernehmen. (Grüninger 2017, S. 796) 

Dass das Management eine Unternehmenskultur fördert, die sich zu Geschäftsprozessma-

nagement und Compliance bekennt und selbst nach diesen Prinzipien handelt, ist aus Sicht 

der Autorin eine wichtige Basis dafür, dass die Implementierung von Compliance-Anforderun-

gen in Geschäftsprozessen gelingen kann. Setzen sich zwar die Prozessverantwortlichen für 

diese Themen ein, bekommen jedoch keine Rückendeckung vom obersten Management, 

werden sie es schwer haben, die Ressourcen für eine erfolgreiche Implementierung von Com-

pliance-Anforderungen in Geschäftsprozessen zu erhalten, insbesondere im Fall von Kompe-

tenzkonflikten mit Führungskräften von Abteilungen in einer Matrix-Organisation. 

5.2.4 Compliance-Anforderungen transparent machen und Verantwortlichkei-
ten definieren 

Im Kapitel 5.1.2 wurde auf die Prozessarchitektur mit der Prozesslandkarte eingegangen. Eine 

strukturierte Darstellung der Prozessarchitektur ist eine Grundlage dafür, dass Prozessma-

nagement in Unternehmen sichtbar und akzeptiert wird. (Bayer; Appelhans; Wolf 2013, S. 42) 

Außerdem wurde im Kapitel 5.2.1 auf die Prozessorganisation und auf die Rollen im Ge-

schäftsprozessmanagement eingegangen. Dabei war ein Ergebnis, dass Prozessmanage-

ment in Organisationen nur erfolgreich eingesetzt werden kann, wenn die mit dem Prozess-

management verbundenen Verantwortlichkeiten klar definiert sind. Dazu muss nach bestimm-

ten Regeln für jeden Geschäftsprozess eine prozessverantwortliche Person bestimmt werden. 

Ohne Prozessverantwortliche*n hat das Prozessmanagement keinen operativen Nutzen, da 

die zentrale Person, welche für Planung, Gestaltung und Steuerung ihres Geschäftsprozesses 

verantwortlich ist und damit die Ergebnisverantwortung trägt, fehlt. (Bayer; Appelhans; Wolf 

2013, S. 50) Darüber hinaus ist für ein erfolgreiches Prozessmanagement jedoch auch eine 

gute Zusammenarbeit zwischen Prozessverantwortlichen, Führungskräften auf Bereichs- und 

Abteilungsebene und dem Chief Process Officer notwendig. (Strobl; Widowitz 2013, S. 66) 
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Eine Schwierigkeit bei der Implementierung von Compliance-Anforderungen in Geschäftspro-

zesse ist nun allerdings, dass nicht immer klar ist, welche Abteilung die Prozessverantwortung 

übernehmen sollte. Diese Frage muss zwingend zu Beginn geklärt werden, bevor man über 

die technische Implementierung der Compliance-Anforderungen nachdenkt. Hierbei hilft die 

folgende Matrix bei der Entscheidungsfindung: 

 

Darstellung 17: Matrix zur Festlegung der Prozessverantwortung 

Quelle: Strobl; Widowitz 2013, S. 68 

Wenn die fachliche Vorgabe aus der Abteilung kommt, welche den Prozess auch ausführt, ist 

es klar, dass in dieser Abteilung auch die Prozessverantwortung liegt. Führt die Abteilung den 

Prozess nicht selbst aus und liefert auch nicht die fachliche Vorgabe, liegt keine Prozessver-

antwortung vor. Schwieriger zu entscheiden ist es jedoch, wenn die Abteilung entweder die 

fachliche Vorgabe liefert oder den Prozess in der eigenen Organisationseinheit ausführt. In 

diesem Fall ist zu betrachten, wer den Weg zum Erreichen der fachlichen Vorgabe definiert. 

Gibt eine Fachabteilung nur die fachliche Vorgabe und die ausführende Abteilung entscheidet, 

wie die fachliche Vorgabe umgesetzt wird, ist die ausführende Abteilung gleichzeitig auch die 

prozessverantwortliche Abteilung (Black Box Vorgabe). Gibt die Fachabteilung, welche die 

Vorgabe vorgibt, gleichzeitig jedoch auch die Ausführung der eigentlichen Prozessschritte ge-

nau vor, ist diese die prozessverantwortliche Abteilung (White Box Vorgabe). (Strobl; Widowitz 

2013, S. 69) Es ist sinnvoll diese Fragen zur Definition der Prozessverantwortung zu beant-

worten, nachdem das Prozess-Design abgeschlossen ist (Association of Business Process 

Management Professionals 2019, S. 219) und der Prozess entsprechend mit allen relevanten 

Schritten und Compliance-Anforderungen transparent modelliert ist. Wichtig ist, dass die ver-

antwortliche Abteilung bzw. Person den fachlichen Hintergrund mitbringt, der notwendig ist, 

um einen effektiven Prozessablauf sicherzustellen. (Association of Business Process Ma-

nagement Professionals 2019, S. 219) 
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5.2.5 Richtige Kommunikation von Compliance-Anforderungen 

Letztendlich wird immer die Kooperation der Mitarbeitenden benötigt, um neue Anforderungen 

im Zusammenhang mit Geschäftsprozessmanagement zu implementieren, unabhängig da-

von, wie hoch der technische Automatisierungsgrad der Geschäftsprozesse ist. Daher ist es 

essenziell, dass neue Prozesse von den Mitarbeitenden verstanden und korrekt, auch im Zu-

sammenhang mit Unternehmens- und Prozesszielen, durchgeführt werden. (Jeston 2018, S. 

368–369) Compliance-Anforderungen sind in der Regel komplex, weshalb durch gute Kom-

munikation dazu beigetragen werden muss, diese Komplexität zu reduzieren, indem die Sach-

verhalte einfach und anschaulich erklärt werden. Dazu können z.B. Poster oder Broschüren 

gestaltet werden, auf welchen die Struktur der Compliance-Anforderungen und deren Nutzen 

für die Mitarbeitenden transparent gemacht werden. Auch ein Newsletter kann über geänderte 

Compliance-Anforderungen informieren. (Mackert 2017, S. 783) Aus Sicht der Autorin sind für 

Geschäftsprozesse Poster wahrscheinlich nicht immer die optimale Lösung, da die Compli-

ance-Anforderungen beim Prozess hinterlegt werden sollten. Das Grundprinzip, dass Compli-

ance-Anforderungen transparent gemacht werden müssen, gilt aber auch bei der Hinterle-

gung im Prozess.  

Sollten sich während der Kommunikation der Compliance-Anforderungen Lücken zwischen 

den vorhandenen Qualifikationen, die die Mitarbeitenden haben, und neu benötigten Qualifi-

kationen für die Erfüllung der Compliance-Anforderungen zeigen, müssen diese adressiert 

werden. Hier ist es wichtig, ggf. mit Einbezug der Personalabteilung, Schulungsmaßnahmen 

zu definieren oder, falls dies keine Option ist, zu überlegen, die Erfüllung der Compliance-

Anforderungen an andere Mitarbeitende mit anderen Fähigkeiten zu geben. (Jeston 2018, S. 

385) Hier ist ein Zusammenhang zum vorherigen Kapitel 5.2.4 erkennbar, dass Prozessver-

antwortliche einen bestimmten fachlichen Hintergrund benötigen. Ggf. müssen neue Stellen 

geschaffen werden, damit der Prozess effizient und effektiv durchgeführt werden kann. 

(Association of Business Process Management Professionals 2019, S. 219) 

Bei der Kommunikation ist es wichtig, dass die Anforderungen an bestimmte Rollen und Ver-

antwortlichkeiten klar kommuniziert werden und das Commitment der jeweils Verantwortlichen 

eingeholt wird. Das gleiche gilt auch, wenn für bestimmte Rollen Maßnahmen zur Perfor-

mance-Messung vereinbart werden. Ggf. müssen hier auch Rollenbeschreibungen und Ziele 

angepasst werden (Jeston 2018, S. 371), wenn diese bisher z.B. noch nicht enthalten haben, 

das eine bestimmte Stelle für die Umsetzung bestimmter Compliance-Anforderungen verant-

wortlich ist. Unter Commitment versteht man die Bereitschaft der Mitarbeitenden Verantwor-

tung für ihren Prozess zu übernehmen. (Schmelzer; Sesselmann 2020, S. 198) 

Eine Herausforderung in der Kommunikation des Managements liegt darin, alle unterschied-

lichen Erwartungen und Ziele der Mitarbeitenden zu adressieren. Dabei muss kommuniziert 

werden, was sich an den Prozessen ändern wird, wie es geändert wird und was sich dadurch 

für die einzelnen Mitarbeitenden ändert. Außerdem muss den Mitarbeitenden aufgezeigt wer-

den, wie sie zum Ergebnis beitragen, und auch besprochen werden, was passiert, wenn die 

Mitarbeitenden mit dem Ergebnis nicht zufrieden sind. (Jeston 2018, S. 373) Damit das Mit-

wirken des Managements sichtbar wird, sollte dieses häufig über die aktuellen Aktivitäten und 

den bisherigen Fortschritt berichten. (Association of Business Process Management Profes-

sionals 2019, S. 229–230) 
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Bei der Kommunikation muss auch auf die richtigen Kanäle geachtet werden. Je nach Art der 

Information können Intranet-Beiträge gewählt oder es sollte ein persönliches Gespräch vor-

gezogen werden. Dabei ist das Bewusstsein notwendig, dass Änderungen für die meisten 

Mitarbeitenden beunruhigend sind, da sie die aktuelle Zufriedenheit mit ihrem Job gefährden. 

Deshalb ist es wichtig darauf einzugehen und die für die Änderungen Verantwortlichen müs-

sen jederzeit für Rückfragen der Betroffenen ansprechbar sein. (Jeston 2018, S. 374) Hier ist 

die Verbindung zum Change Management erkennbar, welches in Kapitel 5.2.2 beschrieben 

wird. 

5.3 Wirtschaftlichkeit 

Die Implementierung von Compliance-Anforderungen in Geschäftsprozessen ist nicht wert-

schöpfend im Sinne, dass ein Mehrwert für den Kunden generiert wird. Dennoch müssen nicht 

wertschöpfende Prozesselemente, welche regulatorische Anforderungen erfüllen, trotzdem 

beibehalten werden. (Schmelzer; Sesselmann 2020, S. 247–248) Für den Nachweis von 

Compliance werden auch viele Unternehmensressourcen benötigt und die zunehmenden 

Compliance-Anforderungen stellen für Unternehmen Aufwandstreiber in Form von Mehrleis-

tung dar, die optimiert werden sollten. (Schneider; Auer 2013, S. 116) Um möglichst wirtschaft-

lich zu sein, sollten Unternehmen daher prüfen, wie sie ihren Aufwand bei der Umsetzung von 

Compliance-Anforderungen in Geschäftsprozessen minimieren können. Eine Möglichkeit ist 

die Automatisierung der Entscheidungsfindung, wie sie in Kapitel 6 beschrieben wird. Damit 

können Entscheidungen schneller getroffen werden, Entscheidungskriterien schnell ange-

passt werden, Compliance-Anforderungen eingehalten und Kosten entsprechend reduziert 

werden. (Fish 2012, S. 11) 

 



49 

6 Business Rules als Mittel zur Umsetzung von Compliance-
Anforderungen in Geschäftsprozessen 

Business Rules, welche die Grundlage von allen operativen und strategischen 

Entscheidungen bilden, kommen in allen Unternehmensbereichen täglich vor. Oft sind diese 

jedoch nicht explizit und zentral definiert sondern werden in diversen Dokumenten und 

teilweise auch nur mündlich weitergegeben. Daher ist im ersten Schritt ein Business Rule 

Management notwendig, welches für eine unternehmensweit einheitliche und zentrale 

Definition von Geschäftsregeln sorgt, mit dem Ziel Transparenz, Flexibilität und Effizienz zu 

erzeugen. (Freund; Götzer 2008, S. 104) In einem nächsten Schritt können durch den Einsatz 

von Business Rules Entscheidungen automatisiert und die Qualität von Entscheidungen ver-

bessert werden. (Slama; Nelius; Breitkreuz 2011, S. 133) 

Für Decision Management mit Business Rules eignen sich vor allem operative 

Entscheidungen mit geringem Wert, die täglich getroffen werden und günstig automatisiert 

werden können. Für strategische Entscheidungen, die einen hohen Wert haben aber selten 

getroffen werden, wird eher Business Intelligence zur Entscheidungsunterstützung verwendet. 

(Fish 2012, S. 8–9) Ein weiteres Merkmal von operativen Entscheidungen ist, dass sie oft nur 

eine einzige Transaktion oder einen einzigen Kunden betreffen. (Silver 2016, S. 4) In vielen 

Geschäftsprozessen müssen Entscheidungen anhand von Business Rules und einer entspre-

chenden Entscheidungslogik getroffen werden, damit der Prozess abgeschlossen werden 

kann. (Debevoise; Taylor; Geneva 2014, S. 5)2 Begleitet werden muss die Einführung eines 

Business Rule Managements von Wissensmanagement, damit alle Mitarbeitenden die für sie 

relevanten Business Rules kennen. (Freund; Götzer 2008, S. 105) 

6.1 Automatisierung von Geschäftsprozessen 

Eine wichtige Grundregel bei der Automatisierung von Geschäftsprozessen ist, dass die Pro-

zesse zuerst verbessert werden müssen, bevor sie automatisiert werden können. (Jeston 

2018, S. 51) Das gilt auch für die Automatisierung von Entscheidungen in Geschäftsprozes-

sen. (Fish 2012, S. 15) Dies wird in manchen Organisationen vom Management ignoriert, da 

unzureichendes Wissen über die Geschäftsprozesse besteht oder es einfacher scheint, die 

Symptome von Problemen durch Technologie zu behandeln, anstatt die Ursachen der Prob-

leme bei den Prozessen selbst und den prozessbeteiligten Personen zu suchen. Die fehlende 

Beschäftigung mit den Ursachen führt dann jedoch meist dazu, dass die neuen Systeme zur 

Prozessautomatisierung nur wenig oder überhaupt keinen Nutzen bringen und die Probleme 

mit den Geschäftsprozessen weiterhin bestehen. (Jeston 2018, S. 52–53) Durch die Automa-

tisierung des ineffizienten Prozesses können die Probleme sogar noch verstärkt werden. 

(Association of Business Process Management Professionals 2019, S. 222) 

Um Prozesse wirklich zu verbessern, ist es notwendig diese im Kontext mit dem eigenen Un-

ternehmen, dessen Kultur und den Beziehungen zu internen und externen Stakeholdern zu 

 

2 In dieser Masterarbeit wird hauptsächlich das amerikanische Original von Debevoise; Taylor verwen-
det. Jedoch wird an manchen Stellen die deutsche Übersetzung zitiert, wenn diese für das Verständnis 
besser geeignet scheint. 
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betrachten. Anbieter von Software versprechen oft, dass diese flexibel anpassbar ist, was 

Entscheidungsträger im Management dazu verleitet, erst Automatisierungsprojekte voranzu-

treiben und anschließend über eine Prozessverbesserung nachzudenken. Oft besteht diese 

Flexibilität jedoch nur in der Implementierungsphase der Systeme und wenn Entscheidungen 

einmal anhand von schlechten Prozessen getroffen wurden, lassen sich diese nachträglich 

kaum noch an optimierte Prozesse anpassen. Daher müssen Probleme bei Geschäftsprozes-

sen erst mit dem Fokus auf die Geschäftsperspektive gelöst werden, bevor IT-Lösungen an-

gestrebt werden. Die meisten Prozessverbesserungen können ohne den Einsatz von Tech-

nologie erzielt werden. Erst wenn die Prozesse optimiert sind, erweist sich der Einsatz von 

Technologie zur Automatisierung als sehr nützlich und wertschöpfend. (Jeston 2018, S. 54–

56) Im Hinblick auf Entscheidungen ist zu beachten, dass Entscheidungen, die automatisiert 

werden, zwangsläufig auch die Geschäftsprozesse beeinflussen, in denen sie getroffen wer-

den. Daher müssen Automatisierungen und dadurch erwartete Kosteneinsparungen immer 

für die Entscheidung selbst, aber auch für die betroffenen Prozesse berücksichtigt werden. 

(Fish 2012, S. 15) 

Zur Automatisierung von Geschäftsprozessen gehören Workflow Management Systeme mit 

Workflow Engines und Business Rules Engines. (Jeston 2018, S. 63–64) Workflow Engines 

führen strukturierte Prozesse in BPMN aus, während Business Rules Engines, die auch als 

Decision Engines bezeichnet werden, auf DMN basierende Entscheidungen treffen. (Freund; 

Rücker 2019, S. 199) Bei den Engines handelt es sich jeweils um Softwarekomponenten, die 

Modelle als XML-Datei einlesen und direkt ausführen. Für die Ausführung bzw. Automatisie-

rung müssen die Modelle und Entscheidungen detailliert und korrekt modelliert sein und dür-

fen keine Interpretationsspielräume bieten. (Freund; Rücker 2019, S. 199–200)  

Eine Workflow-Engine koordiniert die Aufgaben innerhalb eines Prozesses zwischen den ein-

zelnen Prozessteilnehmenden. Aktivitäten, für deren Ausführung menschliche Prozessteil-

nehmende benötigt werden, weist die Workflow-Engine entsprechend zu, während alle ande-

ren Aktivitäten automatisiert ablaufen können. (Freund; Rücker 2019, S. 200) Bei anderen 

Autoren ist auch von einer Automatisierung durch ein User Task Management die Rede, das 

die Bearbeitung von Aufgaben zwischen dem Business Process Management System 

(BPMS) und den Mitarbeitenden koordiniert. (Slama; Nelius; Breitkreuz 2011, S. 28) Diese 

Zusammenhänge werden in der folgenden Abbildung veranschaulicht: 
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Darstellung 18: Arbeitsweise einer Workflow-Engine 

Quelle: Freund; Rücker 2019, S. 200 

Die Workflow-Engine kann auch IT-Systeme ansteuern, was entsprechend über einen Ser-

vice-Task oder eine Send und Receive Task im BPMN-Prozessfluss modelliert wird. Der Ser-

vice wird von der Workflow-Engine aufgerufen und nach dessen Ausführung erfolgt eine Rück-

meldung an den Prozess. (Freund; Rücker 2019, S. 211) Dies ist in der obenstehenden Dar-

stellung mit der Service-Orchestrierung abgebildet. 

Als Grundlage für die Automatisierung müssen Prozesse und Business Rules zuerst model-

liert werden. Die Automatisierung standardisierter Prozesse verringert jedoch langfristig Kos-

ten und Durchlaufzeiten und setzt Kapazitäten bei Mitarbeitenden frei, die ihre Fähigkeiten 

dann für andere Tätigkeiten einsetzen können, was die Motivation erhöhen kann. (Jeston 

2018, S. 63–64) Werden Entscheidungen nicht über Business Rules automatisiert, sondern 

manuell getroffen, sind diese fehleranfällig und mit hohen Bearbeitungskosten verbunden, 

denn Mitarbeitende müssen bei jeder Änderung der Entscheidungsregeln neu geschult und 

Verfahrensanweisungen geändert werden. Durch eine Automatisierung können Prozess-

durchlaufzeiten verringert und die Qualität der Entscheidungen verbessert werden. (Slama; 

Nelius; Breitkreuz 2011, S. 133) 

Bei der Automatisierung von Geschäftsprozessen spielt es zunehmend auch eine Rolle, dass 

schnelle Anpassungen möglich sind, um der zunehmend benötigten Agilität gerecht zu wer-

den. Dazu gehören eine schnelle Entscheidungsfindung und -ausführung, eine leistungs-

starke Unternehmenskultur sowie die Fähigkeit, die richtigen Informationen zum richtigen Zeit-

punkt abzurufen. (Jeston 2018, S. 63–64) Außerdem führen automatisierte Prozesse und Ent-

scheidungen zu mehr Konsistenz und Präzision. (Fish 2012, S. 25)  

Darüber hinaus ist es Engines möglich, Daten, Kennzahlen und Auswertungen über die Pro-

zesse zu erheben. Ein Vorteil von Workflow und Decision Engines liegt auch in der Versionie-

rung von Geschäftsprozessmodellen. Das ermöglicht zum einen, dass Prozessinstanzen den 
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Prozess noch nach einer alten Version durchlaufen können, während die neue Version bereits 

existiert, zum anderen kann noch nachvollzogen werden, welcher Stand zu einem bestimmten 

Zeitpunkt verwendet wurde. (Freund; Rücker 2019, S. 202) All diese Eigenschaften können 

zum Nachweis und der Nachvollziehbarkeit von Compliance-Regel-basierten Entscheidungen 

zu einem bestimmten Zeitpunkt hilfreich sein. 

Außerdem werden durch die Kombination von Entscheidungs- und Prozessmodellierung die 

Entscheidungen, mit denen Prozesse gesteuert werden, sichtbar und nachverfolgbar. (Debe-

voise; Taylor 2016, S. 1–2) Eine Voraussetzung für die Automatisierung von Entscheidungen 

ist es jedoch zu verstehen, wie diese genau getroffen werden. Oft gibt es ein komplexes Zu-

sammenspiel von menschlichen Aktivitäten und Abstimmungen, die am Ende zum Treffen der 

Entscheidung führen. (Fish 2012, S. 22) 

Die Anwendung von Workflow und Decision Engines ist besonders lohnenswert, wenn es um 

die Einhaltung von Compliance-Regeln und die Dokumentation der Einhaltung geht. Hier kann 

durch Log-Dateien belegt werden, dass ein Prozess tatsächlich so durchgeführt wurde, wie er 

beschrieben war. (Freund; Rücker 2019, S. 205) Außerdem bietet die Automatisierung von 

Entscheidungen die Vorteile, dass Entscheidungen auf Vollständigkeit und Konsistenz über-

prüft werden können. (Silver 2016, S. 277) Wurden Prozesse und Entscheidungen also ge-

mäß der aktuell geltenden Compliance-Anforderungen korrekt und vollständig modelliert, ist 

es nicht mehr möglich bei einem automatisierten Prozess bzw. einer automatisierten Entschei-

dung nicht mehr compliant zu sein. 

6.2 Von der Compliance-Anforderung zur Business Rule 

Compliance-Management basiert wie Governance und Risikomanagement auf Geschäftsre-

geln. Diese Geschäftsregeln werden z.B. von Compliance-Anforderungen aus Gesetzen, 

Richtlinien, Normen und anderen Vorschriften abgeleitet. Die Verwaltung und Überwachung 

der Einhaltung erfolgt im Rahmen des Business Rule Managements (BRM). Dabei sollten die 

Business Rules jedoch unabhängig von den Geschäftsprozessen verwaltet werden und die 

Geschäftsprozesse sollten nur während ihrer Ausführung auf die Business Rules zugreifen. 

Dabei werden aufgrund der Daten im Prozess bestimmte Entscheidungen getroffen, anhand 

derer sich entscheidet, wie der Prozess weiter verläuft. (Schmelzer; Sesselmann 2020, S. 

597–598) Ein gutes Management der Geschäftsregeln kann für Unternehmen ein Wettbe-

werbsvorteil sein. (Association of Business Process Management Professionals 2019, S. 311) 

Wie transparent diese Regeln als Entscheidungskriterien sind, muss vom Management ent-

schieden werden. Hier kann es aber sinnvoll sein, die Regeln transparent zu machen, um den 

Mitarbeitenden das Verständnis für den Prozessablauf zu erleichtern. Die Geschäftsregeln 

können über BPMS auch in die Prozessdokumentation integriert werden. (Slama; Nelius; 

Breitkreuz 2011, S. 28) BPMS steuern die Ausführung von Prozessen anhand geeigneter Pro-

zessmodelle oder formaler Prozessbeschreibungen durch die Process Engine. (Allweyer 

2020, S. 9) Bei besonders geschäftskritischen Regeln kann es jedoch aus Sicherheitsgründen 

ratsam sein, dass nicht jeder berechtigt ist, die Definition der Geschäftsregeln zu sehen. 

(Slama; Nelius; Breitkreuz 2011, S. 138–139) 
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Business Rules sind von entscheidender Bedeutung für Unternehmen und deren Geschäfts-

prozesse, da sie bestimmte Aspekte dieser definieren oder einschränken. Daher müssen sie 

an einem zentralen Ort, dem Business Rule Repository, erfasst, regelmäßig überprüft und ggf. 

angepasst werden. Die zentrale Erfassung ist notwendig, damit sichergestellt werden kann, 

dass von verschiedenen Prozessen stets auf die korrekten und aktuellen Regeln zugegriffen 

wird und nicht teilweise bei einzelnen Prozessen noch veraltete Regeln gespeichert sind. Es 

ist wichtig, dass Business Rules transparent gemacht und in regelmäßigen Abständen formal 

überprüft werden, z.B. alle 6 bis 12 Monate.  (Jeston 2018, S. 223–224) Werden die Business 

Rules in einem Business Rule Management-System gespeichert, liegt der Vorteil darin, dass 

dynamisch, flexibel und wirtschaftlich auf die Änderung von Compliance-Anforderungen rea-

giert werden kann. Änderungen werden direkt im Business Rule Management-System ge-

pflegt, sodass aufwändige Softwareanpassungen vermieden werden können. (Schmelzer; 

Sesselmann 2020, S. 667) 

Im Zusammenhang mit Business Rules ist auch nochmal auf die in Kapitel 5.1.2 erwähnte 

Prozessarchitektur des Unternehmens hinzuweisen, welche unter anderem Prozessleitlinien 

sowie das Business Rules library bzw. repository beinhaltet. In den Prozessleitlinien, die für 

die einzelnen Prozesse formuliert werden müssen, sind Prozessgrundsätze, Standards, Me-

thoden und Regeln enthalten. In diesen ist außerdem der Umfang des Prozesses sowie der 

bzw. die Prozessverantwortliche definiert, welche Modellierungssprache verwendet wird, so-

wie die Art der Steuerung und dadurch die Sicherstellung von Governance in Prozessen.  (Je-

ston 2018, S. 213) Es ist also definiert, wer was wann zu welchem Zweck tut, weshalb Ge-

schäftsregeln auch als institutionelles Wissen und Logik der Organisation betrachtet werden 

können. (Association of Business Process Management Professionals 2019, S. 311) Damit 

die Prozess Governance sichergestellt werden kann, müssen Prozessverantwortliche auch 

die Aufgabe haben ihre Geschäftsprozesse regelmäßig auf Änderungen zu prüfen und ggf. 

die Dokumentationen anzupassen, sodass alle Modellierungs- und Compliance-Standards 

eingehalten werden. (Jeston 2018, S. 223)  

6.3 Herunterbrechen der Compliance-Anforderung als 
Modellierungsfrage 

Es kann vorkommen, dass mehrere Compliance-Dimensionen Anforderungen an denselben 

Geschäftsprozess haben, sodass es zu Mehrfachzuweisungen von Compliance-Anforderun-

gen an einen Prozess kommt. (Schneider; Auer 2013, S. 116) Diese Compliance-Dimensio-

nen können sich aus verschiedenen Quellen wie Standards, internen Richtlinien und Geset-

zen ergeben und als Compliance Rules angelegt werden. (Reichert; Weber 2012, S. 297) Im 

Fokus steht dadurch nicht mehr einzig und allein das Prozessergebnis, sondern auch die Um-

setzung aller relevanter Anforderungen und Vorgaben im Geschäftsprozess. Dies trägt zu ei-

ner risikoorientierten Steuerung der Prozesse in einem Unternehmen sowie zur kontinuierli-

chen Prozessverbesserung bei. (Schneider; Auer 2013, S. 116) Gleichzeitig können aber 

auch bestimmte Anforderungen für mehrere Prozesse gelten, sodass es sinnvoll sein kann, 

diese außerhalb eines bestimmten Prozessmodells zu hinterlegen, sodass verschiedene Pro-

zesse darauf zugreifen können. (Freund; Götzer 2008, S. 106) 
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Es gibt verschiedene Möglichkeiten wie Business Rules modelliert werden können. So können 

diese in Textform in Verfahrensanweisungen integriert werden oder mit formalen Regelspra-

chen wie der Linear Temporal Logic modelliert werden. (Slama; Nelius; Breitkreuz 2011, S. 

139) Business Rules können außerdem in tabellarischer Form als Entscheidungstabelle oder 

mit Entscheidungsbäumen definiert werden. Wenn die Geschäftsregeln automatisiert werden 

sollen, sollten Sie mit einer Notation wie Decision Model and Notation (DMN) modelliert wer-

den. (Schmelzer; Sesselmann 2020, S. 668) Es gibt auch grafische Notationen wie die exten-

ded Compliance Rule Graphs, wobei auf die einzelnen Modellierungsarten in Kapitel 6.5 ge-

nauer eingegangen wird. 

Für die Identifikation der Business Rules ist es sinnvoll, immer alle Regeln für eine bestimmte 

Entscheidung zu bestimmen. Wenn alle Regeln für eine Entscheidung definiert sind, kann die 

nächste Entscheidung betrachtet werden. (Fish 2012, S. 109) Grundsätzlich sollten Compli-

ance-Anforderungen entlang des gesamten Prozesslebenszyklus berücksichtigt werden. Hier 

sollte bereits in der Modellierungsphase geprüft werden, ob das Prozessmodell alle Compli-

ance-Regeln berücksichtigt. In der Monitoring-Phase muss die Einhaltung dieser Compliance-

Regeln dann überprüft werden. Oft liegt jedoch bereits ein Prozessmodell vor und die Com-

pliance-Anforderungen werden anschließend als Regeln aufgestellt. Dabei kann es vorkom-

men, dass die Regeln dem Prozessfluss widersprechen, z.B. indem eine Prüfung vor einem 

bestimmten Prozessschritt durchgeführt werden müsste, das im Prozessfluss aber nicht so 

modelliert ist. In diesem Fall muss das Prozessmodell noch gemäß der Compliance-Rules 

angepasst werden. (Reichert; Weber 2012, S. 298–299) Die modellierten Regeln sollten voll-

ständig, konsistent, unabhängig voneinander und so einfach wie möglich beschrieben sein. 

Im Hinblick auf die Konsistenz ist zu beachten, dass Regeln sich entweder gegenseitig aus-

schließen müssen oder geregelt werden muss, welche Regel Vorrang hat falls mehrere Re-

geln zutreffen. Außerdem sollten die Business Rules präzise und prägnant formuliert sein, 

damit klar ist, was genau getan werden muss, wenn diese Regel zutrifft. (Fish 2012, S. 111) 

Es ist nicht immer möglich, das Einhalten von Compliance-Regeln während der Modellierung 

zu überprüfen. Das kann an einem zu großen Prozessmodell, zu komplexen Compliance-

Regeln oder fehlenden Echtzeit-Daten liegen. (Reichert; Weber 2012, S. 308) 

6.4 Business-Rule-Management-Systeme 

Bei wissensintensiven Geschäftsprozessen ist es oft nicht möglich nur einen einzigen Pro-

zessfluss zu definieren, der immer wieder durchlaufen wird. Es müssen kontextbasierte Ent-

scheidungen getroffen werden, wofür flexible Geschäftsprozess-Managementsysteme benö-

tigt werden. Diese müssen neben Standardprozessen auch Prozesse unterstützen, die von 

sich regelmäßig ändernden äußeren Rahmenbedingungen oder Zielvorgaben getrieben wer-

den. (Buck-Emden; Alda 2017, S. 101) Bei wissensintensiven Geschäftsprozessen sollte ein 

gutes Verhältnis zwischen Standardisierung und Kundenorientierung gefunden werden, um 

die Wirtschaftlichkeit und Effektivität bei der Leistungsentwicklung und -erbringung sicherzu-

stellen. (Bruhn; Hadwich 2017, S. 153) Nach der aktuellen Qualitätsmanagementnorm ISO 

9001:2015 spielen auch die gesetzlichen und behördlichen Anforderungen eine Rolle, welche 

bei der Erfüllung der Kundenanforderungen geprüft und berücksichtigt werden müssen. 

(Schmelzer; Sesselmann 2020, S. 76–77)  
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Man kann zwei Blickwinkel für den Zusammenhang zwischen Business Rule Management 

und Prozessmanagement einnehmen. Entweder man sieht die Regeln als Teile von Prozes-

sen oder die Prozesse als Teile von Regeln. (Freund; Götzer 2008, S. 105) Auch im Hinblick 

auf den Prozessfluss kann man zwischen zwei Arten von Entscheidungen unterscheiden. Zum 

einen Entscheidungen, die innerhalb einer Aktivität zu treffen sind, und zum anderen Entschei-

dungen, die den weiteren Prozessablauf beeinflussen. Unterstützungssysteme müssen dabei 

kontextabhängige Hilfestellungen bei Entscheidungen geben, wobei menschliche Prozessteil-

nehmende in unklaren Situationen auch ohne vollständige Informationen Entscheidungen tref-

fen. Dabei hilft der DMN-Standard, der zum einen die Modellierung der für Entscheidungen 

benötigten Informationen in einem Decision Requirement Graph (DRG) ermöglicht als auch 

die Modellierung der eigentlichen Entscheidungslogik in Form von Entscheidungstabellen. 

Dadurch können Entscheidungs- und Prozessablauflogik sauber getrennt werden, wobei 

DMN auch im Zusammenspiel mit BPMN verwendet werden kann.  (Buck-Emden; Alda 2017, 

S. 111)  

Wissensintensive Geschäftsprozesse sind oft komplex, da viele Einzelschritte koordiniert und 

diverse Informationsquellen und Prozessbeteiligte einbezogen werden müssen. (Buck-Em-

den; Alda 2017, S. 103–104) Daher kann bei diesen Prozessen kein stark vordefiniertes Pro-

zessmodell verwendet werden, sondern nur die Grundstruktur vorgegeben werden. (Reichert; 

Weber 2012, S. 10) Das bedeutet als Konsequenz, dass wissensintensive Geschäftsprozesse 

niemals vollständig automatisiert werden können, da sie noch Abwägungen und Entscheidun-

gen von menschlichen Prozessteilnehmenden erfordern. (Reichert; Weber 2012, S. 15) Diese 

können jedoch durch BPMS optimal unterstützt werden. Für die Unterstützung von wissens-

intensiven Geschäftsprozessen mit einem hohen Abstimmungsbedarf von menschlichen Pro-

zessteilnehmern sowie vielen Ausnahmen und Entscheidungen eigenen sich vor allem an-

wenderzentrische BPMS (Slama; Nelius; Breitkreuz 2011, S. 23) BPMS steuern den Ablauf 

von Aktivitäten im Prozessfluss. Die Aktivitäten selbst werden jedoch meist nicht durch den 

Prozessfluss selbst, sondern durch Services ausgeführt, die vom Prozessfluss in der richtigen 

Reihenfolge zur richtigen Zeit aufgerufen werden. (Fish 2012, S. 17) 

Entscheidungsmodelle können nicht mit textbasierten Anforderungsdefinitionen verglichen 

werden, da diese auf strukturierten Diagrammen oder Tabellen aufbauen und von allen Sta-

keholdern gleichzeitig eingesehen werden können. (Silver 2016, S. x) Die Entscheidungen 

innerhalb des Entscheidungsmodells müssen anhand von Regeln getroffen werden, wobei die 

Regeln selbst keinen aktiven Einfluss auf den Prozessfluss nehmen sollten. Die Steuerung, 

wie die getroffene Entscheidung den weiteren Prozessablauf bestimmt, sollte ausschließlich 

über das Prozessmodell definiert sein. Die Schwierigkeit hier besteht darin, die Trennung zwi-

schen Entscheidungs- und Prozessablauflogik tatsächlich umzusetzen, da nicht immer ganz 

eindeutig ist, ob eine Regel aktiven Einfluss auf den Prozessfluss ausübt oder nur zur Ent-

scheidungsfindung dient. (Slama; Nelius; Breitkreuz 2011, S. 136) Wichtig ist, dass Ge-

schäftsregeln selbst keine Entscheidungen darstellen, sondern nur die logische Vorausset-

zung für Entscheidungen sind. (Debevoise; Taylor; Geneva 2014, S. 7) 

Ein Business Rule Management System besteht aus einer Rule Base, die das Wissen in Form 

von Daten und Regeln enthält, der Rules Engine, die Antworten aus der Rule Base ableitet 

und einem Objektmodell, welches das Vokabular enthält, welches die Regeln verwenden, um 

ein Problem zu beschreiben. Außerdem gibt es oft noch ein Rule Modeling Environment zur 
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Modellierung der Regeln, das Rules Repository, welches die Regeln versionsgesichert und 

zugriffskontrolliert verwaltet, und eine Rules Execution Engine, die Regelsimulationen, Moni-

toring, Analyse und Verwaltung der Regeln im Repository ermöglicht. (Slama; Nelius; Breit-

kreuz 2011, S. 142–143) Darüber hinaus kann ein Business Rule Management System von 

einer Softwareanwendung z.B. eines Web-Services über Schnittstellen angebunden werden. 

(Allweyer 2014, S. 146)  

Business Rule Engines, welche in BPM- oder Workflowmanagementsysteme integriert wer-

den können, erlauben eine strikte Trennung von Anwendungs- und Entscheidungslogik. Dabei 

werten diese gültige Geschäftsregeln während der Prozesslaufzeit aus, wobei die Geschäfts-

regeln in die folgenden vier Kategorien eingeteilt werden können: Einschränkende Bedingun-

gen, die während der Prozessausführung erfüllt sein müssen, Regeln zur Gewinnung neuer 

Erkenntnisse aus vorhandenem Wissen, Reaktionsregeln und Regeln für bestimmte Rollen.  

(Buck-Emden; Alda 2017, S. 113) 

Diese Geschäftsregeln werden von Business-Rule-Management-Systemen verwaltet, die de-

ren Bearbeitung unterstützen. Die Regeln selbst werden von Fachanwendern festgelegt und 

im Business Rule Repository gespeichert. Das Business Rule Repository stellt dann im Pro-

zessablauf der Business Rule Engine bzw. der Decision Engine die jeweils gültigen Ge-

schäftsregeln zur Verfügung, wobei die Engine dann die Ausführung und Überwachung über-

nimmt. (Schmelzer; Sesselmann 2020, S. 668–669) Da Business Rules jeweils aus einer Be-

dingung und einer daraus resultierenden Aktion bestehen, prüft die Business Rule Engine, 

welche Bedingungen zutreffen und führt die zugeordneten Aktionen aus. (Jeston 2018, S. 65)  

Insbesondere bei großen Repositories und vielen zu berücksichtigenden Business Rules 

steigt der Bedarf an Technologien, die in der Lage sind, die Prozess-Compliance sicherzu-

stellen. (Reichert; Weber 2012, S. 297). Ein besonderer Mehrwert von Business Rules Engi-

nes liegt hier darin, dass sie auch größere Folgen von Business Rules bearbeiten können, 

wenn mehrere Fragen hintereinander beantwortet werden müssen, bevor anhand aller Ant-

worten eine Entscheidung getroffen werden kann. (Jeston 2018, S. 65)  

Ein weiterer Vorteil der Business Rule Engines liegt in einem agileren Vorgehen für Organi-

sationen, da die Business Rules unabhängig von Programmierungen sind, welche in den 

meisten Organisationen häufig zu Engpässen führen. So können Regeln kurzfristig von ei-

nem/einer Business Analyst*in angepasst, getestet und implementiert werden, anstatt dass 

der Fachbereich Regeln an die IT zur Programmierung gibt, die dort nochmal überprüft, ein-

geplant, programmiert und getestet werden. (Jeston 2018, S. 64) Anpassung von kompletten 

Prozessmodellen müssen oft von der IT durchgeführt werden, weshalb die Möglichkeit der 

Änderung von Regeln durch die Fachanwender*innen zu einer höheren Agilität führt, um 

schneller auf sich ändernde Marktbedingungen reagieren zu können. (Slama; Nelius; Breit-

kreuz 2011, S. 134)  

Der Vorteil dieses Systems liegt also darin, dass Prozessverantwortliche die Regeln bei Än-

derungen selbst anpassen können, ohne dass Softwareanpassungen notwendig sind. Das 

spart Kosten und Zeit. (Schmelzer; Sesselmann 2020, S. 668) Außerdem sind die im Business 

Rules Repository abgelegten Regeln für jeden sichtbar, dadurch transparent und ihre Gültig-

keit wird in regelmäßigen Abständen überprüft. (Jeston 2018, S. 64) 
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Wenn Entscheidungskriterien zum Treffen geschäftskritischer Entscheidungen zentral an ei-

ner Stelle vorliegen und sehr schnell durch Fachanwender*innen geändert werden können, 

birgt das gewisse Risiken für Compliance-Verstöße, die für Unternehmen schwerwiegende 

Folgen haben können. (Slama; Nelius; Breitkreuz 2011, S. 137) Daher muss jeder Person, die 

berechtigt ist, diese Regeln anzupassen, bewusst sein, dass die Einhaltung von Compliance-

Anforderungen sowie das Abschätzen von Risiken bei jeder Änderung eine hohe Bedeutung 

hat. (Schmelzer; Sesselmann 2020, S. 668) Außerdem sollte ein Bewusstsein geschaffen 

werden, dass auch für das Anpassen von Regeln in Fachabteilungen ein Qualitätssicherungs-

prozess implementiert werden muss, der sonst üblicherweise von der IT-Abteilung übernom-

men wird. (Slama; Nelius; Breitkreuz 2011, S. 137) 

Änderungen sollten in den Fachbereichen grundsätzlich nur durch technisch kompetente Bu-

siness Analysts bearbeitet werden. Außerdem sollte es für die Änderung von Business Rules 

Governance Regeln geben, die eindeutig festlegen, wer in welchen Fällen zur Änderung von 

Business Rules berechtigt ist und dies sollte im Rahmen von Management Audits auch über-

prüft werden. Insbesondere bei End-to-End Geschäftsprozessen, an denen mehrere Abteilun-

gen arbeiten, sind Regelungen wichtig, da Änderungen von Business Rules in einer Abteilung 

auch Auswirkungen auf andere Abteilungen haben können. (Jeston 2018, S. 64) Eine solche 

Regelung kann die Definition eines Berechtigungskonzepts sein, das Zugangskontrollen be-

inhaltet. (Reichert; Weber 2012, S. 297) Hier kann es auch sinnvoll sein zu Beginn der Imple-

mentierung von Compliance-Anforderungen in Geschäftsprozessen alle Geschäftsregeln zu 

identifizieren, die sich häufig ändern. Diese sollten auf jeden Fall gekapselt und zentral ver-

waltet werden. Durch eine Einbettung im Prozessfluss aber die Trennung von Prozessfluss 

und Entscheidungslogik kann der Abstimmungsaufwand zwischen Fachbereichen und IT re-

duziert werden. (Slama; Nelius; Breitkreuz 2011, S. 134)  

Die Trennung von Prozessfluss und Entscheidungslogik ist auch dahingehend wichtig, dass 

Prozessmodelle so übersichtlich gehalten werden. Wird eine komplexe Entscheidungslogik 

im Prozessfluss modelliert, entstehen sehr schnell unübersichtliche Modelle. Daher sollten die 

Regeln über Business Rule Tasks aus dem Prozess ausgelagert werden. (Slama; Nelius; 

Breitkreuz 2011, S. 134–135) Hierfür wird von BPMN ein entsprechender Aktivitätstyp bereit-

gestellt. (Slama; Nelius; Breitkreuz 2011, S. 147) Dieser Aktivitätstyp, bei dem die Process 

Engine ein Business Rule Management-System aufrufen kann, wird in BPMN als Business 

Rule Task bzw. auf Deutsch als Geschäftsregel Task bezeichnet. Das Business Rule Ma-

nagement System wertet aus, welche Geschäftsregeln angewendet werden müssen, um das 

gewünschte Ergebnis zu ermitteln bzw. die gewünschte Entscheidung zu treffen. (Allweyer 

2020, S. 98)  

Um die Entscheidungsmodellierung von der Prozessmodellierung zu trennen, wurde im Zu-

sammenhang mit BPMN die Decision Model and Notation (DMN) entwickelt. (Debevoise; Tay-

lor 2016, S. 2–3) Im Prozessfluss dient der Business Rule Task daher nur als Platzhalter für 

Entscheidungen und DMN-Decision Tasks. (Debevoise; Taylor; Geneva 2014, S. 61) Vor der 

Entwicklung von DMN wurden beim Business Rule Task als Entscheidungspunkt entspre-

chende Decision Services aufgerufen, welche die Entscheidung getroffen und das Ergebnis 

an das BPMS zurückgemeldet haben. (Fish 2012, S. 18) Durch die separate Modellierung der 

Entscheidungen kann im Prozess erkannt werden, wo Entscheidungsergebnisse den weiteren 
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Prozessfluss beeinflussen. Außerdem können manuelle und automatisierte Entscheidungen 

voneinander abgegrenzt werden. (Debevoise; Taylor; Geneva 2014, S. 204) 

Bei global agierenden Unternehmen mit unterschiedlichen Regeln in unterschiedlichen Län-

dern kann es sinnvoll sein, einen allgemeingültigen Prozess abzubilden und separate Regel-

tabellen für jedes Land anzulegen. Der Vorteil dabei liegt darin, dass die Tabellen schnell 

angepasst und erweitert werden können, ohne dass der Prozess selbst angepasst werden 

muss. Außerdem kann für neue Landesgesellschaften mit neuen Regeln der Standardprozess 

übernommen werden, der dann nur noch um eine neue Regeltabelle erweitert werden muss. 

(Komus; Hofmann 2018, S. 204) Dies gilt auch für Geschäftsprozesse an sich, wie Jeston in 

einer Case Study über Unilever beschreibt. So hat Unilever ein regionales Prozess-Template 

eingeführt, um eine gemeinsame, einem vereinbarten Standard folgende Prozessbasis zu 

schaffen, die zur Vereinheitlichung bei einem umfangreichen Umstrukturierungsprogramm ge-

nutzt wurde. Dies basierte auf der Erkenntnis, dass Standardisierung auch bei multinationalen 

Konzernen soweit möglich notwendig ist, um die Komplexität zu reduzieren. Außerdem wurde 

ein einheitliches Unternehmensmodell mit einer zentral betriebenen BPM-Plattform und einem 

zentralen Process Repository als „single source of truth“ geschaffen, was später zu verringer-

ten Betriebs-, Schulungs-, Compliance- und Technologiekosten führte, was laut Jeston nicht 

vielen Organisationen gelingt. (Jeston 2018, S. 590) 

Der Vollständigkeit halber ist noch zu erwähnen, dass sich Business Rule Management nicht 

ausschließlich aus den Geschäftsregeln als Wissensbasis zusammensetzt, sondern darüber 

hinaus noch weitere Quellen berücksichtigt wie z.B. Statistiken, Auswertungen von BI-Anwen-

dungen oder Informationen von unternehmensexternen Quellen, die Auswirkungen auf Ent-

scheidungen haben können. (Slama; Nelius; Breitkreuz 2011, S. 136–137) 

6.5 Vorstellung verschiedener Notationen zur Modellierung von 
Compliance-Rules 

Eine Darstellung von komplexen Regeln in Textform kann schnell unübersichtlich werden. 

(Slama; Nelius; Breitkreuz 2011, S. 139) Es gibt jedoch verschiedene definierte Notationen 

zur Modellierung von Compliance Rules, von denen eine Auswahl in den folgenden Unterka-

piteln vorgestellt wird. 

6.5.1 Entscheidungstabellen 

Eine Möglichkeit Compliance-Rules abzubilden ist über die Definition von Entscheidungsta-

bellen. In diesen werden „Wenn-Dann-Beziehungen“ abgebildet, wobei mit Regeln beschrie-

ben wird, beim Eintreten welcher Bedingungen oder Kombinationen von Bedingungen welche 

Aktionen oder Kombinationen von Aktionen ausgelöst werden sollen. (Schulte-Zurhausen 

2014, S. 602) Entscheidungstabellen werden von manchen Autoren auch als Regeltabellen 

bezeichnet wie z.B. von Slama und Nelius. (Slama; Nelius; Breitkreuz 2011, S. 140) 

Einfache Entscheidungstabellen haben den folgenden Aufbau: 
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    Regeln 

B
e

d
in

gu
n

ge
n

 

Bedingung 1 
J J J J N N N N 

Bedingung 2 
J J N N J J N N 

Bedingung 3 J N J N J N J N 
A

kt
io

n
en

 Aktion 1     X           

Aktion 2 X   X           

Aktion 3 X   X   X   X   

Aktion 4 X X     X X     

Aktion 5   X X           
 

Darstellung 19: Grundaufbau einer Entscheidungstabelle 

Quelle: Eigene Darstellung angelehnt an Slama Nelius (Slama; Nelius; Breitkreuz 2011, S. 140) 

Entscheidungstabellen haben einen eindeutigen Namen sowie durchnummerierte Bedingun-

gen und Aktionen. Auf der rechten Seite befinden sich die Bedingungs- und Aktionsanzeiger. 

Jede Bedingung kann bei einfachen Regeln zutreffen (J) oder eben nicht (N). Bei komplexen 

Regeln gibt aber auch die Möglichkeit, dass eine Bedingung für eine Regel nicht relevant (-) 

oder in dieser Regel nicht definiert ist (#). Alle untereinander aufgeführten Bedingungsanzei-

ger bilden eine Regel, die zutrifft, wenn genau diese Kombination von Bedingungsanzeigern 

erfüllt ist. Die Kombination der Aktionsanzeiger, welche in dieser Spalte untereinander aufge-

führt ist, gibt an, welche Maßnahmen zu ergreifen sind, wenn die dazugehörigen Bedingungen 

erfüllt sind. X bedeutet hierbei, dass die zugehörige Aktion ausgeführt werden muss, wenn die 

Regel erfüllt ist und – dass die zugehörige Aktion nicht auszuführen ist, wenn die Regel zutrifft. 

(Schulte-Zurhausen 2014, S. 602–603) Es empfiehlt sich innerhalb von Entscheidungstabel-

len ein vorab definiertes und einheitliches Business Vokabular zu verwenden. (Silver 2016, S. 

144) 

Dies wird in der folgenden Abbildung einer ausgefüllten Entscheidungstabelle deutlich:  

 

Darstellung 20: Beispiel einer begrenzten einfachen Entscheidungstabelle 

Quelle: Eigene Darstellung 
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Die Anzahl der Kombinationsmöglichkeiten in einer Entscheidungstabelle steigt mit der Anzahl 

der Bedingungen. (Slama; Nelius; Breitkreuz 2011, S. 140) Komplexe Entscheidungsregeln 

können daher in mehrere einfache Entscheidungsregeln aufgeteilt werden, während die ein-

fachen Entscheidungsregeln wieder zu komplexeren Entscheidungsregeln zusammengefasst 

werden können, wenn eine oder mehrere Bedingungen nicht relevant oder nicht definiert sind 

und somit keinen Einfluss auf das Erfüllen oder Nichterfüllen der Regel haben. (Schulte-Zur-

hausen 2014, S. 603) Grundsätzlich werden alle Regeln von links nach rechts abgearbeitet, 

bis eine erfüllt wird. Dann wird die Aktion zu dieser Regel durchgeführt. Bei der Erstellung der 

Entscheidungstabelle sollten die Regeln auf Vollständigkeit, Mehrfachnennungen, Über-

schneidungen und unklare Formulierungen überprüft werden. (Schulte-Zurhausen 2014, S. 

605–606 

Das folgende Beispiel zeigt eine begrenzt komplexe Entscheidungstabelle: 

 

Darstellung 21: Beispiel einer begrenzt komplexen Entscheidungstabelle 

Quelle: Eigene Darstellung 

Neben den begrenzten und komplexen einfachen Entscheidungstabellen gibt es auch noch 

erweiterte Entscheidungstabellen, in denen jede beliebige Anzeigerform erlaubt ist und Be-

dingungsvariablen mehrere Werte annehmen können, die sich aber gegenseitig ausschlie-

ßen. Die Werte können verbal, mit mathematischen Formeln, Zahlenwerten oder sonstigen 

Zeichen wie z.B. = oder > und < angegeben werden. (Schulte-Zurhausen 2014, S. 604) 

Zur Definition von zu ergreifenden Maßnahmen, wenn keine andere Regel innerhalb einer 

Entscheidungstabelle zutrifft, werden „ELSE-Regeln“ verwendet. Diese Regeln werden ge-

sondert gekennzeichnet, haben keine Bedingungsanzeiger und ihre Verwendung ist wahlfrei. 

Dadurch können unwahrscheinliche Sondersituationen abgedeckt werden. (Schulte-Zurhau-

sen 2014, S. 604–605) 

Beim Erstellen der Entscheidungstabelle wird das zu lösende Problem strukturiert, was dabei 

hilft das Problem transparenter und dadurch lösbarer zu machen. Dabei sollte die Entschei-

dungstabelle eine Größe von vier bis sechs Bedingungen, sechs bis zehn Aktionen und sechs 

bis zehn Regeln nicht überschreitet, um die Übersichtlichkeit zu gewährleisten. Neben der 

Transparenz liegen die Vorteile der Entscheidungstabelle in der einfachen Handhabung, Ver-

ständlichkeit und Nachvollziehbarkeit sowie der Möglichkeit, schnell und einfach Änderungen 

und Ergänzungen vornehmen zu können. Der Nachteil liegt im hohen Erstellungsaufwand so-

wie darin, dass die Tabellen durch viele Bedingungen schnell unübersichtlich werden. Ange-

sichts der Vor- und Nachteile eignen sich Entscheidungstabellen gut zur Darstellung komple-

xer Entscheidungsfelder. (Schulte-Zurhausen 2014, S. 609) Laut Slama und Nelius eignen 
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sich die Entscheidungstabellen dagegen eher für einfach strukturierte Probleme mit nicht zu 

vielen Bedingungen oder kontextabhängigen Entscheidungen. Sobald es hier sehr viel Kom-

plexität durch kontextabhängige Entscheidungen gibt, sollte z.B. auf Entscheidungsbäume 

zurückgegriffen werden. (Slama; Nelius; Breitkreuz 2011, S. 140) Der Vorteil von Entschei-

dungstabellen liegt außerdem darin, dass diese berücksichtigen können, dass verschiedene 

Bedingungen gleichzeitig auftreten und wirksam sein können, während bei einer Modellierung 

im Prozessfluss Bedingungen und Entscheidungen nur nacheinander modelliert werden könn-

ten. (Schulte-Zurhausen 2014, S. 602) 

6.5.2 Entscheidungsbäume 

Bei Entscheidungsbäumen werden komplexe Entscheidungshierarchien mit Knoten und Blät-

tern grafisch dargestellt. Die Knoten bilden die logischen Regeln ab und die Blätter die Ergeb-

nisse der Summe der Entscheidungen an den einzelnen Knoten. Entscheidungsbäume wer-

den oft verwendet, um Datenobjekte zu klassifizieren. Dabei durchläuft man den Baum vom 

Wurzelknoten abwärts, wobei an jedem Knoten ein Attribut des Datenobjekts abgefragt wird. 

(Slama; Nelius; Breitkreuz 2011, S. 141) Die Äste bilden alle möglichen Werte dieses Daten-

objekts ab. (Fish 2012, S. 47–48) Wenn an allen Knoten eine Entscheidung getroffen wurde, 

gelangt man letztendlich über den letzten Ast zu einem Blatt. (Slama; Nelius; Breitkreuz 2011, 

S. 141) Die Summe der Blätter, die man erreichen kann, bilden die Gesamtheit der möglichen 

Klassifizierungen. (Fish 2012, S. 48) 

Die folgende Abbildung zeigt ein einfaches Beispiel eines Entscheidungsbaums:  

 

Darstellung 22: Beispiel eines Entscheidungsbaums 

Quelle: Eigene Darstellung 

Entscheidungsbäume eigenen sich im Gegensatz zu Entscheidungstabellen auch gut für die 

grafische Darstellung von komplexen Business Rules. Fachanwender kommen damit am bes-

ten zurecht und Werkzeugunterstützung kann sinnvoll sein, um Inkonsistenzen zu vermeiden. 

(Slama; Nelius; Breitkreuz 2011, S. 139) Sie sind gut erklärbar und nachvollziehbar. Jedoch 

können auch Entscheidungsbäume unübersichtlich werden, wenn die Komplexität zu hoch ist. 

(Slama; Nelius; Breitkreuz 2011, S. 142) Daher eignen sich Entscheidungsbäume besonders 

gut, wenn Regeln besonders viele Bedingungen teilen und am Ende der Wert einer einzigen 

Eigenschaft bestimmt werden soll. (Fish 2012, S. 47) 
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6.5.3 Linear Temporal Logic 

Für eine Automatisierung von Business Rules in Geschäftsprozessen müssen Compliance-

Regeln ggf. in einer maschinenlesbaren Form spezifiziert werden z.B. mit Linear Temporal 

Logic (LTL). (Reichert; Weber 2012, S. 300)  

Diese Logik wird von Reichert und Weber wie folgt definiert: 

„LTL is a modal temporal logic with modalities referring to time (Reichert; Weber 2012, 

S. 300).“  

Die folgende Abbildung zeigt eine Syntax der Temporal Logic: 

 

< 𝐿𝑇𝐿 >: : =⊺ | ⊥ |¬< 𝐿𝑇𝐿 > | (< 𝐿𝑇𝐿 >) 

|𝑿 < 𝐿𝑇𝐿 > | 𝑭 < 𝐿𝑇𝐿 > | 𝑮 > 𝐿𝑇𝐿 > 

| < 𝐿𝑇𝐿 > ⋀ < 𝐿𝑇𝐿 > | < 𝐿𝑇𝐿 > ⇒ < 𝐿𝑇𝐿 > 

| < 𝐿𝑇𝐿 > ∨ < 𝐿𝑇𝐿 > | < 𝐿𝑇𝐿 > 𝑼 < 𝐿𝑇𝐿 > 

| < 𝐿𝑇𝐿 > 𝑾 < 𝐿𝑇𝐿 > 

 

Darstellung 23: Beispiel einer Syntax der Linear Temporal Logic 

Quelle: Reichert; Weber 2012, S. 300 

In dieser Logik werden zeitbezogene Operatoren verwendet, um eine Aussage über die Zu-

kunft von Pfaden in Prozessmodellen zu treffen. So bedeutet z.B. „G“, dass eine Bedingung 

immer für den nachfolgenden Prozesspfad gilt und F, dass sie irgendwann gilt.  

Der Nachteil bei formalen Regelsprachen bzw. -logiken wie der LTL ist, dass diese nur be-

grenzt verständlich sind und in der Regel von Fachexpertinnen und -experten ohne spezielle 

Kenntnisse nicht angewendet werden können. (Slama; Nelius; Breitkreuz 2011, S. 139) Be-

sonders bei LTL ist Expertenwissen notwendig, da LTL von Domänenexperten nicht verstan-

den wird. Daher wurden verständlichere grafische Notationen entwickelt, wie z.B. die Compli-

ance Rule Graphs (CRGs). (Reichert; Weber 2012, S. 300–301) Der Vorteil von formalen 

Regelsprachen ist, dass diese über eine Syntaxprüfung verfügen und dadurch begriffliche In-

konsistenzen reduzieren können. Daher sind sie besonders für komplexe Anwendungsfälle 

geeignet. (Slama; Nelius; Breitkreuz 2011, S. 139) 
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6.5.4 Extended Compliance Rule Graphs (eCRG) 

Extended Compliance Rule Graphs (eCRGs) sind im Gegensatz zu LTL eine graphische No-

tation, bei der die Compliance Regeln mit Diagrammen dargestellt werden. In diesen Diagram-

men werden die Compliance Regeln mit einem „antecedent3“-Muster definiert, das durch ein 

Folgemuster ergänzt wird. Darin gibt es Knoten, die mit gerichteten Kanten verknüpft werden 

und entweder als „occurence“ oder als „absence“ auftreten können. Das bedeutet, der Knoten 

benötigt entweder das Vorhandensein oder die Abwesenheit von bestimmten Aktivitäten. Die 

Kanten beschreiben die jeweiligen Abfolgen von Aktivitäten. Auch bei den eCRGs gibt es di-

verse Modellierungsregeln wie z.B. dass eine Kante nicht zwei „absence“-Knoten verbinden 

darf. (Reichert; Weber 2012, S. 301–302) Erstmals detailliert beschrieben wurden die eCRG-

Elemente, welche Interaktionen, Zeit, Daten und Ressourcen abbilden, in einem 2014 veröf-

fentlichten Artikel von David Knuplesch und Manfred Reichert. (Knuplesch; Reichert 2017, S. 

176) 

Einen Überblick über die Symbolpalette der extended Compliance Rule Graphs gibt die fol-

gende Abbildung: 

 

3 Mangels deutschsprachiger Literatur zum Thema Extended Compliance-Rule Graphs werden in die-
sem Unterkapitel teilweise die Englischen Begriffe verwendet, um die Wiedererkennung zu gewährleis-
ten. 
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Darstellung 24: Symbolpalette der extended Compliance Rule Graphs 

Quelle: Knuplesch; Reichert 2017, S. 719 

Ein möglicher Anwendungsbereich von eCRGs liegt in der Integration von Compliance-Regeln 

in Prozessbeschreibungen in Krankenhäusern. (Knuplesch; Reichert 2017, S. 716) 

Der Vorteil von eCRGs liegt darin, dass sie verschiedene Perspektiven auf Compliance-Re-

geln abbilden können und dabei durch die visuelle Modellierung im Gegensatz z.B. zu LTL 

auch für Fachexpert*innen verständlich sind. Dabei können Compliance-Anforderungen von 

unterschiedlichen Quellen einbezogen werden. Eine Modellierung von eCRGs erfolgt außer-

dem nach einer vorgegebenen Semantik, was Widersprüche minimiert und eine Automatisie-

rung der Regeln unterstützt. (Knuplesch; Reichert 2017, S. 715) 
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Der Nachteil liegt aus Sicht der Autorin in der geringen Verbreitung von extended Compliance 

Rule Graphs. Literatur zu dieser grafischen Notation findet man hauptsächlich von David 

Knuplesch und Manfred Reichert im Zusammenhang mit der Universität Ulm. Die Gefahr bei 

wenig verbreiteten Notationen besteht darin, dass wenige Personen sie beherrschen und die 

Notationen von den Tools, die Unternehmen für die Prozessmodellierung nutzen, nicht unter-

stützt werden. Viel verbreiteter ist der DMN-Standard, der im folgenden Abschnitt beschrieben 

wird. 

6.5.5 Der DMN Standard 

DMN steht für Decision Model and Notation (Freund; Rücker 2019, S. 177) und die aktuellste 

Version des DMN Standards (Version 1.4) wurde im März 2022 von der Object Management 

Group (OMG) veröffentlicht. Die OMG ist ein aus mehreren Unternehmen bestehendes Kon-

sortium, das herstellerunabhängig weltweit gültig Standards wie BPMN und UML entwickelt 

hat. Daher wird der DMN-Standard von diversen Softwareprodukten unterstützt und wurde 

von Experten mit langjähriger Erfahrung im Business Rule Management entwickelt. (Camunda 

2022) Dies ist einer der Gründe, weshalb DMN für die Modellierung der praxisnahmen Bei-

spiele in dieser Masterarbeit verwendet wird. Außerdem arbeiten viele Unternehmen mit 

BPMN als Modellierungsnotation für ihre Geschäftsprozesse und DMN kann auch über kos-

tenlose Programme wie den Camunda-Modeller modelliert werden. 

Die verwendete Literatur in diesem Kapitel bezieht sich teilweise auf die Version 1.1 des DMN 

Standards z.B. Silver 2016. Da sich am grundlegenden Aufbau von Decision Requirements 

Diagrammen, Decision Tables und FEEL nichts geändert hat werden diese Quellen trotzdem 

verwendet. Eine Ergänzung bei den grundlegenden Elementen der Decision Requirements 

Diagramme wird im Kapitel 6.5.5.1 explizit erwähnt.   

DMN wurde zu dem Zweck entwickelt Geschäftsregeln zu erfassen und darzustellen. (Debe-

voise; Taylor 2016, S. 22–23) Dabei war es auch ein Ziel, Mitarbeitende der Fachbereiche zu 

befähigen, durch eine für sie verständliche Notation Entscheidungen selbst zu modellieren 

und zu aktualisieren, anstatt wie bisher die Anforderungen an Entwickler*innen zu geben. (Sil-

ver; Tirelli 2018, S. 4) 

Sollen die Geschäftsregeln als Entscheidungsmodell automatisiert und mit einem BPMN-Pro-

zessmodell verknüpft werden, müssen diese sehr präzise und detailliert modelliert werden. 

Mit DMN können die Struktur über ein Entscheidungsmodell und die Entscheidungslogik über 

Entscheidungstabellen oder andere Methoden definiert werden, was im Standard entspre-

chend beschrieben ist. (Debevoise; Taylor 2016, S. 22–23) Der Standard definiert dabei auch 

verschiedene Conformance-Levels (CL) (1, 2 und 3), die für eine Automatisierung der Ent-

scheidung je nach Software erfüllt sein müssen. (OMG 2021, S. 2) Entscheidungen auf dem 

Conformance-Level 1 sind in der Regel nicht automatisierbar und daher sehr frei in den Be-

zeichnungen. Die Entscheidungslogik bei CL2 verwendet oft S-FEEL und bei CL3 FEEL.  (Sil-

ver 2016, S. 40)   

DMN wird für operative Entscheidungen verwendet, die in Unternehmen täglich vielfach ge-

troffen werden. (Freund; Rücker 2019, S. 177) Der Standard stützt sich außerdem auf die 

Disziplin des Decision Management, nach dem Entscheidungslogiken nicht in Form von un-

strukturiertem Text abgebildet werden sollten, sondern stattdessen Diagramme und Tabellen 
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mit einer vordefinierten Struktur, Syntax und Semantik als Entscheidungsmodelle verwendet 

werden sollen. Außerdem sollen Modellierungen auch durch Fachexpertinnen und -experten 

erstellt werden können. (Silver 2016, S. 4–5)  

Die Entscheidungen aus DMN-Modellen können mehreren Prozessen zugeordnet werden 

und sind nicht zwingend nur für einen Prozess anwendbar. (Debevoise; Taylor 2016, S. 22–

23) Die Verknüpfung zwischen BPMN-Prozessmodell und DMN-Entscheidungsmodell wird 

dabei über eine Geschäftsregel-Task im BPMN-Prozessmodell hergestellt. (Debevoise; Tay-

lor; Geneva 2014, S. 22) Dass auf Entscheidungen von verschiedenen Entscheidungspunkten 

in Form von Business Rule Tasks zugegriffen werden kann, sichert nicht nur die Konsistenz 

der Entscheidungen, sondern spart auch Kosten, da die Entscheidungsfindung nicht mehr-

mals modelliert werden muss. (Fish 2012, S. 18)  

DMN wurde nicht entwickelt, um Aktivitäten oder Abläufe zu modellieren. (Freund; Rücker 

2019, S. 177) Die Entscheidungen, die mit DMN modelliert werden, sind daher zustands- und 

zeitlos und werden in zeitabhängige, mit BPMN modellierte Prozesse, eingebettet. Mit DMN 

können einfache und komplexe Entscheidungen übersichtlich modelliert, dokumentiert, imple-

mentiert und verwaltet werden. DMN kann dabei im Gegensatz zu BPMN komplexe, rechen-

intensive Logiken abbilden, jedoch keine Aktivitäten und Teilnehmenden koordinieren. (Debe-

voise; Taylor 2016, S. 25)  

Bei DMN werden Entscheidungen anhand einer Entscheidungslogik getroffen, die über Re-

geln definiert wird. Die Regeln werden dabei meist in einer Entscheidungstabelle zusammen-

geführt. (Freund; Rücker 2019, S. 178) Die Entscheidungslogik bei DMN ist deklarativ, was 

bedeutet, dass die Reihenfolge, in der die einzelnen Regeln ausgewertet werden, keinen Ein-

fluss auf das Ergebnis hat. (Silver 2016, S. 26) Eine deklarative Entscheidungslogik hat ledig-

lich Auswirkungen auf die Geschwindigkeit oder Effizienz der Auswertung. (Silver 2016, S. 37) 

Ein Vorteil von DMN liegt in der Verbindung zu BPMN, wodurch die Komplexität der Prozesse 

in BPMN selbst reduziert werden kann und Details der Entscheidungsmodellierung in DMN 

noch einfach nachträglich ergänzt werden können. (Debevoise; Taylor; Geneva 2014, S. 154) 

Diesen Vorteil der einfachen Anpassung der Entscheidungslogik durch die Trennung zwi-

schen Prozess- und Entscheidungslogik heben auch Freund und Rücker hervor. (Freund; 

Rücker 2019, S. 201) Das ist besonders sinnvoll, wenn man bedenkt, dass manche Prozesse 

oft über Jahre gleich bleiben, während sich die Entscheidungslogik regelmäßig ändert.  

Die folgende Abbildung gibt einen Überblick über die Elemente des DMN-Standards, wobei 

auf einige Elemente in den folgenden Unterkapiteln noch genauer eingegangen wird: 
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Darstellung 25: Elemente des DMN-Standards 

Quelle: Freund; Rücker 2019, S. 178 

Silver beschreibt darüber hinaus noch die „Boxed Expressions“ sowie Metamodell und 

Schema als Bestandteile von DMN. Unter Boxed Expressions versteht man die tabellarische 

Darstellung von Daten und Entscheidungslogik. Aus der Bezeichnung „Decision Model and 

Notation“ kann man laut Silver bereits ableiten, dass es neben der tatsächliche Notation auch 

um die Verknüpfung vom Metamodell der Entscheidung mit der Entscheidungslogik geht. Da-

her müssen alle fünf Elemente für eine ganzheitliche Anwendung von DMN berücksichtigt 

werden. (Silver 2016, S. 20 und 22) Das Metamodel wird verwendet, um das XML-Schema 

zu generieren, welches es erlaubt Tools von verschiedenen Anbietern zu verknüpfen. (Silver; 

Tirelli 2018, S. 4) Silver weist aber auch darauf hin, dass Metamodell und Schema für Model-

liererinnen und Modellierer kaum eine Rolle spielen, von Entwicklern, die die Modelle imple-

mentieren, jedoch unbedingt verstanden werden müssen. (Silver 2016, S. 109) Da für diese 

Masterarbeit der Fokus auf der Modellierung von Compliance-Anforderungen mit DMN liegt, 

wird auf das Metamodell und Schema in den folgenden Kapiteln nicht weiter eingegangen. 

6.5.5.1 Decision Requirements Diagrams 

Decison Requirements Diagramme (DRD) beschreiben die Struktur der Entscheidungslogik, 

ohne dabei Bezug zu einem BPMN Prozessmodell zu nehmen. (Silver 2016, S. 33) Dement-

sprechend sind DRD der erste Schritt, um sich einen Überblick über den Umfang und die 

Struktur einer Entscheidung zu verschaffen. (Fish 2012, S. 74) 

Die Decision Requirements Diagramme wurden von Alan Fisch erfunden und in der Literatur 

schon vor der Veröffentlichung der ersten Version des DMN-Standards (DMN 1.0) im Januar 

2014 erwähnt. (Silver 2016, S. xii) Alan Fish beschreibt die DRD als Basis der Decision Re-

quirements Analysis, einer Methode, die zur Beschreibung des Umfangs und der Struktur ei-

ner Entscheidungsfindung verwendet wird, als Grundlage für deren Automatisierung. Den Vor-

teil der DRD sieht er in deren Übersichtlichkeit, sodass alle relevanten Stakeholder zu Beginn 

eines Projekts dasselbe Verständnis über die zu automatisierende Entscheidung gewinnen 

und auf dieser Basis darüber diskutieren können. (Fish 2012, S. xiii) Auch Freund und Rücker 

nennen die DRDs als ein gutes Werkzeug für Diskussionen über die Entscheidungsstruktur. 

(Freund; Rücker 2019, S. 191) 



68 

In DMN stehen im Wesentlichen die folgenden vier Diagrammelemente zur Verfügung, mit 

denen Decision Requirements Diagramme erstellt werden können: 

 

Darstellung 26: Kernelemente von Decision Requirements Diagrammen 

Quelle: Eigene Darstellung mit dem Camunda Modeler Version 4.11.1 in Anlehnung an Debevoise/Taylor (Debe-

voise; Taylor; Geneva 2014, S. 21) 

Der DMN Standard 1.4 beinhaltet darüber hinaus noch einen „Decision Service“ und einen 

„Collapsed Decision Service“ welche eine Reihe von wiederverwendbaren Entscheidungen 

enthalten können, die von anderen Entscheidungen oder von einem BPMN-Prozess aufgeru-

fen werden können. (OMG 2021, S. 21) Diese Elemente sind bereits seit der Version 1.2 im 

DMN Standard enthalten. (OMG 2019, S. 36) 

In Decision Requirements Diagrammen werden Entscheidungen als Rechtecke und Input Da-

ten mit einem ovalen Symbol dargestellt, wie in der folgenden Grafik abgebildet. 

 

 

Darstellung 27: Beispiel eines Decision Requirements Diagram 

Quelle: Freund; Rücker 2019, S. 191 

Eine Entscheidung bestimmt den Output, in dem Fall die Mahlzeit, wobei verschiedene Input-

Daten zum Treffen der Entscheidung notwendig sind. Eine Entscheidung kann auch eine Un-

ter-Entscheidung für eine andere Entscheidung sein. Für jede Entscheidung sollte eine zu 

beantwortende Frage sowie die möglichen Antworten auf diese festgelegt werden. Je nach 

Antwort muss beim Aufrufen der Business Rule Task im Prozess die jeweils daraus resultie-

rende Reaktion verarbeitet werden. (Debevoise; Taylor; Geneva 2014, S. 44) Dies beschreibt 

auch Silver, wobei er darüber hinaus noch erwähnt, dass die Antworten in Form von Listen an 

Output-Werten oder einzelnen Werten, wie ja oder nein, gegeben werden können. (Silver 

2016, S. 5) 
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Über die Decision Requirements Diagramme können Beziehungen dargestellt werden, welche 

Entscheidungen zuerst getroffen werden müssen, weil ihre Ergebnisse Auswirkungen auf 

nachfolgende Entscheidungen haben. (Camunda 2022) Später ist es sinnvoll, für jede im DRD 

aufgeführte Entscheidung auch eine Decision Table zu modellieren. (Silver 2016, S. xii) Ob 

im DRD und später bei den Decision Tables viele einfache Entscheidungen modelliert werden 

oder weniger, aber dafür komplexere Entscheidungen, ist eine Modellierungsfrage, die je nach 

Fähigkeit der modellierenden Person und anderer Stakeholder beantwortet werden sollte. (Sil-

ver 2016, S. 53) Außerdem variieren die Möglichkeiten je nach verwendetem DMN-Tool. (Sil-

ver 2016, S. 183) 

Die Identifikation der dargestellten Beziehungen kann über die Dekomposition einer Entschei-

dung erfolgen, bei der betrachtet wird, welche untergeordneten Entscheidungen getroffen 

werden müssen, bevor die übergeordnete Entscheidung getroffen werden kann. Eine Ent-

scheidung, von der keine weiteren Entscheidungen mehr abhängen, kann als Top-Level-De-

cision bezeichnet werden. (Debevoise; Taylor 2016, S. 58–59) Es empfiehlt sich, diese Ent-

scheidungen zuerst zu notieren, da deren Ergebnisse letztendlich im Prozess verwendet wer-

den. (Fish 2012, S. 83) Außerdem verbirgt sich hinter der Top-Level-Decision die Frage, wel-

che mit allen Input-Daten und darunterliegenden Entscheidungen beantwortet werden soll. 

(Silver 2016, S. 211) Bei der Dekomposition werden auch Wissensquellen zugeordnet, wobei 

diese bereits existieren können oder erst noch definiert werden müssen. (Fish 2012, S. 85) 

Darüber hinaus gibt es noch ein dokumentenartiges Diagrammelement für Wissensquellen 

und verschiedene Assoziationen, die mit Pfeilen dargestellt werden und die DMN-Diagramm-

elemente verbinden. Ein schwarzer Pfeil, wie in der Grafik dargestellt, ist ein Information Re-

quirement, ein gestrichelter Pfeil wäre ein Knowledge Requirement und eine gestrichelte As-

soziation mit schwarzem Punkt am Ende stellt ein Authority Requirement dar. (Debevoise; 

Taylor; Geneva 2014, S. 21) Die Richtung der Pfeile gibt die Abhängigkeiten an. (Fish 2012, 

S. 74) Zeigt der Pfeil, wie im oben aufgeführten Beispiel, von den Input Data „Jahreszeit“ zur 

Entscheidung „Mahlzeit“, bedeutet dies, dass die Mahlzeit abhängig von der Jahreszeit ist. 

Authority Requirements können Wissensquellen mit Entscheidungen verbinden und doku-

mentieren dadurch, auf Basis welches Wissens Entscheidungen getroffen werden. Sie haben 

aber keinen Einfluss auf die Ausführung einer Entscheidung. (Debevoise; Taylor; Geneva 

2014, S. 47) Wissensquellen können die Expertise einzelner Mitarbeitender, bestimmte Do-

kumente oder noch zu bestimmende Wissensquellen sein. (Fish 2012, S. 75) Knowledge Re-

quirements werden dagegen zum Verbinden von Business Knowledge Models mit einem wei-

teren Business Knowledge Model oder mit einer Entscheidung verwendet. (Debevoise; Taylor; 

Geneva 2014, S. 47) und (Silver 2016, S. 43) 

Information Requirements geben die Abhängigkeit einer Entscheidung von unterstützenden 

Entscheidungen oder Input-Daten an. (Silver 2016, S. 43) Führt das Information Requirement 

von den Input-Daten zur Entscheidung, bedeutet dies, dass die Entscheidung abhängig von 

den Input-Daten ist. Die Input-Daten sind also die Voraussetzung für die Entscheidung. Das 

Information Requirement kann aber auch andersherum gerichtet sein, wenn die Entscheidung 

Informationen benötigt, die außerhalb des Entscheidungskontextes liegen. (Debevoise; Tay-

lor; Geneva 2014, S. 46) 
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Decision Requirements Diagramme können für viele verschiedene Zwecke verwendet werden 

und es besteht keine Verpflichtung zur Vollständigkeit, also dass sämtliche Beziehungen zwi-

schen Diagrammelementen dargestellt werden müssen. Sie können verwendet werden, um 

erstmals zu dokumentieren, welche Input-Daten und Wissensquellen für eine identifizierte 

Entscheidung herangezogen werden. (Debevoise; Taylor; Geneva 2014, S. 48) Es besteht 

auch die Möglichkeit, verschiedene Diagramme für bestimmte Unternehmensbereiche zu mo-

dellieren und die einzelnen Diagramme einem übergeordneten Decision Requirements Modell 

zuzuordnen. Dabei ist es empfehlenswert kenntlich zu machen, wenn in einem Diagramm nur 

ein Teil des Entscheidungsproblems abgebildet ist, auch wenn der DMN-Standard keine Vor-

gaben macht, dass fehlende Daten oder Requirements angezeigt werden müssen. (Debe-

voise; Taylor; Geneva 2014, S. 50–51) Die Modellierung der DRD erfolgt oft im Rahmen von 

Workshops. (Fish 2012, S. 79) 

Der Vorteil von Decision Requirements Diagrammen liegt darin, dass sie die Eigenschaften 

einer Entscheidung mit den benötigten Input-Daten und bekannten Wissensquellen sehr ge-

nau beschreiben können. Es ist jedoch nicht möglich mit Decision Requirements Diagrammen 

die Entscheidungslogik zu definieren, die beim Treffen der Entscheidung angewendet werden 

muss. Dazu müssen die Decision Requirements Diagramme um eine entsprechende Ent-

scheidungslogik erweitert werden, was entweder durch textuelle Beschreibungen, Entschei-

dungstabellen oder den Aufruf von Business Knowledge Models geschehen kann. (Debe-

voise; Taylor; Geneva 2014, S. 90–91) Die DRD haben den Zweck, die Grundlage für die 

Automatisierung der Entscheidungslogik zu bilden, indem sie die Gesamtstruktur und -zusam-

menhänge aufzeigen und auf ihrer Basis auch eine Abgrenzung des Umfangs, welche Regeln 

berücksichtigt werden sollen, möglich ist. (Fish 2012, S. 76–77) 

6.5.5.2 FEEL 

Als Erfinder der Friendly Enough Expression Langauge (FEEL) wird Gary Hallmark genannt. 

(Silver 2016, S. 55) FEEL wird in der aktuellen Version des DMN Standards (1.4) in Kapitel 

10 ab Seite 86 beschrieben. Die weniger umfangreiche Version simple FEEL (S-FEEL) wird 

im DMN-Standard 1.4 in Kapitel 9 ab Seite 81 beschrieben. (OMG 2021, S. 81 und 86). Beide 

Ausdruckssprachen sind im DMN-Standard sehr technisch und für Mitarbeitende anderer 

Fachbereiche schwer verständlich beschrieben, worauf auch manche Autoren wie Silver hin-

weisen. (Silver 2016, S. 285) Daher wird im Folgenden nie der Standard direkt zitiert, sondern 

immer erklärende Literatur hierzu. 

FEEL ist die Standard Expression Language bei DMN und erlaubt u.a. die Datentypen string 

(Text), number (integer) und Boolean. Es ist jedoch auch der Einsatz anderen Typensprachen 

möglich. (Silver 2016, S. 53–54) Boolean wird in FEEL mit true und false verwendet und FEEL 

bietet auch die Möglichkeit ein Datum, eine Uhrzeit oder Zeitdauern anzugeben. (Freund; 

Rücker 2019, S. 184 und 189) Während die textuellen Beschreibungen mit Java oder die im 

DMN-Standard enthaltenen FFEL die flexibelsten Notationen darstellen, werden Entschei-

dungstabellen am häufigsten zur Darstellung von Geschäftsregeln und Entscheidungslogik 

verwendet. Da diese auch in verschiedenen Formaten und Ansätzen von DMN unterstützt 

werden, soll im Folgenden hauptsächlich auf die Entscheidungstabellen zur Umsetzung von 

Entscheidungslogiken eingegangen werden. (Debevoise; Taylor; Geneva 2014, S. 91) 
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Operatoren in FEEL sind z.B. Vergleiche wie =, <= oder >=. (Freund; Rücker 2019, S. 190) 

Intervalle können mit Klammern angegeben werden, z.B. [1..100), wobei eine eckige Klammer 

bedeutet, dass die Zahl im Intervall enthalten ist, während die runde Klammer bedeutet, dass 

die Zahl nicht mehr im Intervall enthalten ist. In diesem Beispiel wären also alle Zahlen von 

größer gleich 1 und kleiner 100 im Intervall enthalten. (Silver 2016, S. 54 und 63) Die Anwen-

dung von Intervallen ist in FEEL zulässig und bietet sich bei einigen Werten an, bei denen es 

lästig wäre, diese durch Kommas zu trennen, was im Rahmen des Standards jedoch auch 

möglich wäre. (Freund; Rücker 2019, S. 183) Grundoperatoren von Entscheidungen sind au-

ßerdem das Kategorisieren, bei dem bestimmte Eigenschaften des Objekts über die Auswer-

tung von Input-Daten bestimmt werden, das Berechnen, Vergleichen und Steuern. (Debe-

voise; Taylor; Geneva 2014, S. 165–166) 

Es gibt Fälle, in denen die Entscheidungslogik so komplex ist, dass sie mit Decision Tables 

nicht mehr dargestellt werden kann. In diesen Fällen kann auf die ausdrucksmächtigere 

Friendly Enough Expression Language zurückgegriffen werden, die als einfaches (simple) 

FEEL (S-FEEL) und als vollständiges FEEL angewendet werden kann. (Debevoise; Taylor; 

Geneva 2014, S. 127) S-FEEL soll insbesondere Anwender*innen aus den Fachbereichen die 

Modellierung und das Verständnis von Decision Tables erleichtern. (Silver 2016, S. 54–55) 

Die Anwendung von FEEL in Decision Tables kann daher als Chance für das Business-IT-

Alignment betrachtet werden, da sich die Decision Tables mit FEEL als Ausdruckssprache 

direkt mit einer Decision Engine ausführen lassen, gleichzeitig aber auch noch von einem 

großen Nutzerkreis verstanden werden. (Freund; Rücker 2019, S. 179) 

FEEL ist im nächsten Kapitel z.B. in der Decision Table zu Darstellung 24 umgesetzt, wobei 

durch die grau hinterlegten Felder angegeben ist, welche FEEL-Ausdrücke für die Input-Ein-

träge möglich sind. (Camunda 2022) FEEL ist eine ablauffähige Ausdruckssprache. (Silver 

2016, S. xii) 

6.5.5.3 Decision Tables 

Wie im vorangehenden Abschnitt beschrieben, können Decision Requirements Diagramme 

einen guten Überblick über die Strukturen und Abhängigkeiten von Entscheidungen geben. 

Es ist mit ihnen jedoch nicht möglich eine Entscheidungslogik abzubilden. Die bekannteste 

Art die Entscheidungslogik in DMN abzubilden, ist über Decision Tables. (Silver 2016, S. 15) 

Mit dem DMN-Standard können drei verschiedene Arten von Decision Tables abgebildet wer-

den: Tabellen mit Regeln in Spaltenform oder in Zeilenform sowie Kreuztabellen. Dabei sind 

die Decision Tables mit den Regeln in Zeilenform die am weitesten verbreitete Tabellenart. 

(Debevoise; Taylor 2016, S. 103) Diese Tabelle wird von Silver als „rules-as-rows“ bezeichnet 

und ebenfalls als die am weitesten verbreitete Art der Decision Table genannt. (Silver 2016, 

S. 67) Daher wird nur diese Art der Decision Table im Folgenden detailliert betrachtet. 

Bei diesen Decision Tables gibt jede Spalte eine Input- oder Output-Variable aus, deren Werte 

zusammen eine Regel ergeben. Die Input-Kriterien befinden sich in den linken Spalten und 

die Output-Kriterien als Ergebnisse in den rechten Spalten. (Freund; Rücker 2019, S. 179) 

Decision Tables sollten dabei so modelliert werden, dass unvollständige Tabellen vermieden 

werden, auch wenn diese von Seiten des Standards grundsätzlich möglich wären. Bei 
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unvollständigen Tabellen könnte man sich sonst die Frage stellen, ob eine Regel absichtlich 

oder versehentlich vergessen wurde. (Silver 2016, S. 167) 

Die Tabellen können entweder nur eine wahre Regel und damit einen Output (Single-Hit) oder 

mehrere wahre Regeln und damit mehrere Outputs (Multiple-Hit) ausgeben. Wenn in einer 

Tabelle mehrere Regeln gleichzeitig wahr sein können, dies jedoch immer zum selben Output 

führt, wird dies als Any-Single-Hit bezeichnet. (Debevoise; Taylor; Geneva 2014, S. 93) Inner-

halb einer Regel werden die Input-Daten immer mit einem UND verknüpft. Sobald bei einer 

Entscheidung mehrere Regeln wahr sein können, muss eine entsprechende Hit-Policy be-

stimmt werden. (Silver 2016, S. 65)  

Die Hit Policies „Unique“ und „Any“ können auch von wenig erfahrenen Entscheidungsmodel-

lierern und -modelliererinnen angewendet werden, da die Reihenfolge der Regeln keine Aus-

wirkungen auf die Outputs hat. (Debevoise; Taylor; Geneva 2014, S. 129) Unique ist der Stan-

dard und wird automatisch angewendet, wenn keine andere Hit Policy angegeben wurde. Sie 

bedeutet, dass genau eine Regeln in der Decision Table zutreffen kann. (Freund; Rücker 

2019, S. 184) 

Es ist jedoch auch möglich die Priorität der Regeln in Single-Hit Tabellen zu spezifizieren. 

Dies ist über die Hit-Policies „Priority“ und „First“ möglich. Wenn mehrere Regeln als wahr 

ausgewertet werden, wird bei Priority die Regel mit der höchsten Priorität und bei First die 

erste wahr ausgewertet Regel angewendet. Demnach können sich Entscheidungsergebnisse 

je nach Anordnung der Regeln in der Decision Table verändern. (Debevoise; Taylor; Geneva 

2014, S. 129) Das Gegenteil wären Hit Policies, bei denen mehrere Regeln wahr sein könnten, 

was zu einer Liste an Output-Werten führen würde wie z.B. Collect. (Camunda 2022) Neben 

Collect gibt es mit „Output Order“ und „Rule Order“ noch zwei weitere Multi-Hit-Policies, wobei 

Collect bevorzugt wird. Bei Collect können auch Aggregationsfunktionen verwendet werden, 

um ausgegebene Werte zu summieren oder zu zählen. (Debevoise; Taylor; Geneva 2014, S. 

129) Die Abkürzungen für Rule Order, Output Order und Collect sind entsprechend R, O und 

C. (Silver 2016, S. 66) 

Der Aufbau von Decision Tables wird anhand des folgenden Beispiels zur Wahl von Gerichten 

und Getränken von Camunda schrittweise und anschaulich erklärt. (Camunda 2022) 

 

Darstellung 28: Beispiel einer einfachen Decision Table 

Quelle: Camunda 2022 
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Das oben aufgeführte Beispiel einer Decision Table ist sehr einfach gewählt. Links oben be-

findet sich immer der Name der Decision Table und darunter die Hit Policy, in diesem Fall U. 

U bedeutet, dass nur eine Regel (Ziele) der Decision Table zutreffen kann.   

In der Spalte „Input“ werden die möglichen Input-Daten und in der Spalte „Output“ die mögli-

chen Output-Daten aufgeführt. Wichtig ist, dass die Werte immer in Anführungszeichen ange-

geben werden, da diese als STRING-Werte verglichen werden müssen. Die Input- und Out-

put-Daten einer Zeile ergeben zusammen eine Regel, die ganz links nummeriert ist. Bei De-

cision-Tables besteht auch noch die Möglichkeit, Anmerkungen (Annotations) zur Erklärung 

anzugeben. Diese werden bei der Ausführung einer Entscheidung durch die Decision Engine 

allerdings ignoriert. (Camunda 2022) 

In den Decision Tables können noch weitere Input-Bedingungen ergänzt werden, wie im fol-

genden Beispiel dargestellt: 

  

Darstellung 29: Beispiel einer einfachen Decision Table mit kombinierten Bedingungen 

Quelle: Camunda 2022 

Bei diesem Beispiel hängt die Wahl des Gerichts nicht mehr nur von der Jahreszeit ab, son-

dern auch noch davon, ob vegetarische Gäste anwesend sind. Die bisherigen Fleischgerichte 

werden nur serviert, wenn der Input-Wert bei den vegetarischen Gästen „false“ ist. Sobald 

vegetarische Gäste anwesend sind, wird unabhängig von der Jahreszeit Pasta serviert. Dies 

wird durch einen Strich (-) dargestellt, der besagt, dass der Wert dieser Input-Variable für den 

Output nicht von Bedeutung ist. Bei Decision Tables mit mehreren Input-Einträgen gilt eine 

AND-Logik. D.h, es müssen beide Input-Werte für den Output-Wert zutreffen. (Camunda 

2022) 

In den beiden vorangegangen Beispielen wurden die technischen Details ausgeblendet, wel-

che die Decision Engine benötigt, um die Entscheidung ausführen zu können. Diese bestehen 

aus einem Ausdruck, in diesem Fall die Bezeichnung der Variablen und dem Typ des Aus-

drucks, z.B. string oder integer. (Camunda 2022) Die Bezeichnung der Variablen, im unten-

stehenden Beispiel z.B. „guestCount“, kann im Hintergrund versteckt werden, damit die Be-

zeichnungen fachlich lesbar bleiben. Für eine Automatisierung wird jedoch die Referenzierung 

auf die Variablen benötigt. (Freund; Rücker 2019, S. 182) 
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Darstellung 30: Beispiel einer einfachen Decision Table mit kombinierten Bedingungen und technischen Details 

Quelle: Camunda 2022 

Die Vorteile der DMN Decision Tables im Hinblick auf die Prozess-Compliance liegen darin, 

dass sowohl die Regeln als auch die Input-Daten für alle transparent und verständlich darge-

stellt sind und dadurch leicht auf Vollständigkeit und Konsistenz überprüft werden können. 

(Silver 2016, S. 18) 

6.5.5.4 Modellierung mit DMN 

Bei der Modellierung mit DMN wird eine Business Rule Task für die Entscheidung im BPMN-

Modell erstellt. Diese entspricht der Top-Level Decision des DRD. Anschließend wird das voll-

ständige DRD erstellt, aus dem sich ablesen lässt, von welchen weiteren Entscheidungen die 

Top-Level Decision abhängig ist, was Auswirkungen auf die Entscheidungslogik hat. (Silver 

2016, S. 25) DMN bildet dabei die Entscheidungslogik ab, wobei das DRD die Struktur der 

Entscheidung, nicht aber deren Logik und Implementierung beschreibt. BPMN dagegen bildet 

die Prozesslogik ab. (Silver 2016, S. 36) 

Es kann nun entweder nur eine Decision Table für die Top-Level-Decision erstellt werden oder 

für jede Entscheidung im DRD eine eigene Decision Table, die dann die Top-Level-Decision 

unterstützt. Hier sollte man die Variante gemäß der Komplexität der Entscheidung wählen. 

Wird die Decision Table zu umfangreich und komplex, wenn man sie nur für die Top-Level 

Decision erstellt, sollte man für alle Entscheidungen im DRD eine eigene Decision Table er-

stellen. (Silver 2016, S. 28–29) Bei der Ausführung ist der Normalfall, dass man bei der un-

tersten Entscheidung beginnt und sich zur Top-Level-Decision durcharbeitet. Dies ist jedoch 

nicht die einzige Möglichkeit und es kann in manchen Fällen effizienter sein andersherum 

vorzugehen. (Silver 2016, S. 36) 

Sobald der BPMN-Prozessfluss zu einer Business Rule Task gelangt, wertet er das in dieser 

hinterlegte Regelwerk aus. (Freund; Rücker 2019, S. 192) Dafür ruft eine Business Rule Task 

immer einen Decision Service einer Business Rule Engine auf. (Silver 2016, S. 93) Die An-

wendung der Entscheidungslogik führt zu einem Output, der im Prozessfluss verarbeitet wer-

den muss. (Silver 2016, S. 28–29) Die Ergebnisse der Entscheidungen können dementspre-

chend den BPMN-Prozessfluss steuern, indem diese die Ausführungsreihenfolge von nach-

folgenden Aktivitäten beeinflussen, über den weiteren Prozessfluss bei einem verzweigenden 

Gateway entscheiden oder Prozessteilnehmende für die Ausführung der gewählten Aktivität 

festlegen. (Debevoise; Taylor; Geneva 2014, S. 153) 
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6.5.6 Modellierung von Compliance-Regeln mit Gateways in BPMN 

Ein Ausmodellieren sämtlicher Ausnahmen und Alternativen führt zu sehr komplexen und 

dadurch nicht mehr handhabbaren Prozessen. (Buck-Emden; Alda 2017, S. 105) Die Ent-

scheidungslogik und wichtige Details der Entscheidung können bei einer Ausmodellierung im 

Prozessfluss untergehen, da sie nur mit vielen Gateways und Bedingungen abgebildet werden 

können. Eine weitere Gefahr liegt darin, dass die eigentliche Entscheidung aufgrund der Auf-

teilung auf verschiedene Prozessschritte nicht mehr erkennbar ist. (Debevoise; Taylor 2016, 

S. 2) 

Die Komplexität ist bereits im folgenden BPMN-Modell erkennbar, in dem die in den vorheri-

gen Decision Tables abgebildeten Regeln in BPMN ausmodelliert wurden: 

 

 

 

Darstellung 31: Beispiel einer ausmodellierten Entscheidung in BPMN 

Quelle: Camunda 2022 
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Hier ist eine einfache Integration von DMN in BPMN möglich, indem man die vorhin darge-

stellte Decision Table über eine Business Rule Task in den BPMN-Prozessfluss integriert. 

(Camunda 2022) 

 

 

Darstellung 32: Beispiel einer integrierten Entscheidung in BPMN 

Quelle: Camunda 2022 
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7 Modellierung praxisnaher Beispiele 

In diesem Kapitel werden die Praxisbeispiele der Compliance-Anforderungen für die Verpa-

ckungskennzeichnung in Frankreich und Italien mit DMN modelliert. Hierbei handelt es sich 

um Beispiele für die unterschiedlichen Verpflichtungen im Bereich der Erweiterten Herstel-

lerverantwortung für Verpackungen je nach Land. Am Ende des Kapitels werden die Erkennt-

nisse aus dem Modellierungsteil beschrieben, inwiefern sich alle ausgewählten Compliance-

Anforderungen in Form von Buisness Rules über Decision Tables abbilden lassen. Die allge-

meinen Vorteile von Decision Tables gegenüber der Modellierung im BPMN-Prozessfluss 

wurden im vorangehenden Theorieteil bereits ausführlich beschrieben.  

Zuerst werden die Compliance-Regeln für die Verpackungskennzeichnung in Frankreich und 

Italien in Textform beschrieben. Anschließend wird die Entscheidungsstruktur jeweils als De-

cision Requirements Diagram dargestellt und abschließend werden alle Entscheidungen in 

Decision Tables umgesetzt. 

7.1 Compliance-Regeln für die Verpackungskennzeichnung in 
Frankreich 

Die rechtliche Grundlage für die Verpackungskennzeichnung in Frankreich sind der Artikel 17 

des Loi AGEC und das Dekret Nr. 2021-835 vom 29. Juni 2021. Gemäß Artikel 17 des Loi 

AGEC müssen alle Produkte gekennzeichnet werden, die mit privaten Haushalten als Zielort 

in Verkehr gebracht werden. (Loi AGEC 2020) Ziel der Verpackungskennzeichnung ist es, 

dass noch mehr Konsumentinnen und Konsumenten in Frankreich ihre Verpackungsabfälle 

richtig entsorgen. Dies wird dadurch vereinfacht, dass alle Verpackungen, egal ob recycling-

fähig oder nicht, in den gleichen Abfallbehälter gegeben werden. (CITEO 2021, S. 4-54) Eine 

Ausnahme bilden Glasverpackungen, was im weiteren Text noch genauer beschrieben wird. 

Das Logo selbst und die Guideline zu seiner Anwendung wurden von den französischen Mi-

nisterien für Wirtschaft und ökologischen Wandel sowie für Wirtschaft und Finanzen geneh-

migt.  

Je nachdem, ob die Verpackung nur in Frankreich oder international verkauft wird, sollten 

unterschiedliche Logos gewählt werden. (CITEO 2021, S. 8) 

Im Folgenden werden zuerst die Anwendungsregeln für Produkte beschrieben, die nur in 

Frankreich verkauft werden. Die Quelle ist außer bei Grafiken immer der CITEO Guide von 

2021, sodass im folgenden Abschnitt nur noch die Seitenzahlen dieses Guides angegeben 

werden. 

 

 

 

 

4 Für den Zugriff auf diese Quelle wird ein Account bei CITEO benötigt. 
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• Das Triman-Logo ist Pflicht und muss immer ganz links angegeben werden (S. 10), 

wie auf dem folgenden Verpackungslogo abgebildet. 

 

Darstellung 33: Abbildung eines Französischen Verpackungslogos 

Quelle: Info-Tri 2021 S. 1 

• Alle Verpackungskomponenten, die getrennt entsorgt werden können, müssen durch 

ein „+“ getrennt abgebildet werden. Die Komponenten selbst können entweder mit Pik-

togramm und Text (wie im obenstehenden Beispiel), nur mit Text oder nur mit dem 

Piktogramm abgebildet werden. (S. 10) Für den Text muss hier die Schriftart Helvetica 

Neue 77 Fett verdichtet verwendet werden. (S.17) Firmen können eigene Pikto-

gramme verwenden, für die dann weitere Designregeln von CITEO gelten. (S.18) Dies 

soll hier jedoch nicht betrachtet werden, da CITEO eine große Anzahl an Piktogram-

men bereitstellt, bei denen passende Piktogramme für die meisten Verpackungen ent-

halten sind, sodass keine eigenen Piktogramme benötigt werden. 

• Wenn ein Artikel 3 oder mehr Verpackungskomponenten enthält, müssen die einzel-

nen Komponenten im Label nicht mehr aufgeführt werden. Stattdessen kann der Satz 

„éléments d’emballage“ (Verpackungselemente) verwendet werden. (S.19) 

• Der Mülleimer mit Text ganz rechts muss für Verpackungen abgebildet werden, aller-

dings kann der Text durch ein Piktogramm ersetzt werden. Für Glasabfälle gibt es ein 

anderes Symbol, welches aber auch mit Text oder Piktogramm verwendet werden 

kann. (S.16) Hat ein Artikel mehrere Verpackungskomponenten, wobei eine aus Glas 

ist, müssen sowohl der Mülleimer als auch das Symbol für Glasabfälle hinter den je-

weiligen Komponenten aufgeführt werden. (S.21) 

• Der Text „LE TRI + FACILE“ auf der linken Seite wird stark empfohlen, weil der Kun-

dinnen und Kunden den Eindruck vermittelt, dass Mülltrennung einfacher geworden 

ist. Verpflichtend ist er allerdings nicht. (S.14) 

 

Die einzelnen Elemente des Logos, die zusammengesetzt werden können, sind in der folgen-

den Abbildung nochmal grafisch dargestellt: 
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Darstellung 34: Zusammensetzung des Französischen Verpackungslogos 

Quelle: Info-Tri 2021 S. 2 

• Für Verpackungsabfälle muss das Logo gelb gefärbt sein (Pantone 123 C C0 M25 J86 

N0), für Glasabfälle grün (Pantone 2258 C C85 M0 JI00 N20). Dies sind auch die Far-

ben des jeweiligen Sortierstroms in Frankreich. Alternativ wäre ein neutrales schwarz 

(Pantone Black C C0 M0 J0 NI00) und jede andere Farbe (einfarbig) möglich, solange 

das Logo gut erkennbar ist. (S.12) 

• Zusätzlich könnten Hersteller freiwillig noch den Satz „Séparez les éléments avant de 

trier“ rechts unterhalb des Logos aufführen. (S.10) 

• Der Hintergrund des Labels muss so gestaltet sein, dass das Logo darauf gut erkenn-

bar ist. (S.12) 

• Die Standard-Mindestgröße des Triman-Logos ist 10mm Höhe, die kompakte Mindest-

größe 6mm Höhe. (S. 13) 

• Der Triman muss immer schwarz sein, außer er wäre dadurch nicht lesbar, z.B. weil 

der Hintergrund ebenfalls schwarz ist. Dann sollte er mit einer weißen Box angewendet 

werden. Es wäre auch möglich, den Triman in der Farbe der Sortieranweisung abzu-

bilden vorausgesetzt, er ist dadurch gut lesbar. (S.13) 

• Um das Logo muss eine leere Fläche von mindestens der dreifachen Dicke der Um-

randungslinie sichergestellt werden, um die Lesbarkeit des Logos zu gewährleisten. 

(S.17) 

• Das Logo kann horizontal, vertikal oder gruppiert dargestellt werden. Das horizontale 

Standard-Logo, welches verwendet werden sollte, hat eine Höhe des Trimans von 

mindestens 10mm und des gesamten Logos von mindestens 16mm. Wenn der Platz 

auf der Packung sehr begrenzt ist, kann der Triman mit einer Höhe zwischen 6 und 

10mm verwendet werden, wodurch das gesamte Logo entsprechend eine Höhe von 

8mm hat. (S.25). Das vertikale Standardlogo hat eine Breite von 22mm und die kom-

pakte Version eine Breite von 8 bis 11mm, je nach verwendeten Elementen. (S.26) 
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• Verpackungen mit einer Fläche von weniger als 10cm² an der längsten Kante ohne 

Begleitpapiere müssen keine Verpackungskennzeichnung enthalten, wenn die ent-

sprechenden Informationen in elektronischer Form vorliegen (S.29) 

• Verpackungen mit einer Fläche zwischen 10 und 20cm² an der längsten Kante ohne 

Begleitpapiere müssen zumindest das Triman-Logo tragen. Auf die Sortierinformation 

auf der Verpackung kann verzichtet werden, solange diese Informationen elektronisch 

zur Verfügung gestellt werden. (S.29) 

 

Werden die Produkte nicht nur in Frankreich, sondern auch international verkauft, gelten die 

folgenden zusätzlichen Regeln: 

• In der oberen linken Ecke müssen die Buchstaben FR aufgeführt werden, um eindeutig 

zu kennzeichnen, dass dieses Logo nur für Frankreich gilt. (S.36) 

• Es können ausschließlich Piktogramme für die Verpackungselemente und die Müllei-

mer verwendet werden. (S.36) Dies kann aus Sicht der Autorin bei internationalen Ver-

packungen sinnvoll sein, da Piktogramme auch international verständlich sind. 

Wie man bei der Beschreibung der Compliance-Regeln für die Verpackungskennzeichnung 

in Frankreich erkennen kann, gibt es hier einige Wahlmöglichkeiten und freiwillige Elemente. 

Damit jedoch eine Entscheidungslogik über Decision Tables abgebildet werden kann, müssen 

sich Unternehmen für bestimmte Wahlmöglichkeiten als internen Design Styleguide entschei-

den. Diese vom Unternehmen definierten Regeln müssen dann entsprechend modelliert und 

eingehalten werden. 

Bei der Modellierung der Decision Table bei Punkt 7.3 wird die Entscheidung angenommen, 

dass immer, wenn Artikel international verkauft werden, möglichst mit Piktogrammen und der 

Farbe schwarz gearbeitet wird. Auf komplett freiwillige Elemente wird verzichtet, um die Ent-

scheidung nicht unnötig komplex zu machen. 

7.2 Compliance-Regeln für die Verpackungskennzeichnung in Italien 

In Italien ist das Consorzio Nazionale Imballaggi (CONAI) für das Erreichen der gesetzlich 

vorgeschriebenen Ziele für die Wiederverwertung und das Recycling von Verpackungsabfäl-

len verantwortlich. Unternehmen, die Verpackungen aus Stahl, Aluminium, Papier/Pappe, 

Holz, Kunststoff, Biokunststoff oder Glas in Italien in Verkehr bringen, müssen sich bei CONAI 

registrieren und entsprechend Gebühren für die Verpackungen bezahlen. Informationen, wel-

che Unternehmen CONAI beitreten müssen und wie Verpackungen von Nicht-Verpackungen 

unterschieden werden können, stellt das Konsortium auf seiner Website bereit. (CONAI 2022) 

Für die Implementierung des neuen italienischen Gesetzesdekrets Nr. 116/2020 zur Verpa-

ckungskennzeichnung, welches die EU Richtlinie 2018/851 über Abfälle und die EU-Richtlinie 

2018/852 über Verpackungen und Verpackungsabfälle umsetzt, hat CONAI einen Leitfaden 

veröffentlicht, der Unternehmen dabei helfen soll, die neuen Vorschriften korrekt anzuwenden. 

Dabei wird insbesondere auf die Bestimmungen des Artikels 219 Absatz 5 des Gesetzes-

dekrets eingegangen, der sich konkret mit der Umweltkennzeichnung beschäftigt. Außerdem 
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wird Unternehmen das Tool „e-tichetta“ zur Verfügung gestellt, mit welchem Unternehmen 

Unterstützung beim Design einer eigenen Umweltkennzeichnung erhalten, welches die Kenn-

zeichnungsanforderungen für die unternehmensspezifischen Verpackungen erfüllt. (Kenn-

zeichnung 2022a Kapitel 2)  

Des Weiteren hat CONAI FAQs zu diversen Fragestellungen rund um die Implementierung 

der neuen Verpackungskennzeichnung zusammengetragen. Fragen, die darin beantwortet 

werden, sind z.B., welche Komponenten nicht als Verpackung zählen oder wie bestimmte 

Materialien gekennzeichnet werden müssen. (Kennzeichnung 2022b) Unternehmen, welche 

die neuen Kennzeichnungsverpflichtungen nicht oder nicht ausreichend erfüllen, unterliegen 

einem verwaltungsrechtlichen Bußgeld von 5.200 bis 40.000 Euro. (Kennzeichnung 2022a 

Kapitel 3d) 

Für die Bestimmung der Verpackungskennzeichnungen gelten gemäß des CONAI-Leitfadens 

die im Folgenden aufgeführten Regeln:  

• Gekennzeichnet werden müssen nur Verpackungen, die laut dem Gesetzgeber auch 

als Verpackung gelten. Das italienische Gesetzesdekret Nr. 152/06 definiert Verpa-

ckungen in Artikel 218 Absatz 1a wie folgt: 

„ il prodotto, composto di materiali di qualsiasi natura, adibito a contenere de-

terminate merci, dalle materie prime ai prodotti finiti, a proteggerle, a consentire 

la loro manipolazione e la loro consegna dal produttore al consumatore o 

all'utilizzatore, ad assicurare la loro presentazione, nonché gli articoli a perdere 

usati allo stesso scopo“ 

„Alle Produkte aus beliebigen Materialien, die für die Umhüllung, den Schutz, 

die Handhabung, die Auslieferung und die Präsentation von Waren verwendet 

werden, von Rohmaterialien bis zu den Fertigerzeugnissen, vom Hersteller 

zum Nutzer oder Verbraucher, einschließlich der für dieselben Zwecke verwen-

dete Einwegartikel.“ (Decreto legislativo 3 aprile 2006, n.152 Norme in materia 

ambientale 218. Definizioni 1. a) imballaggio) 

Keine Verpackungen und damit nicht kennzeichnungspflichtig sind im Bereich der 

Spielwaren Schachteln von Spielkarten, Kappen von Stiften und Spieleanleitungen. 

(Kennzeichnung 2022b) 

• Die Verpackungsmaterialien müssen bei primären, sekundären und tertiären Verpa-

ckungen gekennzeichnet sein gemäß der EU-Entscheidung 129/1997/EG (Kennzeich-

nung 2022a Kapitel 2a) – „Entscheidung der Kommission vom 28. Januar 1997 zur 

Festlegung eines Kennzeichnungssystems für Verpackungsmaterialien gemäß der 

Richtlinie 94/62/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über Verpackungen 

und Verpackungsabfälle“. Im Anhang dieser EU-Entscheidung sind die Abkürzungen 

und alphanumerischen Codes angegeben, mit denen Verpackungskomponenten aus 

bestimmten Materialien gekennzeichnet werden müssen. Da bei Spielwarenherstel-

lern hauptsächlich Verpackungen aus Kunststoff, Papier und Pappe oder aus Ver-

bundstoffen verwendet werden, sind nur die ersten beiden Anhänge und der Anhang 

VII im Folgenden aufgeführt: 
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Darstellung 35: Anhang I der EU-Entscheidung 129/1997/EG 

Quelle: 97/129/EG S. 2 

 

 

Darstellung 36: Anhang II der EU-Entscheidung 129/1997/EG 

Quelle: 97/129/EG S. 2 
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Darstellung 37: Anhang VII der EU-Entscheidung 129/1997/EG 

Quelle: 97/129/EG S. 4 

 

• Es muss immer ein Hinweis zur korrekten Entsorgung der Verpackung angegeben 

werden z.B.  

„Raccolta differenziata. Verifica le disposizioni del tuo Comune [Getrennte Müll-

sammlung. Überprüfen Sie die Bestimmungen Ihrer Gemeinde]“ (Kennzeich-

nung 2022a Kapitel 2a) 

 

Neben den verpflichtenden alphanumerischen Codes der Verpackungsmaterialien und dem 

Hinweis zur korrekten Entsorgung sind auch noch einige freiwillige Kennzeichnungen möglich, 

wie in der folgenden Tabelle dargestellt wird. (Kennzeichnung 2022a Kapitel 2a) Dies wird an 

dieser Stelle der Vollständigkeit halber erwähnt. Im Modellierungsbeispiel werden jedoch nur 

die gesetzlich vorgeschriebenen Kennzeichnungsanforderungen berücksichtigt. 
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Darstellung 38: Übersicht der gesetzlichen und freiwiliigen Kennzeichnungsanforderungen für Verpackungen in 
Italien 

Quelle: Kennzeichnung 2022a Kapitel 2a 
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• Einkomponentenverpackungen für Endverbraucher müssen den alphanumerischen 

Code gemäß der Entscheidung 129/97/EG sowie einen Hinweis zur Entsorgung bein-

halten. Einkomponentenverpackungen können sich auch dadurch ergeben, dass bei 

einer Mehrkomponentenverpackung die Komponenten manuell, gemäß der folgenden 

Definition, trennbar sind. Sind sie das nicht, handelt es sich um eine Verbundverpa-

ckung. (Kennzeichnung 2022a Kapitel 2) 

„Eine manuell trennbare Komponente ist eine Komponente, die der Benutzer 

allein mit den Händen und ohne Einsatz weiterer Hilfsmittel und Werkzeuge 

vom Hauptkörper zur Gänze trennen kann, ohne seine Gesundheit und Unver-

sehrtheit zu gefährden (unbeschadet kleinerer Materialreste, die nach der Tren-

nung haften bleiben)“  (Kennzeichnung 2022a Kapitel 2) 

 

• Handelt es sich um eine Verbundverpackung, bei der ein Verpackungsmaterial mehr 

als 95% des Gewichts ausmacht und das andere Material bzw. die anderen Materia-

lien unter 5% liegen, muss das gewichtsmäßig überwiegende Material bestimmt und 

für dieses der alphanumerische Code sowie die Entsorgungshinweis angegeben wer-

den. (Kennzeichnung 2022a Kapitel 2c) 

 

 

 

Darstellung 39: Kennzeichnung einer Verbundverpackung mit mehr als 95% PP-Anteil 

Quelle: Kennzeichnung 2022a Kapitel 2c 

 

• Handelt es sich um eine Verbundverpackungen bei der die einzelnen Verpackungs-

materialien jeweils mehr als 5% ausmachen, muss die Kennzeichnung gemäß des 

Anhang VII der Entscheidung 129/97/EG erfolgen. (Kennzeichnung 2022a Kapitel 2c) 
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Darstellung 40: Kennzeichnung einer Verbundverpackung mit mehr als 5% Anteil der einzelnen Materialien 

Quelle: Kennzeichnung 2022a Kapitel 2c 

• Bei Mehrkomponentenverpackungen, bei denen die Komponenten jedoch manuell ge-

trennt werden können, muss auf jeder Komponente der jeweils passende alphanume-

rische Code mit Entsorgungshinweis aufgebracht werden. (Kennzeichnung 2022a Ka-

pitel 2c) 

• B2B-Verpackungen wie Transportverpackungen oder Displays, die nicht beim privaten 

Endverbraucher als Abfall anfallen, müssen auch den alphanumerischen Code tragen. 

Bei ihnen kann jedoch auf den Entsorgungshinweis verzichtet werden. (Kennzeich-

nung 2022a Kapitel 2b) 

• Bei den B2B-Verpackungen kann der alphanumerische Code auf den Transportdoku-

menten oder digital angegeben werden, da es oft wirtschaftlich problematisch ist, die 

Verpackung selbst zu kennzeichnen. (Kennzeichnung 2022a Kapitel 3c) 

• Es muss jeweils auch die Bezeichnung der Verpackungskomponente angegeben wer-

den, damit klar ist, auf welche Verpackungskomponente sich die Entsorgungsinforma-

tion bezieht. (Kennzeichnung 2022a Kapitel 2b) 

• Außerdem sollte für die Klarheit beim Verbraucher die übergeordnete Werkstofffamilie 

angegeben werden z.B. „Papier“. (Kennzeichnung 2022a Kapitel 2b) 

• Kunststoffe (Polymere), die in der Entscheidung 129/97/EG nicht ausdrücklich aufge-

führt sind, müssen mit dem Code 7 gekennzeichnet werden. (Kennzeichnung 2022a 

Kapitel 2c) 

• Bei physischen und/oder technologischen Einschränkungen kann die Umweltkenn-

zeichnung anstatt auf der Verpackung über digitale Kanäle erfolgen z.B. auf der Web-

site. Dabei sollte auf der Verpackung angegeben werden, wie die Informationen online 

abgerufen werden können z.B. über einen QR-Code. Außerdem könnten die Informa-

tionen auf dem Beipackzettel aufgeführt werden. (Kennzeichnung 2022a Kapitel 3c) 

 

Es sind noch weitere Regelungen für Einkaufstüten aus Kunststoff und Getränkebecher, die 

ganz oder teilweise aus Kunststoff hergestellt werden vorgesehen. Da diese jedoch bei Spiel-

waren in der Regel keine Anwendung finden, soll auf diese Regeln an dieser Stelle auch nicht 

weiter eingegangen werden.  
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7.3 Decision Requirements Diagram Frankreich 

Damit das Design des französischen Verpackungslogos abgeschlossen werden kann, müs-

sen verschiedene Entscheidungen in einer bestimmten Reihenfolge getroffen werden. Zuerst 

muss bestimmt werden, ob es sich um einen Artikel handelt, auf den ein Verpackungslogo 

aufgebracht werden muss. Da der Triman immer verpflichtender Bestandteil des Logos ist, 

muss im nächsten Schritt über die Gestaltung des Rahmens, die Farbauswahl und die Abbil-

dung des Mülleimers entschieden werden. Ob der Rahmen den Zusatz FR erhält und in der 

Farbe der nationalen Wertströme oder in einer neutralen Farbe gefärbt wird, hängt davon ab, 

ob der Artikel national oder international verkauft wird. Der Mülleimer wird abhängig vom Ver-

packungsmaterial gewählt.  

Anschließend muss definiert werden, ob die einzelnen Verpackungskomponenten mit Text 

oder als Piktogramme dargestellt werden sollen. Dies hängt wieder davon ab, ob es sich um 

einen nationalen oder internationalen Artikel handelt, wobei auch die Anzahl der Verpa-

ckungskomponenten eine Rolle spielt, da ab 3 Komponenten ein einzelner Satz ausreichend 

ist. Abschließend müssen noch Größe und Hintergrund des Logos definiert werden, was von 

der Größe und Farbe der Packung abhängt sowie davon, ob die Sortieranweisungen auch 

elektronisch verfügbar sind. Zusätzlich muss noch der CITEO Guide als Wissensquelle kon-

sultiert werden, der für die einzelnen Input-Daten Vorgaben zum Design definiert. 

Dies ist im folgenden DRD dargestellt: 
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Darstellung 41: DRD zur Verpackungskennzeichnung in Frankreich 

Quelle: Eigene Darstellung mit dem Camunda Modeler Version 4.11.1 

7.4 Decision Requirements Diagram Italien 

Um zu bestimmen, welche Informationen zur Verpackungskennzeichnung in Italien auf welche 

Art und Weise gegeben werden müssen, müssen verschiedene Entscheidungen in einer be-

stimmten Reihenfolge getroffen werden. Zuerst muss bestimmt werden, ob es sich bei der 

vorliegenden Komponente überhaupt um eine Verpackung im Sinne des italienischen Geset-

zesdekrets handelt, da nur Verpackungen unter die Kennzeichnungspflicht fallen. Anschlie-

ßend muss geprüft werden, um was für eine Verpackung es sich konkret handelt, um bestim-

men zu können, welches Material bzw. welche Materialien gekennzeichnet werden müssen. 

Danach kann der alphanumerische Code für die identifizierten Materialien gemäß der Ent-

scheidung 129/1997/EG ausgewählt werden. Abschließend muss noch geprüft werden, ob die 
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Verpackungen bei den Endverbrauchern oder im Handel als Abfall anfallen und ob es physi-

sche oder technologische Einschränkungen gibt. Je nachdem müssen zusätzlich zum alpha-

numerischen Code noch die übergeordnete Werkstofffamilie und ein Entsorgungshinweis ge-

geben werden und die Kennzeichnung muss auf der Verpackung, digital oder auf den Trans-

portdokumenten erfolgen. 

Dieser Zusammenhang ist im folgenden Decision Requirements Diagram grafisch dargestellt:  

 

 

Darstellung 42: DRD zur Verpackungskennzeichnung in Italien5 

Quelle: Eigene Darstellung mit dem Camunda Modeler Version 4.11.1 

7.5 Decision Table Frankreich 

Zum Erstellen der Decision Table wurde das folgende Vorgehen gewählt: 

1.) Sammeln aller Input- und Output-Kriterien zu allen Entscheidungen, die mit dem DRD 

identifiziert wurden. 

2.) Erstellen einer Decision Table zu jeder einzelnen Entscheidung. 

3.) Prüfung, ob die einzelnen Decision Tables zu einer einzigen Tabelle für die Top-Level 

Decision zusammengefasst werden können.  

 

5 Der Camunda Modeler erlaubt es nicht, Symbole zu vergrößern. Daher ragt der Text aus der untersten 
Wissensquelle hinaus. 
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Die folgende Abbildung zeigt die Decision Table für die Entscheidung „Aufbringen eines Ver-

packungslogos erforderlich“. 

 

Darstellung 43: Decision Table zur Entscheidung „Aufbringen eines Verpackungslogos erforderlich“ 

Quelle: Eigene Darstellung mit dem Camunda Modeler Version 4.11.1 

Kommt die Decsion Table anhand der Input-Kriterien zu dem Ergebnis, dass ein Verpackungs-

logo erforderlich ist, muss in der nächsten Decision Table über das korrekte Design des Rah-

mens und des abgebildeten Mülleimers des Logos entschieden werden: 

 

Darstellung 44: Decision Table zur Entscheidung „Gestaltung und Farbauswahl Rahmen und Mülleimer“ 

Quelle: Eigene Darstellung mit dem Camunda Modeler Version 4.11.1 

Anschließend muss die Entscheidung getroffen werden, ob der Inhalt des Logos in Textform 

oder mit Piktogrammen abgebildet werden soll: 

 

Darstellung 45: Decision Table zur Entscheidung „Inhalt mit Texten oder Piktogrammen“ 

Quelle: Eigene Darstellung mit dem Camunda Modeler Version 4.11.1 

Abschließend muss noch entschieden werden, wo und wie die Darstellung des Triman-Sym-

bols und der Sortieranweisungen erfolgen muss: 
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Darstellung 46: Decision Table zur Entscheidung „Definition Größe und Hintergrund“ 

Quelle: Eigene Darstellung mit dem Camunda Modeler Version 4.11.1 

7.6 Decision Table Italien 

Für Italien wurde das gleiche Vorgehen gewählt wie für Frankreich. Damit ergaben sich die 

folgenden Decision Tables zu den einzelnen Entscheidungen: 

 

Darstellung 47: Decision Table zur Entscheidung „Erfüllung Definition Verpackung“ 

Quelle: Eigene Darstellung mit dem Camunda Modeler Version 4.11.1 

 

Darstellung 48: Decision Table zur Entscheidung „Technische Art der Verpackung“ 

Quelle: Eigene Darstellung mit dem Camunda Modeler Version 4.11.1 
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Darstellung 49: Decision Table zur Entscheidung „Alphanumerischer Code“ 

Quelle: Eigene Darstellung mit dem Camunda Modeler Version 4.11.1 

 

Darstellung 50: Decision Table zur Entscheidung „Anforderungen an die Verpackungskennzeichnung in Itlalien“ 

Quelle: Eigene Darstellung mit dem Camunda Modeler Version 4.11.1 

7.7 Erkenntnisse aus den Modellierungen 

Die ausgewählten Compliance-Anforderungen konnten aus Sicht der Autorin alle über die De-

cision Tables abgebildet werden. Die Überlegung, die einzelnen Decision Tables in einer ein-

zigen Decision Table abzubilden, wurde verworfen, da dies zu einer hohen Komplexität ge-

führt hätte.  

Die einzelnen Decision Tables zu den einzelnen Entscheidungen bieten eine sehr gute Trans-

parenz über die Entscheidungskriterien. Außerdem haben die einzelnen Entscheidungen un-

terschiedliche Input-Daten und Wissensquellen. Dadurch können die Decision Tables, wenn 

sie getrennt modelliert sind, leicht angepasst werden, wenn sich ein einzelnes Kriterium ändert 

und die anderen Decision Tables bleiben unverändert. Das wäre nicht der Fall, wenn alle 

Entscheidungskriterien in einer Tabelle berücksichtigt werden würden. Dann müsste man erst 

alle Zusammenhänge prüfen, ob diese so noch korrekt sind. Für die Decision Engine spielt es 

letztendlich keine Rolle, wie viele Teilentscheidungen sie treffen muss, sodass durch die ge-

trennte Modellierung der einzelnen Entscheidungen kein Nachteil in der Performance ent-

steht. 
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Es wäre möglich, die Einhaltung der Compliance-Anforderungen über diese technische Lö-

sung sicherzustellen. Jedoch handelt es sich bei der Bestimmung der richtigen Verpackungs-

logos für Italien und Frankreich um einen wissensintensiven Prozess, der nicht komplett au-

tomatisiert werden kann. Die menschlichen Prozessteilnehmenden können bei der Auswahl 

des richtigen Logos unterstützt werden, jedoch müssen sie es am Ende noch selbst gemäß 

möglicher Design-Richtlinien in die Packung einbauen. Daher sollte für die soziale Implemen-

tierung noch überlegt werden, wie man die manuellen Tätigkeiten möglichst benutzerfreund-

lich gestalten kann, um eine hohe Akzeptanz und Umsetzungssicherheit zu gewährleisten. 

Den Prozessfluss könnte man sich so vorstellen, dass die Design-Mitarbeitenden über das 

BPMS eine Abfragemaske geöffnet bekommen, in der sie die folgenden Informationen ange-

ben müssen: 

• Italien und/oder Frankreich 

• B2B- oder B2C-Verpackung 

• Anzahl, Art und Material der Verpackungskomponenten 

• Fläche der Packung 

• Verkauf national oder auch international 

• Triman und Sortieranweisungen elektronisch verfügbar 

• Physische oder technologische Einschränkungen beim Druck auf die Packung 

 

Diese Eingabe könnte man als Aktivität mit der Bezeichnung „Anforderungen spezifizieren“ 

modellieren. Sobald die Informationen eingegeben sind, entscheidet das BPMS, ob Logos für 

Frankreich und/oder Italien benötigt werden und ruft die entsprechende(n) Business Rule 

Task(s) auf, welche entscheidet, wie die Logos jeweils zusammengesetzt werden müssen. 

Das Ergebnis dieser Entscheidung wird an das Design zurückgemeldet, welches die Logos 

jedoch manuell in die Packung einbauen muss. Der Input für die Entscheidungsfindung wird 

also aus dem Prozess geliefert. 

Dieser Prozess ist im folgenden Modell dargestellt, welches mit BPMN modelliert wurde: 

 

Darstellung 51: Prozess „Logos FR und IT einbauen“ mit Business Rule Tasks ohne Pool 

Quelle: Eigene Darstellung mit dem Camunda Modeler Version 4.11.1 
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Unterteilt man noch zwischen Design und BPMS sieht der Prozess wie folgt aus: 

 

 

 

Darstellung 52: Prozess „Logos FR und IT einbauen“ mit Business Rule Tasks mit Pool 

Quelle: Eigene Darstellung mit dem Camunda Modeler Version 4.11.1 

Modelliert man für Frankreich nur die ersten beiden Entscheidungen, „Aufbringen eines 

Verpackungslogos erforderlich“ und „Gestaltung und Farbauswahl Rahmen und Mülleimer“, 

statt über die Business Rule Task „Logo-Anforderungen FR prüfen“ direkt im Prozessfluss, 

ergibt sich das folgenden Modell: 
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Darstellung 53: Modellierung von Entscheidungen im BPMN-Prozessfluss 

Quelle: Eigene Darstellung mit dem Camunda Modeler Version 4.11.1 

 

Wie man an diesem Beispiel erneut erkennen kann, steigt die Komplexität und das Modell 

wird bereits unübersichtlich, obwohl die beiden umfangreichsten Entscheidungen für 

Frankreich noch gar nicht darin enthalten sind. Würden sich nun Entscheidungskriterien 

ändern, müsste man ggf. das komplette Modell umstellen, während sich bei der DMN-Lösung 

am Prozessfluss selbst nichts ändern würde, sondern nur eine Decision Table angepasst 

werden müsste. 
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8 Fazit und Ausblick 

Unternehmen, die Compliance-Anforderungen in ihren Geschäftsprozessen implementieren 

möchten, müssen sich aus Sicht der Autorin zuerst einen Überblick über die relevanten An-

forderungen verschaffen. Hierbei ist es empfehlenswert, sich auch mit den Risiken bei Außen-

handelsgeschäften zu beschäftigen und frühzeitig Compliance-Expert*innen einzubeziehen.  

Sobald die Compliance-Anforderungen bekannt sind, können diese über eine Prozess-Com-

pliance-Matrix mit den Geschäftsprozessen verknüpft werden, in denen sie umgesetzt werden 

sollen. Ist noch nicht klar, welche Prozesse hierfür am besten geeignet sind, hilft eine erste 

Orientierung über die Prozesslandkarte und die Anwendung der in Darstellung 17 abgebilde-

ten Matrix zur Festlegung der Prozessverantwortung.  

Die Compliance-Anforderungen sollten außerdem über das Prozessportal bei den jeweiligen 

Geschäftsprozessen hinterlegt werden. Hat ein Unternehmen kein Prozessportal empfiehlt 

sich alternativ das Erstellen eines Prozesssteckbriefs, in dem die Compliance-Anforderungen 

enthalten sind. Um die Umsetzungssicherheit der Compliance-Anforderungen zu erhöhen, 

sollten regelmäßig Compliance-Assessments zur Überprüfung der Einhaltung durchgeführt 

werden.  

Der Erfolg einer nachhaltigen Implementierung von Compliance-Anforderungen in Geschäfts-

prozessen hängt wesentlich vom Reifegrad des Prozessmanagements in der Organisation 

ab. Eine klare Prozessorganisation mit definierten Rollen und Verantwortlichkeiten erhöht die 

Akzeptanz für die Umsetzung von Compliance-Anforderungen in Geschäftsprozessen. Hat 

die Organisation dagegen einen geringen Reifegrad des Prozessmanagements, muss viel 

Aufwand für Change Management, Kommunikation und Schulungen betrieben werden, um 

das Compliance-Bewusstsein in der Organisation zu stärken.  

Die effizienteste und umsetzungssicherste Methode, um Compliance-Anforderungen in Ge-

schäftsprozessen technisch zu implementieren ist der Einsatz von Business Rules zur Auto-

matisierung der Entscheidungsfindung. Auch hier ist jedoch ein hoher Reifegrad des Unter-

nehmens im Bereich des Geschäftsprozessmanagements notwendig. Wenn im Unternehmen 

kaum Prozesse dokumentiert sind, können auch keine Business Rules hinterlegt werden. Da-

her müssen Unternehmen immer kritisch hinterfragen, wo die Technik wirklich Vorteile bringt 

und wo erst einmal die organisatorischen Rahmenbedingungen für den Einsatz der Technik 

geschaffen werden müssen. 

Im Modellierungsteil konnten alle Compliance-Anforderungen für die Verpackungskennzeich-

nung in Frankreich und Italien über Decision Tables in DMN abgebildet werden. Dadurch 

konnte die Vereinfachung des Prozesses nachgewiesen werden, da die Regeln nun getrennt 

vom Prozessfluss angepasst werden können und der BPMN-Prozessfluss einfacher model-

liert werden kann. Für Unternehmen, die bereits mit BPMN arbeiten und deren Prozessportal 

auch DMN unterstützt, wäre es daher eine Option zukünftig Compliance-Anforderungen über 

DMN abzubilden. Aber auch hier müssen wieder die sozialen Aspekte bei der Einführung von 

DMN berücksichtigt werden, da das volle Leistungspotenzial der Implementierung in Ge-

schäftsprozessen nur genutzt werden kann, wenn die technischen und sozialen Aspekte ge-

meinsam betrachtet werden.   
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Silver beschreibt in seinem Buch „DMN Method & Style“, dass es im Sinne des Decision Ma-

nagements auch sinnvoll sein kann, zuerst alle Entscheidungen zu identifizierten und an-

schließend die Geschäftsregeln zu dokumentieren, die zum Treffen dieser Entscheidungen 

geführt haben. (Silver 2016, S. 4) Aus Sicht der Autorin ist dieser Ansatz bei der Implemen-

tierung von Compliance-Anforderungen zur Erweiterten Herstellerverantwortung in Ge-

schäftsprozesse jedoch nicht sinnvoll. Das Thema Erweiterte Herstellerverantwortung gewinnt 

zwar an Bedeutung, ist aber in vielen Unternehmensbereichen noch nicht bekannt. Daher 

sollte man von den Regeln ausgehen, diese dokumentieren und transparent machen, und 

kann damit die Entscheidungskriterien festlegen. Bei einer Ausdehnung auf andere, etablier-

tere Bereiche wie z.B. Lieferantenbewertungen könnte dieses Vorgehen jedoch sinnvoll sein. 

Silver hat außerdem bereits 2014 darüber geschrieben, dass DMN auch im Zusammenhang 

mit dem Internet of Things verwendet werden könnte, indem es Ergebnisse aus der Daten-

verarbeitung von Geräten nach bestimmten Regeln filtert und miteinander in Beziehung setzt, 

um dadurch Erkenntnisse zu gewinnen. Dazu müsste DMN allerdings eine zeitliche Dimen-

sion enthalten, was auch heute noch nicht der Fall ist. (Silver 2016, S. 11) Für die Erweiterte 

Herstellerverantwortung hat das Internet of Things aktuell noch keine Bedeutung. Jedoch 

könnte es für Compliance-Anforderungen im Bereich der Produkthaftung oder IT-Sicherheit 

relevant sein. 

Letztendlich ist für weitere Recherchen im Themenbereich der Business Rules auch die von 

Silver erwähnte Verknüpfung von DMN mit Big Data oder Predictive Analytics interessant. 

(Silver 2016, S. 7) 
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